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Teure Imagekampagne statt Bekämpfung der Arbeitslosigkeit

Bundeskanzler Schröder wollte bekanntlich
einst das weitere Schicksal seiner Regierung
von durchschlagenden Erfolgen bei der Be-

kämpfung der Arbeitslosigkeit abhängig machen. Doch
die Massenentlassungen gingen weiter. Heute, bei offizi-
ell 4.184.000Arbeitslosen (tatsächlich dürfte die Zahl bei
sieben Millionen liegen), will er nicht mehr daran erin-
nert werden. Da bleibt nur noch Schönreden, um die ka-
tastrophale Lage am Arbeitsmarkt zu überspielen. Wozu
hat man denn auch immer mehr Sprücheklopfer an der
Spitze der New-SPD, die sich mit neuen abstrusen Mo-
dellen brüsten und ihre Inhaltsschwäche mit anglizisti-
schen Begriffen zu übertünchen versuchen.

Neben Wirtschaftsminister Clement hatte sich der
forsche Landessozialminister Florian Gerster auf diesem
Gebiet besonders hervorgetan. „Unrühmlich“, meinten
zwar die einen, die man wegen ihres Festhaltens an ihrer
sozialen Einstellung der gängigen BRD-Sprachregelung
entsprechend die Blockierer nennt. Gerade dafür geschaf-
fen, die Bundesanstalt für Arbeit (BA) im neoliberalen
Geist umzukrempeln und die Arbeitslosenzahlen durch
Statistiktricks und Druck auf die Arbeitslosen scheinbar
zu senken, war die Meinung nicht nur der SPD-geführ-
ten Regierung, sondern auch vieler Sozialstaatsgegner im
konservativen Lager. Sie hatten nichts dagegen, den jovi-
alen Jagoda (CDU), der sich eine Blöße gegeben hatte,
durch den arroganten Umkrempler Gerster zu ersetzen.
Ungeachtet der vielfältigen Aufgaben, die der BA im Laufe
der Zeit zusätzlich aufgetragen worden waren (u.a. Kin-
dergeldauszahlung), trompetete Gerster noch vor Beginn

seiner Amtstätigkeit, die Hälfte der 90.000 Mitarbeiter sei
überflüssig. Wahrscheinlich hatte er zu diesem Zeitpunkt
wenig Ahnung, welche Aufgaben dort tatsächlich zu be-
wältigen waren. Es geht nicht darum, bürokratische Zu-
stände oder Leerlauf zu verteidigen oder sich effektiven
Methoden der Arbeitsvermittlung entgegenzustemmen.
Doch mit der kostenträchtigen Umbenennung der BA und
der Arbeitsämter in „Agenturen“, der Arbeitslosen in
„Kunden“ und der Sachbearbeiter in „Fallmanager“, wird
kein Arbeitsloser mehr vermittelt, wenn die Stellen feh-
len. Inzwischen hat Besserwisser Gerster sein Vorhaben,
die Hälfte seiner Beamten und Angestellten zu feuern
aufgeben müssen. Kein Wunder, daß 90 % seiner Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter ihrem Chef feindselig gegen-
überstehen und die Motivation im Eimer ist. Gerster hat
auch erkennen lassen, daß ihm die innere Entscheidungs-
struktur der BA nicht paßt – ein gefundenes Fressen für
die Rechtskräfte. Der „Feudalherr“ (Nürnberger Nach-
richten) sieht im Selbstverwaltungsorgan, das mit Ge-
werkschaftsvertretern, Unternehmervertretern und Poli-
tikern der öffentlichen Hand besetzt ist, eine Einschrän-
kung seiner Selbstherrlichkeit. Vor allem die stellvertre-
tende Vorsitzende des DGB, Engelen-Kefer, war dagegen
aufgestanden. Auch durch seine teilweise Inkompetenz

Die Befreiung der Arbeiterklasse muß das Werk der Arbeiter selbst sein!
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Die Arbeiterstimme erscheint
viermal im Jahr. Abonnement und Ge-
schenkabonnement kosten 13.- € (ein-
schließlich Versandkosten). Über För-
derabonnements (ab 20.- €. aufwärts)
sind wir sehr erfreut. Den Betrag bit-
ten wir, jeweils am Jahresanfang zu
überweisen. Rechnungserstellung er-
folgt aus Kostengründen in der Regel
nicht, sondern nur auf Wunsch. Die
Abonnements können zum Jahresen-
de gekündigt werden. Falls die Bezah-
lung des Abonnements eine Belastung
darstellt (z.B. aus sozialen Gründen),
schicken wir die Arbeiterstimme auch
kostenlos zu. An Tausch-Abos mit an-
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In eigener Sache
Unsere Jahreskonferenz (JK) Ende

Oktober hat bestätigt, daß wir im bishe-
rigen Umfang weiter arbeiten können.
Die Zeitschrift Arbeiterstimme wird auch
2004 wie gewohnt zum Quartalsende
erscheinen. Wir berichten über die Kon-
ferenz und die Lage der Gruppe. Die vier
auf der Tagung gehaltenen Referate dru-
cken wir anschließend, leicht verändert,
ab. Ebenso einen Bericht über die Situ-
ation in Großbritannien, den uns unser
Freund aus England sandte, der diesmal
nicht teilnehmen konnte.

Die Entwicklung auf der Linken und
in den Gewerkschaften liegt uns, wie
immer, besonders am Herzen. Die zwie-
spältige, letztlich aber doch ungute Ent-
wicklung der PDS, wie sie sich auch auf
ihrem Parteitag in Chemnitz darstellte,
haben wir ebenfalls in dieser Nummer
dargestellt.

Die Rechtsentwicklung in der PDS
hat die Debatte um die Gründung einer
neuen Linkspartei verstärkt. Wir haben
deshalb auf der JK dazu Stellung bezo-
gen. In mehreren Beiträgen haben wir
uns die Zukunft der Gewerkschaften zum
Thema gemacht, besonders die Ereig-
nisse bei der IGM. Die Auseinanderset-
zungen bei Siemens-Hofmannstraße in
München haben sich zugespitzt; ein
Bericht hierzu liegt vor. Ein Delegierter
des kürzlich abgehaltenen Bundes-
kongresses von ver.di zeigt auf, wie we-
nig ermutigend die politische und ge-
werkschaftliche Entwicklung bei der
größten deutschen Gewerkschaft ist.

Wir haben noch einen Nachtrag
zum 30. Jahrestag des Putsches in Chi-
le, wobei wir die Reaktionen der deut-
schen Linken diesbezüglich aufs Korn
nehmen.

Es ist nun 80 Jahre her, daß der
Mehrheitssozialdemokrat Ebert die
Arbeiterregierungen in Sachsen und Thü-
ringen auseinanderjagen ließ. Im selben
Jahr, 1923, fand auch der sogenannte
Hamburger Aufstand der KPD statt, des-
sen Scheitern immer wieder zu falschen
Anschuldigungen durch KPD- und SED-
„Historiker“ gegenüber dem damaligen
KPD-Vorsitzenden und späteren KPO-
Führer Brandler führte. (Siehe dazu un-
sere Thalheimer Broschüre: „1923, eine
verpasste Revolution?“ 1.50 €) Auch
heute noch werden in Teilen der linken
Presse die damaligen Ereignisse verfäl-
schend als „deutsche Oktoberlegende“
dargestellt. Ein Artikel in der Zeitschrift
„Sozialismus“ stellt die Tatsachen rich-
tig. Wir bedanken uns für die Nach-
druckgenehmigung.

Kurz vor Redaktionsschluß platz-
te dann noch die Affäre Bundesanstalt
für Arbeit ins Haus, wobei besonders der
von der Schröder-Regierung geförderte
neoliberale „Ausputzer“ Gerster
berechtigterweise ins Visier geriet. Zu
dessen skandalöser Dreistigkeit konnten
auch wir nicht schweigen.

Übrigens: Ein Teil der
bürgerlichen Medien hat die
große Demonstration am 1.
11. in Berlin mit etwa 100 000
Teilnehmern so gut wie tot-
geschwiegen. Die „Nürnber-
ger Nachrichten“ z.B. brach-
ten darüber, zudem an einem
anderen Text anschließend,
nur einen Absatz von ca. 4x4
cm. „Gelenkte Demokratie“?
Nicht nur im Lande Putins
werden die Medien manipu-
liert.

Aus Platzmangel mußten wir auf
den Abdruck einiger Artikel und Rezen-
sionen verzichten. Soweit sie noch ak-
tuell sind, werden wir dies in der nächs-
ten Ausgabe nachholen. Und trotzdem
wurde leider auch diese Ausgabe in
weiten Teilen zu einer Bleiwüste.

Die Fotos zu dem Artikel „Gewerk-
schaften am Scheideweg“ sind am 1.
11. auf der Großdemo in Berlin aufge-
nommen worden. Wir danken der Kol-
legin, die sie uns zur Verfügung gestellt
hat.

Im letzten Heft, Nr. 141, gab es
leider einige technische Fehler. So war
auf Seite 13 („Peters ...) ein sinnent-
stellender Druckfehler. Im ersten Satz
muß es heißen:   „... ist nicht schon links,
wer sich den famosen Erneuerern nicht

anschließt ...“. Im PDS-Artikel wurde
eine redaktionelle Änderung nicht be-
rücksichtigt. In überarbeiteter Fassung
war der Vergleich mit Bismarck und
Hitler nicht mehr enthalten (Arsti 141
S.19).

Wir danken allen Abozahlern

und Spendern, daß sie uns wieder

unterstützt haben. Mit dem neuen

Jahr wird nun wieder das Abo für 2004

fällig. Wir rechnen mit eurer Solida-

rität.

1. November 2003, Berlin
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schuf er sich seine Feinde selbst. Sei-
ne großsprecherische Ankündigung,
die BA könne künftig ohne Bundes-
zuschuß auskommen, erwies sich
umgehend als heiße Luft. Gerster
brüstet sich als Mann der Kürzungen
und Einsparungen, auch wenn es ge-
gen sozial Schwache geht. So tritt er
für schmerzhafte Kürzungen gegen-
über Langzeitarbeitslosen ein und für
die Streichung von Weiterbildungs-
maßnahmen für Tausende von Ar-
beitslosen. Gerster ist ein glühender
Vertreter der Agenda 2010 und der
Hartzgesetze. (Hartz wollte mit sei-
nen Plänen die Arbeitslosigkeit –
schwuppdiwupp – halbieren) Es
wird sogar behauptet, daß ihm das
Urheberrecht auf letztere zustehe.
Mit der Schröder New-SPD und den
grünen Neoliberalen ist er sich
jedenfalls einig, daß es darauf ankom-
me, die Arbeitslosen möglichst laut
als Drückeberger und Arbeitsverwei-
gerer zu denunzieren. So lenkt man
am besten ab von der eigenen Unfä-
higkeit und von den wirklichen Ur-
sachen der Arbeitslosigkeit, die im
kapitalistischen System liegen und
Ausdruck ökonomischer Krisen sind,
die stets der Konjunktur folgen.

Gersters Selbstherrlichkeit und
Unberechenbarkeit sind zwar den
Regierenden in Berlin unangenehm,
z.B. wenn er in Interviews durchbli-
cken läßt, daß die Kanzler-Agenda-
2010 eigentlich seine Idee gewesen
sei. Andererseits paßt er genau in die
neoliberale Zielrichtung der Schröder
und Clement, die ihn deshalb auch zu
halten versuchen. Hat er einmal die
Drecksarbeit geleistet, wird man wei-
ter sehen.

Praktische Erfolge in der Zu-
rückdämmung der Arbeitslosigkeit
lassen, trotz aller Umstellungen in der
Arbeitsverwaltung auf sich warten.
Auch mit Schimpfen auf die Betrof-
fenen, die Arbeitslosen, läßt sich die
Öffentlichkeit auf Dauer nicht beru-
higen. Um das Ansehen der BA in
Nürnberg aufzupolieren, muß Public
Relations her, das große Vorbild USA
macht es doch schon lange vor. Der
Wirtschafts- und Arbeitsminister

selbst war es, der Gerster nahelegte
gegen das schlechte Image der BA
eine aufwendige Werbekampagne zu
starten. Diese schiefe Logik kommt in
Wirklichkeit einem Betrug an den
Beitragszahlern und Arbeitslosen
gleich. Sie ist nichts anderes als Re-
gierungspropaganda. Denn das Geld
wird ja nicht zur Verbesserung der
Lage der Arbeitslosen ausgegeben,
zur besseren Arbeitsvermittlung oder
Unterstützung, was allein das Anse-
hen der BA heben könnte. Die Wer-
bekampagne soll ja im Gegenteil zu
einem besseren Image der Beitrags-
verwalter beitragen!

Den Gewerkschaftsvertretern in
der BA platzte der Kragen: Die stell-
vertretende DGB-Vorsitzende Eng-
elen-Kefer empörte sich, „daß die
Ausgaben der BA für Marketing dras-
tisch steigen, während die Mittel für
die Arbeitsmarktpolitik drastisch zu-
rückgefahren werden“. Man braucht
nur an die Massenarbeitslosigkeit in
den Neuen Bundesländern zu erin-
nern und daran welcher soziale Ab-
stieg den Langzeitarbeitslosen bei
Verwirklichung der Agenda 2010
durch die rosa-olivgrüne Regierung
zugemutet wird, um einen solchen
Vorgang als Skandal zu bezeichnen.

Der Agenda gemäß wird dann
die Arbeitslosenhilfe für Familien mit
Kindern ab sieben Jahren niedriger
ausfallen als der jetzige Sozialhilfe-
satz. Das war selbst der „Grünen Ju-
gend“ zuviel.

Das Millionending
Im Zuge der Gerster-Affäre

wurde nun bekannt, daß die Leitung
der BA für „Öffentlichkeitsarbeit“ in
diesem Jahr 25 Millionen Euro und
für 2004 42 Millionen Euro vorgese-
hen hat. Den Kritikern entgegnete
Gerster kühl, die Summen seien
„vergleichsweise niedrig“. Neolibera-
le Presseschreiber pflichteten ihm bei,
indem sie an Milliardensummen er-
innerten, welche durch die Hände der
BA fließen würden. Ein schlechter
Witz, denn die BA ist kein Wirt-
schaftskonzern, der mit PR-Mitteln
den Verkauf seiner Waren fördern

müsste. Doch über diese Art der
Geldverschwendung, die seit langem
bekannt ist, sehen seine Kritiker von
rechts großzügig hinweg, wider-
spricht dies doch nicht ihrem markt-
wirtschaftlichen Geist, wo alles zur
Ware wird.

Ernster wird es mit dem Vor-
wurf von Korruption und Rechts-
bruch. Gerster hatte im Zuge seiner
PR-Kampagne einen Auftrag an die
Berliner Firma WMP vergeben. An
der Spitze dieser Firma haben sich die
ehemaligen Bild-Zeitungs-Redakteu-
re breitgemacht. WMP sollte ein Kon-
zept entwickeln, „um die Kommuni-
kationsabläufe umzustrukturieren“.
Dafür sollte das Unternehmen in die-
sem Jahr ein Honorar von 500.000
Euro erhalten und im nächsten Jahr
800.000 Euro. Gerster vergab diesen
1,3 Millionen € Auftrag an den ehe-
maligen Bertelsmann-Manager
Schiphorst, ohne der vorgeschriebe-
nen Ausschreibungsverpflichtung
nachzukommen. Der sozialdemokra-
tische Bürokrat muß dies glatt über-
sehen haben – welch ein „Zufall“. Es
kommt noch besser: Im Aufsichtsrat
dieser Firma Eurocom sitzen eine
ganze Anzahl Politiker der verschie-
denen Parteien, wie Genscher (mit
40.000 € Aufwandsentschädigung),
Rexroth und Rainer Wend von der
SPD – oh „Zufall über Zufall“. Wend
ist bezeichnenderweise Vorsitzender
des Bundestagsausschusses für Wirt-
schaft und Arbeit (!). Er sah sich nun
genötigt, sein WMP-Aufsichtsrats-
mandat niederzulegen. Auch SPD-
MdB Peter Dankert sitzt im Aufsichts-
rat, wie auch der Schill-Kandidat Ul-
rich Marseille. Unter dem Druck der
Ereignisse hat sich nun die Firma
WMP einverstanden erklärt, den Ver-
trag mit der BA von sich aus zu an-
nullieren, nicht ohne doch noch
500.000 € einzusäckeln. Gerster hatte
mit der Art der Auftragserteilung den
Verwaltungsrat der BA wieder mal
übergangen – auch dies ein „Zufall“?
WMP-Manager Manfred Schiphorst
steht, was die Dreistigkeit angeht,
seinem Auftraggeber Gerster in
nichts nach. Zur versuchten Entschul-

Der neoliberale Sonnenkönig
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digung der rechtswidrigen Auftrags-
erteilung meinte er, sich naiv gebend,
im kritisierten Millionenbetrag seien
ja auch 100.000 € Mehrwertsteuer ent-
halten.

Der Wirtschaftsausschuß des
Bundestages forderte Gerster auf, sich
dort zu verantworten. Seine Antwort
war an Frechheit und Selbstherrlich-
keit kaum noch zu überbieten: Er kom-
me dem freiwillig nach, denn er kön-
ne auch die Auskunft verweigern, da
es nicht um Steuern, sondern um Bei-
träge (!) gehe. Als Ausrede für die un-
vorschriftsmäßige Vergabe, die eine
glatte Bevorzugung der Firma WMP
darstellte, schob Gerster „Dringlich-
keit“ vor; so, als hätte es sich nicht um
eine umstrittene Werbekampagne ge-
handelt, sondern um unaufschiebba-
re Brandschutzmaßnahmen in der BA.
Gerster behandelte den Vertrag mit
der Werbefirma wie ein Staatsgeheim-
nis und gewährte nur zögernd Ein-
blick. „Großmannssucht“ und „Selbst-
überschätzung“ kreidete der „Spie-
gel“ dem Vorstandschef an. Von sich
selbst spricht er so: „Ich will einräu-
men, daß  in Stil und Inhalt der Flori-
an Gerster nicht immer hilfreich ist,
aber für eine Sanierungsaufgabe ist er
der richtige Mann“. Man kann nicht
glauben, daß dieser Mann einmal Psy-
chologie studiert hat.

Ob wahr oder treffend erfun-
den: Unter den BA-Angestellten kur-
siert das Gerücht, wenn Chef Gerster
den Aufzug benutzen will, dann hät-
ten sich alle darin befindlichen zu
entfernen.

Verschwendungssucht und
Sozialstaatsabbau
Die BA hat für 2003 einen Etat

von ca. 53 Milliarden Euro. Dabei ist
herauszustellen, daß fast nur noch die
Hälfte der Summe, also 27 Milliarden
Euro, für Lohnersatzleistungen, vor
allem Arbeitslosengeld, aufgewendet
wird. Fast  fünf Milliarden Euro frisst
allein die Verwaltung, das Personal
und Sonstiges. Etwa 21 Milliarden
Euro kosteten Umschulungen, Fortbil-
dungen und Arbeits-Beschaffungs-
Maßnahmen (ABM). Letztere wurden
in diesem Jahr um eine Milliarde Euro
gekürzt. Im kommenden Jahr sollen
weitere 1,37 Milliarden Euro davon
eingespart werden. Gerster dazu in
der „Frankfurter Allgemeinen Sonn-
tagszeitung“: „Wenn wir Arbeit schaf-
fen wollen, müssen wir den Sozialstaat

an den richtigen Stellen zurückschnei-
den.“ Damit liegt Gerster voll auf dem
Kurs von Schröders New-SPD und
das ist auch der Grund, warum die
Berliner Regierung seinen Eskapaden
soviel nachsieht.

Doch Florian Gerster und der
Spitze der BA ist trotz der von ihnen
selbst vielbeschworenen Finanzkrise
so gar nicht zum Sparen zumute. Den
Dienst angetreten hat der forsche Flo-
rian erst, als dem Präsidentenamt
eine hundertprozentige Gehaltserhö-
hung zugebilligt worden war. ( Mit
den maßlosen 4% Forderungen der
Metaller gibt sich ein solches Genie
natürlich nicht zufrieden!) Der Mann
war Berlin dies wert und so konnte
es weitergehen. Die bisher schon re-
präsentative Vorstandsetage genügt
dem hohen Herrn nicht mehr, sie
musste aufwendig luxuriös umge-
baut werden. Für die „Bild-Zeitung“
war der Mann ein gefundenes Fres-
sen zur Erhöhung der Auflagenzah-
len: Der überhöhte Repräsentations-
fonds wurde angegriffen, wie auch
die Zahl seiner Dienstwagen und der
Spesenetat. („Skandal-Gerster“)
Auch die Zahl der fünf Beraterverträ-
ge und die Kostenüberschreitungen
von mehreren Milliarden kamen ins
Kreuzfeuer. Der Spesenetat habe sich
durch die Errichtung von „Botschaf-
ten“ (?) der BA in Brüssel und Berlin
gegenüber der Jagoda-Ära um 76 %
erhöht. Der neue „virtuelle Arbeits-
markt“, der Anfang Dezember seinen
Pannenstart hatte, sollte 63 Millionen
Euro kosten. Nun spricht man schon
von 77 Millionen Euro.

Laut „Spiegel“ sind die Kosten
für Unternehmens- und EDV-Berater
bei der Nürnberger Behörde explo-
diert. Die Kosten für die Informati-
onstechnik sind steil angestiegen. „Sie
klettern von rund 235 Millionen Euro
in diesem auf 435 Millionen Euro im
nächsten Jahr.“ Aber Gerster belastet
mehr das Außenbild seiner Anstalt -
Verzeihung – „Bundesagentur“ – als
deren Ergebnis. „Es wird eine völlig
neue Bundesagentur für Arbeit geben
und das müssen wir den Kunden und
Arbeitgebern näher bringen.“ Was
wohl die Langzeitarbeitslosen in Hal-
le und Schwerin davon halten wer-
den? Anfang Dezember musste Ger-
ster 4.184.000 Millionen Arbeitslose
melden, 158.700 mehr als vor einem
Jahr. Und das nach der „Statistikbe-
reinigung“ infolge neuer Berech-

nungsmethoden. Danach sind in die-
ser Zahl über eine Million vorher re-
gistrierter Arbeitslose nicht mehr ent-
halten, da sie sich „vom Arbeitsmarkt
zurückgezogen hätten“. Es handelt
sich dabei um ältere Arbeitslose, die
die Arbeitssuche wegen Aussichtslo-
sigkeit aufgegeben haben.

Nun ist Gerster wegen der an-
geblichen Bestellung von 900 BMW-
Dienstwagen im Wert von 22 Millio-
nen € erneut in die Kritik geraten. Das
wird von der Behörde abgestritten, es
handle sich nur um einen Leasingver-
trag und nicht um 900 sondern nur
um 300 Autos, die in diesem Jahr und
um weitere 300 Fahrzeuge die im
nächsten Jahr ausgetauscht würden.

Auffallend ist die Zurückhal-
tung der Gewerkschaften zu den
skandalösen Vorgängen. Selbst DGB-
Vize Engelen-Kefer, die sich anfangs
empört hatte, gibt sich nun überra-
schend nachsichtig; „Der Vorgang
steht in keinem Verhältnis zu den
schwierigen Verhältnissen, die im
Hause anstehen.“ Der Grund für die
Milde mag ein doppelter sein. Denn
die Hetzkampagne von rechts gegen
die BA richtet sich nicht nur gegen die
dortigen Missstände. Vor allem die
Union sieht nun eine bessere Mög-
lichkeit, die ganze Institution BA in
Frage zu stellen oder zumindest de-
ren soziale Maßnahmen wie ABM
abzuwürgen, was besonders in den
neuen Bundesländern katastrophale
Auswirkungen hätte. Bei den Ge-
werkschaftsspitzen mag es noch et-
was anderes sein. Wie können z.B. die
ver.di-Gewerkschaftsführer die Maß-
losigkeit und Raffgier eines Gerster
angreifen, wenn sie sich selbst an den
Mitgliederbeiträgen bereichern?
Beim Zusammenschluß der Dienst-
leistungsgewerkschaften hatten ihre
Spitzen nichts besseres zu tun, als ihre
eigenen Gehälter maßlos zu erhöhen.
Dabei war die Finanzkrise der neuen
Organisation ver.di schon absehbar.
Jetzt muten sie ihren 5000 Mitarbei-
tern zu, für dreieinhalb Jahre mit ei-
ner Lohnkürzung von 5 % einverstan-
den zu sein. Leider konnte nicht be-
richtet werden, daß bei dieser Be-
schlussfassung auf dem ver.di-Kon-
gress den Vorstandsmitgliedern
dabei die Schamröte ins Gesicht ge-
stiegen wäre. ...

Für aktive Gewerkschaftsmit-
glieder gäbe es viel auszumisten in
diesem Deutschland!
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Im Rahmen der Debatte
brachte ein Kollege die ge-
genwärtig laufenden sozia-

len Kahlschläge auf den Punkt: Egal
ob Arbeitszeitverlängerung in der
Woche, im Jahr oder im ganzen Le-
ben (Rentenalter), Kürzung der Sozi-
alleistungen, Zuzahlungen, Zerstö-
rungen von Tarifvertragsbindungen
usw.- alles sei schlicht Lohnraub. Er
erhielt Zustimmung!

So klar diese Botschaft – so un-
klar die Haltung der Delegierten.
Zwar erhielt jeder Redner gegen Sozi-
alabbau etc. brav Beifall – aber wenn
es um die Entwicklung einer klaren
Strategie der Gewerkschaft ging, zeig-
te sich  absolute Orientierungslosigkeit
und Ratlosigkeit. Der Bewußtseins-
stand der 900 anwesenden (von 1004
gewählten!) Delegierten lies Erschre-
ckendes erkennen: Von Klassenbe-
wußtsein kann nicht einmal ansatz-
weise die Rede sein – allenfalls Reste
von Klasseninstinkt.

Sobald ein Antrag oder ein Dis-
kussionsbeitrag konkrete Schritte for-
derte, war die Unsicherheit deutlich
zu spüren und man tendierte zur
Ablehnung , da man diese konkreten
Vorschläge nicht in eine verwirklich-
bare anzustrebende, oder glaubwür-
dige Perspektive einordnen konnte.
Das liegt sicher auch daran, dass die
meisten keinerlei Perspektive haben:
„eine andere Welt ist möglich“ ist
nicht Bewußtseinslage.

Die Demontage jahrzehntelang
erkämpfter/erreichter Standards als
gezielt geplante und ausgeführte Zer-
störung des gesamten „Sozialstaats“ –
als Klassenkampf von oben eben – wird
nicht als solche erkannt. Noch weniger
wird die Rolle und Aufgaben der dabei
handelnden Personen in Form des Bun-
deskanzlers und seiner Regierung, der
Rolle der „Opposition“, der Presse etc.
durchschaut. Die vermeintliche Not-
wendigkeit des „Sparens“, der von
Schröder und Konsorten dargestellten

Alternativlosigkeit  wird gefühlsmäßig
irgendwie geteilt.

Insbesondere die Rolle und den
Charakter des SPD wird nach wie vor
mit großen Illusionen verknüpft. Weit
verbreitet war noch zu spüren, wie
tief die Funktionäre mit der SPD ver-
bunden sind. Zwar gab es Delegier-
te, die offen zugaben, daß sie aus der
SPD ausgetreten seien oder zu-
mindest alle Funktionen niedergelegt
hätten, aber man traf viel mehr Dele-
gierte, die weiterhin in der SPD aktiv
sind und dazu – wenn auch mit sich
selbst beruhigenden Vorbehalten –
stehen . Sie haben noch unglaubliche
Hoffnungen auf  einen Kurswechsel
der Partei und hinterlassen den Ein-
druck, als würden sie glauben, die
Parteiführung mache nur einen – von
dieser nicht erkannten – „Fehler“.
(Ob der SPD Parteitag Mitte Novem-
ber in Bochum Ihre Illusionen als sol-
che zerstört hat?) Die überschwäng-
liche Begrüßung eines „Abweichler“
SPD-MdB (dieser hatte zwei Tage
vorher noch den Hartz Gesetzen zu-
gestimmt, nachdem  es einige kosme-
tische Korrekturen gab, die der Bun-
desrat mit Sicherheit wieder kassie-
ren wird) zeigte diese Illusionen mehr
als deutlich.

Festgehalten werden kann zwar
auch eine beginnende Abnabelung ei-
nes Teils der Gewerkschaftsbewegung
von der SPD, die allerdings zugleich
ohne Perspektiven für eine Alternati-
ve ist. Eine Orientierung auf eine au-
tonome – allein an den Mitgliederin-
teressen ausgerichtete - Politik und
Arbeit  ist für die übergroße Mehrheit
unvorstellbar und außerhalb jeder
angedachten Alternative. Die Denk-
schemata  drehen sich um Partei, Par-
lamentarismus und Wahlen.

Die PDS wird überwiegend aus
antikommunistischen(!) Ressenti-
ments abgelehnt – nicht weil diese den
gleichen Weg einschlägt wie die SPD!

Beredtes Beispiel dafür war der

Umgang mit den zahlreich eingela-
denen Politikern als Redner. Kam es
beim Auftritt von Berlins Bürgermeis-
ter Wowereit (der den Tarifvertrag für
die Berliner Beschäftigten gekündigt
und mit Zustimmung verdis ver-
schlechtert hatte) nur zu wenigen
Zwischenrufen so wurde Joschka Fi-
scher als Vizekanzler doch mit eini-
gen heftigen Zurufen und dem Ruf
„Sozialverbrecher“ konfrontiert.
(Übrigens kam Bundeskanzler Schrö-
der angeblich deswegen nicht, weil
sein Auftritt  bei der IG Metall die
Tage vorher nicht besonders harmo-
nisch verlief.) Wer allerdings Fischer
kennt, weiß, dass ihn das gerade zu
seiner bekannten selbstherrlichen
Darstellungsweise herausforderte: Er
käme selber aus einer Arbeiterfami-
lie und wisse wie das sei etc., aber die
Notwendigkeit für die Politik der
Bundesregierung bestehe unbedingt
und würde von der CDU/CSU/FDP
noch viel schlimmer betrieben wer-
den. Das Muster ist immer das glei-
che: keine Alternative nach links, nur
eine noch viel schlimmere nach rechts
gäbe es.

Die Worte Fischers waren für
einige Delegierte doch unerträglich
(nebenbei rechtfertigte er nochmals
den Krieg gegen Jugoslawien als Ein-
satz für die Menschenrechte) und so
kam es zu weiteren Zwischenrufen.
Nun wurden diese aber von Delegier-
ten angemacht und um Ruhe gebe-
ten, da dies der „Anstand“ erfordere
und man mit „Gästen“ nicht so um-
gehen könne. Und Fischer bekam
auch Beifall von einem Teil der Dele-
gierten!!!

Die Frage, wie man mit den
vom Vorstand – ohne Debatte und
Billigung des Gewerkschaftstages –
eingeladenen Politikern umgehen
sollte, beschäftigte zunehmend die
Delegierten. Dabei machte man noch
immer Unterschiede zwischen Mer-
kel (Vorschlag „totschweigen“!) und

Beobachtungen vom Verdi Bundeskongreß in
Berlin (19.bis 25.Oktober 2003)

Riesentanker  im Nebel ohne GPS!

Die Gewerkschaft verdi hielt vom Sonntag, den
19.Oktober bis Samstag, den 25.Oktober 2003 im
Berliner ICC Ihren ersten ordentlichen

Gewerkschaftstag ab. Wir
berichten über einige Aspekte des
Kongresses.
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Müntefering (reden lassen). Das
Spektrum reichte von „wir brauchen
den Dialog mit den Politikern u.ä.“
(Wobei von Dialog bei den Standard-
reden der Politiker nicht im entfern-
testen die Rede sein konnte) bis zu
„alle rausgehen“. Weit überwiegend
zeigte  sich auch hier mangelndes
Selbstbewußtsein und Illusion über
die Funktionsweise von Politik und
in dessen Folge auch Ratlosigkeit
auch in dieser Frage. Im Ergebnis
hörte man sich das Gerede der Politi-
ker (Bütikofer, Merkel, Müntefering,
Bisky ) brav an, machte keine Zwi-
schenrufe mehr und war mit der
Transparentaktion der Gewerk-
schaftsjugend zufrieden. Viel Zeit
wurde damit vertan und fehlte bei
der inhaltlichen Diskussion und trug
zur Diskussionsmüdigkeit der Dele-
gierten  gegen Ende des Kongresses
bei.

Die ausführliche Darstellung
dieser Vorgänge  sollte die Stim-
mungslage und das Bewußtsein des
Kongresses klar machen, da sie doch
sehr viel dazu aussagen!

Eine weitere bezeichnende Sa-
che waren die Wahlen zum Ge-
schäftsführenden Hauptvorstand
und Gewerkschaftsrat (dem ca. hun-
dertköpfigen wichtigsten Organ zwi-
schen den Gewerkschaftstagen). Die
im Vorfeld in üblicher Gewerk-
schaftskungelei ausgemachten Vor-
schläge sah die Wiederkandidatur
der bisherigen Vorstandmitglieder
vor.

Dafür war eine schön bebilder-
te Broschüre mit den Daten (keinen
inhaltlichen Vorstellungen!) der Kan-
didaten vorbereitet worden – eine
mündliche Vorstellung war nicht vor-
gesehen. Zwar richteten einige Dele-
gierte konkrete Fragen an die Kandi-
daten – doch diese zogen es vor zu
schweigen. Der Kongreß nahm dies
hin, man hatte fast den Eindruck, das
dies niemanden auffiel. Es gab kei-
nerlei Gegenkandidaten oder offene
Kritik.

Das Ergebnis bestätigte die Vor-
standsmitglieder in Ihrer Verhaltens-
weise, denn alle wurden bis auf eine
Ausnahme wiedergewählt. Lediglich
die für Gesundheitspolitik  und das
Personal zuständige Beate Eggert
wurde knapp nicht gewählt. Dieser
normale Vorgang führte zu schweren
Irritationen allerorten (getrennte
Nachtsitzung der Delegierten aus

den einzelnen Landesbezirken, des
Fachbereichsvorstandes usw.). „So et-
was könne man nicht machen“ wa-
ren einige der kursierenden Vorwür-
fe. Die Normalität von Wahlen wur-
de nur mühsam akzeptiert.

Die Vorsitzende des Gewerk-
schaftsrates Margrit Wendt wurde in
der konstituierenden Sitzung dieses
Gremiums einstimmig ! wiederge-
wählt, also auch von den Linken, so-
weit es welche geben sollte in diesem
Kreis. Dieses Gremium hat sich in der
Vergangenheit als willfähriger, ver-
längerter Arm des Vorstand gezeigt.
U.a. war er es, der die riesigen Ge-
haltserhöhungen des Vorstand  be-
schloss, was vor einem Jahr noch zu
einem gewissen Unmut in der Basis
führte. Auf dem Gewerkschaftstag
war dies kein Thema mehr – trotz der
seitdem sich immer offener zeigen-
den Finanzmisere.

Überhaupt waren die Finanzen
nur  ein Randthema, mit denen  man
sich lieber nicht beschäftigte. Die
Matrixorganisation und Budgetie-
rungsfragen sind in allen Gewerk-
schaftsgremien seit Gründung The-
ma ohne Ende und die daraus resul-
tierende Ermattung zu diesen Fragen
ist allerdings allzu verständlich.

Zum inhaltlichen Verlauf des
Kongresses hier nur noch einige An-
merkungen über Besonderheiten, die
in der Berichterstattung der Medien
keine besondere Rolle spielten.

Der schriftlich vorher den De-
legierten zugesandte Geschäftsbe-
richt (dazu die Vorsitzende des Ge-
werkschaftsrates Margrit Wendt  „der
Geschäftsbericht ist ansprechend ge-
staltet und gut lesbar“) wurde über-
wiegend von Vertretern der verdi-
Linken zum Anlass für Diskussions-
beiträge genommen. Nach einer ca.
zweistündigen Ansammlung von
Reden  der Delegierte nahm der Vor-
sitzende Bsirske in  45 Minuten zu-
sammenfassend zu den Beiträgen
Stellung – ohne inhaltliche Zuge-
ständnisse und mit viel Geschick in
Unverbindlichkeit verbleibend. Er
ersparte sich den geforderten Aufruf
zur zentralen Demo am 1. November
in Berlin  und warb für betriebliche
und örtliche Aktionen. Das vielfach
kritisierte Mitgliedsorgan „publik“
solle besser werden, sei aber doch im
großen und ganzen in Ordnung.
Noch ein paar Worte zur unsozialen
Politik der Bundesregierung und de-

ren Verrat an ihren Wahlprogrammen
und damit war der Geschäftsbericht
abgehandelt. Weitere Diskussionen
gab es nicht.

Wenn sich hier die verdi-Linke
nichts anderes ausdenkt, wird sie
auch künftig wieder ins Leere laufen.
Dies gilt für die Inhalte als auch die
Personen. Wenn im Vorstand keine
Linken vertreten sind, wird aus allen
Beschlüssen , die eine fortschrittliche,
aktionsorientierte Politik fordern,
nichts werden. Die Möglichkeiten,
des Vorstand, diese Beschlüsse tot
laufen zu lassen, zu verbiegen und zu
ignorieren sind riesig und werden
auch so von diesem wahrgenommen.

Der Kongress lehnte einen An-
trag des Bundeserwerblosenaus-
schusses für einen gesetzlichen Min-
destlohn (1500 Euro) mit großer
Mehrheit ab, konnte sich nicht zu ei-
ner klaren Ablehnung eines Bündnis-
ses für Arbeit durchringen (die Kon-
ferenzregie war hier sehr geschickt
und bedürfte einer kritischeren Be-
gleitung der verdi-Linken) und ver-
urteilte nochmals den Irakkrieg als
völkerrechtswidrig und forderte die
Ablösung des Besatzungsregimes
durch freie Wahlen. In der schier un-
überschaubaren Menge der Anträge
waren auch einige politisch fort-
schrittliche und deren Darstellung
würde hier den Rahmen  sprengen.

Es wird Aufgabe der Linken
sein, daraus konkrete Handlungen
und Aktionen abzuleiten und in prak-
tische Arbeit umzusetzen. Angesichts
der geschilderten Bedingungen ist
dies eine nicht leicht zu bewältigen-
de Aufgabe. Mit den bisher gewähl-
ten losen und unverbindlichen Ar-
beitsweise der kritischen Kräfte wird
dies aber nicht zu schaffen sein.

Als Konsequenz daraus trafen
sich am Rande des Kongresses Ver-
treter der Linken und vereinbarten
eine bessere Koordination und Infor-
mation.  Das Bedürfnis dafür schien
vorhanden und es bleibt zu hoffen,
dass daraus eine konkrete Handlung
wird.

Weitere Informationen dazu sind
im Internet unter www.labournet.de
zu finden. Diese Internetseite sei
sowieso allen Linken empfohlen.
Man kann sie sich auch in einen fast
täglich erscheinenden Rundbrief per
email kostenlos zusenden lassen –
eine der besten Informationsquellen
über die aktuellen Kämpfe!
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Widerstand
Die Kündigungsschutzpro-

zesse (zur Zeit rund 500) laufen.
Die IG Metall bezahlt ihren Mitglie-
dern Rechtsanwälte ohne Rück-
sicht auf Karenzzeiten. In bisher
allen Urteilen der 1. Instanz erhiel-
ten die Kläger/innen Recht: Diese
Kündigungen sind unwirksam.
Siemens ging in Berufung.

Die betriebseigene Beschäfti-
gungsgesellschaft (beB) konnte
bisher rund die Hälfte der ihr zu-
gewiesenen Kolleginnen und Kol-
legen in neue Arbeitsverhältnisse ver-
mitteln. Davon wiederum 50 % auf
Stellen außerhalb des Konzerns. Die
in der beB „geparkten“ Belegschafts-
mitglieder bleiben zumindest bis zur
Auflösung der Gesellschaft (August
2004) Beschäftigte der Siemens AG,
was vor allem für die Betriebsrente
wichtig ist.

Auflösung des Standorts
Der Standort München Hof-

mannstraße wird zerschlagen. Das
geht einher mit einem der größten
Grundstücksgeschäfte in München.
Der südliche Teil des Standorts wird
zu einem noblen Wohn- und Ge-
schäftsviertel (Isar Süd) umgestaltet.
Der Konzern realisiert damit bedeu-
tende Spekulationsgewinne aus den
in München rasant gestiegenen Bo-
denpreisen.

Etwa 1400 Beschäftigte aus ICN
werden einem anderen Münchner
Standort (Perlach) zugeschlagen
(ohne IGM-Mehrheit im Betriebsrat)
und dorthin versetzt, obwohl im al-
ten Standort Hofmannstraße Gebäu-
de leerstehen. „Mitarbeiter“, die er-
höhten Kündigungsschutz haben
(Behinderte und über 55-jährige),
werden in einer gesonderten Organi-
sationseinheit zusammengefaßt, die
ebenfalls aus dem bisherigen Stand-

Siemens Hofmannstraße
Widerstand und Reaktionen des Konzerns

Nach dem Einbruch des Geschäfts bei Informations- und
Kommunikationsnetzen (ICN) reagierte die Siemens AG
am Standort München Hofmannstraße mit
Massenentlassungen. Der Betriebsrat und die Belegschaft
setzten sich zur Wehr. Der Organisationsgrad in der IG

Metall stieg sprunghaft um rund 800 neue Mitglieder. Wir
haben die Auseinandersetzung seit Sommer 2002 verfolgt
und kommentiert, weil unseres Wissens ein derart breiter
Widerstand in einem reinen Angestelltenbetrieb in
Deutschland bisher einmalig und daher exemplarisch ist.

ort ausgegliedert wird. Der Ge-
schäftsbereich SBS (Gebäudetechnik)
wird als selbständige Gesellschaft
ausgegliedert und voraussichtlich
verkauft oder mit anderen Firmen
fusioniert.

Es werden vermehrt qualifizier-
te Arbeitsgebiete nach Billiglohnlän-
dern (Indien, Osteuropa) verlagert.
Zur Zeit beträgt deren Anteil an der
Software-Entwicklung rund 5 %. Ziel-
vorstellung des Konzerns sind 30%.
Den neuen Namen: Globale Wert-
schöpfungsketten – wird man sich
nicht nur bei Siemens Hofmannstra-
ße merken müssen.

Arbeitsplatzabbau bei einem
anderen Geschäftsgebiet (Mobilfunk)
soll ohne Kündigungen mit gut aus-
gestatteten Aufhebungsverträgen
durchgezogen werden.

Der Geschäftsbereich ICN be-
ginnt sich etwas zu erholen. Für 2004
werden wieder Gewinne erwartet.
Zusätzliche Arbeitsplätze werden
nicht durch Aufhebung von Kündi-
gungen oder aus der Beschäftigungs-
gesellschaft besetzt. Es werden junge
Leute „vom Markt“ eingestellt. Das
kommt billiger und der Konzern
wahrt sein Gesicht. Auch dafür sind
die Ausgliederungen notwendig, da
die IGM-Mehrheit im Betriebsrat
Hofmannstraße solchen Einstellun-

gen nicht zustimmen würde.
Eine Siemens-eigene Leihar-

beitsfirma wird gegründet. Diese
soll im wesentlichen Arbeitskräf-
te im Niedriglohnbereich auf
höchstens 18 Monate befristet ein-
stellen. Darauf wird der Betriebs-
rat Hofmannstraße keinen Einfluß
mehr haben.

Schikanen und Angriffe
des Konzerns

Zahllose Schikanen gegen
Kolleginnen und Kollegen sind all-

täglich geworden. Ein Beispiel: Eine

Anzeige
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Kollegin wurde nach 33-jähriger
Betriebszugehörigkeit gekün-
digt. Sie reichte keine Klage ein
sondern unterschrieb einen Auf-
hebungsvertrag. Danach nahm
sie sich das Leben. Eine andere
Kollegin wird von der Betriebs-
leitung verdächtigt, den Selbst-
mord und die Hintergründe im
gewerkschaftsnahen Internet-
Netzwerk der Belegschaft (NCI)
veröffentlicht zu haben. Diese
Kollegin wurde fristlos gekün-
digt. Sie legte Kündigungsschutzkla-
ge ein. Die IGM gibt Rechtsschutz.

Vor den Betriebsversammlun-
gen am 26. und 27. 11. 03 klebte die
„Arbeitsgemeinschaft Unabhängiger
Betriebsangehöriger“ (AUB) in den
Straßen um das Werksgelände Plaka-
te mit Parolen wie: „Fieber ist das
Letzte, was wir uns jetzt leisten kön-
nen. IG-Metall und DKP stoppen“,
unter anderem. Das bezieht sich auf
Heribert Fieber (Betriebsratsvorsit-
zender) und seinen Stellvertreter Le-
onhard Maier (beide IGM). Die AUB
ist eine von der Gewerkschaft, nicht
aber von der Konzernleitung unab-
hängige Organisation, die im ganzen
Siemens-Konzern gegen die IGM
konkurriert.

Der Schuß ging nach hinten los.
Auf der Betriebsversammlung am 27.
11. erklärte eine Betriebsrätin der
AUB ihren Austritt aus der AUB als

Protest gegen die Angriffe auf den
Kollegen Fieber. Inzwischen folgten
weitere AUB-Mitglieder ihrem Bei-
spiel. Die Rede des Sprechers der Be-
triebsleitung zur weiteren Entwick-
lung des Standorts Hofmannstraße
quittierte die Belegschaft mit einem
Pfeifkonzert.

Strategien und
Erfahrungen
Der Betriebsrat München Hof-

mannstraße vermied von Anfang an,
eine Stellvertreter-Rolle einzuneh-
men. Die betroffenen Betriebsangehö-
rigen wurden über Abstimmungen in
alle Entscheidungen einbezogen. Das
traf für die mehrheitliche Zustim-
mung der Kolleginnen und Kollegen
zu einer Verkürzung der Arbeitszeit
ohne Lohnausgleich ebenso zu wie
für alle weiteren Entwicklungen. Die
Belegschaft machte ihre positiven wie

negativen Erfahrungen.
Die Kolleginnen und
Kollegen lernen, daß sie
für ihre Zukunft selbst
verantwortlich sind. Ein
Abwälzen der Verant-
wortung auf den Be-
triebsrat (oder die Ge-
werkschaft) war nicht
möglich, doch dieser
trug die Entscheidun-
gen der Belegschaft mit
und vertrat sie gegen die
Betriebsleitung und in
der Öffentlichkeit.

Die IG Metall zog
bei dieser ungewohnten
Strategie mit.

Ziel des Betriebs-
rats und der IGM-Ver-
trauensleute war die Er-
haltung möglichst vieler
Arbeitsplätze. Ein „gün-
stiger“ Sozialplan, den
Betriebsräte häufig als
das Verdienst ihres Ver-

Anzeige

handlungsgeschicks darstellen,
trat gegenüber diesem Haupt-
ziel zurück. Im Bereich Mobile
(siehe oben) wurde allerdings in
Übereinstimmung mit der
Mehrheit der Beschäftigten ein
Sozialplan abgeschlossen.

Die Belegschaft im Bereich
ICN steht nach wie vor gegen
die Pläne des Konzerns. Nur
wenige der im letzten Jahr in die
IGM Eingetretenen haben die
Gewerkschaft verlassen. Das

Vertrauen in die „Siemens-Familie“,
in Sozialpartnerschaft und Fairness
des „Arbeitgebers“ ist gründlich zer-
stört. Bis zu einem Klassenbewußt-
sein als „Klasse für sich“ ist bei die-
sen zum großen Teil übertariflich be-
zahlten Angestellten sicher noch ein
weites Stück Weg. Aber ein Anfang
ist vielleicht gemacht. Die Unterstüt-
zung aus der Bevölkerung der um-
liegenden Stadtteile (Kirchengemein-
den, das alternative Radio Lora u. a.)
besteht weiter.

Die Zerschlagung des Standorts
Hofmannstraße allerdings können
weder Belegschaft noch Betriebsrat
verhindern. Die Betriebsleitung ver-
sucht offensichtlich Neuwahlen zum
Betriebsrat zu erzwingen, indem sie
die Belegschaft des Standorts durch
die oben genannten Verlagerungen
und durch Entlassungen um mehr als
die Hälfte verringert. Hier treffen für
den Konzern ökonomische und poli-
tische Interessen zusammen: Die Ein-
sparmaßnahmen zu Lasten der Beleg-
schaft können – wenn auch in erheb-
lich geringerem Maße als geplant –
durchgesetzt und widerständige IG
Metall-Betriebsräte abgewählt wer-
den. Auch eine leichtere Durchset-
zung der ausgesprochenen und künf-
tig geplanten Kündigungen mag sich
die Betriebsleitung versprechen. Das
wäre auch ein Disziplinierungserfolg
gegen die IGM. In diesem Zusam-
menhang ist auch die erwähnte Pla-
kataktion der AUB zu sehen. Zur Zeit
allerdings sehen die IGM-Kollegin-
nen und Kollegen gute Chancen sich
zu behaupten.

Auf einige andere Betriebe sind
Auswirkungen zu beobachten. Bei
MAN München zog der Betriebsrat
einen bereits ausgehandelten Sozial-
plan zurück. Auch in Siemens-Stand-
orten in Berlin wird das Beispiel Hof-
mannstraße aufmerksam verfolgt.
Stand: 3. 12. 03
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Probleme des Klassenkampfes
Zur Debatte in der IG Metall um Schwerpunkt und Richtung ihrer
Politik

Das von der IG Metall-
Spitze angeordnete ab-
rupte Ende der erfolg-

losen Streikbewegung für die Einfüh-
rung der 35-Stunden-Woche in der
ostdeutschen Metall- und Elektroin-
dustrie Ende Juni machte interne Dif-
ferenzen über die Grundausrichtung
ihres gesamten Politikkonzepts deut-
lich. Wie ist differenzierte Tarifpoli-
tik zukünftig im Rahmen verschlech-
terter sozialstaatlicher Standards im
Hinblick auf eine nur durch Mitglie-
derstärke durchsetzungsfähige Ge-
werkschaft zu betreiben? Kurz vor
Ausbruch des verbandsinternen Ek-
lats  Ende Juni thematisierte ein Dis-
kussionstreffen von IG Metall-Funk-
tionären  in Berlin Pichelsee diese
drängenden Probleme. Organisati-
onspolitisch heißt das für den zu-
künftigen Zweiten Vorsitzenden, Ber-
told Huber: „Der IG Metall gelingt es
immer weniger, im Beruf ‘gefestigte’
Beschäftigte für eine Mitgliedschaft
zu gewinnen. Wir sind vielmehr im
Gegenteil hier mit einer steigenden
Austrittsbereitschaft konfrontiert.
Dies gilt insbesondere für die Grup-
pen der so genannten Rationalisie-
rungsgewinner, Facharbeiter und
Angestellte. Sie sehen in der IG Me-
tall die Interessenvertretung für
Schutzbedürftige und weniger die
Gestaltungskraft, die ihre berufsfach-
lichen Interessen stützt. Diese Grup-
pe zu gewinnen und bei ihr Binde-
kraft zu entwickeln, ist die strategisch
wichtige Aufgabe für die IG Metall.“

Deswegen muß
sich die IG Metall
in Ausrichtung
und Auftritt auf
diese soziale
„Mitte“ der Be-
schäftigten zu be-
wegen, um inter-
essenpolitisch er-
folgreich wirksam
zu bleiben. Huber:
„Die Arbeitswirk-
lichkeit zu gestal-
ten, ist eine säku-
lare Aufgabe der
Gewerkschaft, ist

ihre Kernaufgabe.“
Unter welchen Arbeitsbedin-

gungen und in welchem Zeitmaß
Arbeitskraft verausgabt wird, weicht
nicht nur nach Branche, sondern dort
nach Arbeitsauftrag und Arbeitser-
gebnis stark voneinander ab. Pro-
duktvielfalt widerspiegelt gesell-
schaftliche Arbeitsteilung nur ober-
flächlich. Innerbetrieblicher Arbeits-
teilung entsprechen vielfältige Tarif-
regelungen nach Qualifikation und
Belastung der Beschäftigten. Dem
trägt differenzierte Tarifpolitik Rech-
nung. Sie ist aber nicht mit ertrags-
abhängiger Lohnpolitik zu verwech-
seln, die das Unternehmensziel Pro-
fit den Beschäftigten schmackhafter
machen soll und das Konkurrenzden-
ken unter den Belegschaften fördert.
Helga Schwitzer/Hannover bekräftig-
te den Grundsatz, „daß stärkere auch
schwächere und nicht so hoch orga-
nisierte Belegschaften mitziehen
müssen, (...) um z.B. ein möglichst
hohes Entgeltniveau durchzusetzen
und zu erkämpfen.“ Tarifforderun-
gen sind immer gesamtwirtschaftlich
zu begründen und müssen vermei-
den, Großbetriebe mit großzügige-
rem Kapitaleinsatz von Klein- und
Mittelbetrieben im Flächentarifver-
trag abzukoppeln. Unter Verweis auf
hohe Produktivitätszuwächse in der
Metallwirtschaft behauptete jedoch
Jörg Hofmann/Stuttgart: „Der Flä-
chentarifvertrag als Mindestnorm
gibt uns hier zahlreiche Gestaltungs-
optionen nach oben. Tarifpolitische

Konzepte, die alleine die Abwei-
chung nach unten als mögliche tarif-
liche Differenzierung im Flächentarif
ansehen, sind kontraproduktiv.“

Die Konkurrenz um knappe
Arbeitsplätze wird durch die Reduk-
tion bisheriger sozialstaatlicher Leis-
tungen und Schutzrechte nicht gemil-
dert, sondern verschärft. Die Neue
Sozialdemokratie forciert den Umbau
vom marktkorrigierenden „Interven-
tionsstaat“ zum „aktivierenden Wett-
bewerbsstaat“, der überflüssige Ar-
beitskräfte zu mehr Marktgängigkeit,
sprich Annahme jeder Arbeit zwin-
gen will. Aus dieser Erkenntnis for-
dert Hans-Jürgen Urban einen ande-
ren Entwicklungspfad, um die Finan-
zierungsprobleme des Staates in fis-
kal- und sozialpolitischer Hinsicht
zugunsten der abhängig Beschäftig-
ten durch weniger Abgabenbelastung
zu lösen. Er orientiert aber nicht auf
eine Erhöhung der Erwerbsquote von
vollzeitbeschäftigten Lohnabhängi-
gen, was Unterstützungsleistungen
senken und Beitragszuflüsse anstei-
gen lassen würde, sondern favorisiert
allgemeine Erwerbstätigenversiche-
rungen, um neue Beitragsquellen zu
erschließen. Ist ersteres nur mit dem
offensiven Kampf um einen vorerst
neuen Normalarbeitstag von sechs
Stunden erreichbar, bleibt Urbans
Konzept umso fragwürdiger, da es
defensiv mittelfristig die fortschritt-
liche Lösung zunehmender gesell-
schaftlicher Produktivität außer acht
läßt und umgeht. Ohne Arbeitszeit-
verkürzung schrumpft die Finanzie-
rungsbasis der Vollzeitverdiener
immer mehr. Mit der Erwartung „die
legitimationsabhängigen Parteien
können, bei Strafe ihres politischen
Untergangs, auf Dauer nicht gegen
gesellschaftliche Mehrheiten regie-
ren“, verkennt Urban die reale Ten-
denz der Mediendemokratie, genau
dies bei einem hohen Anteil politisch
verdrossener Nichtwähler erreichen
zu können. Kommt es nicht darauf
an, „da in den Arenen der politischen
Entscheidung keine linke Kraft mehr
vorhanden ist“, eben diese historisch
neu zu formieren?
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Für Bodo Zeuner gibt es keinen
Zweifel „bei der jetzt von der SPD
beschlossenen Agenda 2010, (...) daß
es sich um eine mit der Rhetorik der
‘neuen Mitte’ arbeitenden Politik han-
delt, die die Mitte der Gesellschaft
angreift und spaltet und deshalb dem
Inhalt nach rechte Politik ist.“ Mitte
meint hier eine sozialstrukturelle Ver-
ortung in der Gesellschaft, die weder
unten noch zu weit oben ihren Platz
hat.

Durch solche Politik neu aufge-
worfenen Problemen des Klassen-
kampfs illusionslos zu begegnen,
dazu kann die Lektüre dieses fakten-
reichen wie lebendigen Tagungsbe-
richts sicherlich beitragen. Er ist aber
auch als Hinführung zu dem einzig
erfolgversprechenden Politikansatz
zu lesen, positive Gesellschaftsverän-
derung mit breitem gesellschaftlichen
Rückhalt aus den Arbeits- und Le-
bensbedingungen der lohnabhängig
Arbeitenden zu entwickeln und gibt
dazu wichtige Hinweise. Michael
Vesters Forschungsergebnisse zu den
sozialen Milieus der alltäglichen Le-
bensführung, den den modernisier-
ten Bildungsstandards und Lebens-
stilen, können durchaus optimistisch
stimmen: „Tatsächlich waren Solida-
rität und Kampfbereitschaft niemals
‘natürliche Eigenschaften’. Sie sind
vielmehr immer erst aus Lernprozes-
sen in sozialen Konflikten entstan-
den.“

Joachim Beerhorst/Jens-Jean Berger
(Hrsg.)
Die IG Metall auf dem Weg in die
Mitte?
Mit Beiträgen von Jörg Hofmann,
Berthold Huber, Klaus Lang, Helga
Schwitzer, Hans-Jürgen Urban,
Michael Vester, Bodo Zeuner, Klaus
Zwickel
VSA-Verlag Hamburg 2003, 174
Seiten, EUR 12,80

Zur Lage der Gruppe
Auch wenn wir uns wiederho-

len, so können wir nicht darauf ver-
zichten erneut hervorzuheben, daß
der Zustand einer marxistischen Or-
ganisation, wie sie auch unsere klei-
ne Gruppe darstellt, nicht allein vom
Können und Wollen ihrer Akteure
abhängt und von ihren politischen
Aussagen und Analysen. Die Lage
unserer Gruppe, wie die anderer so-
zialistischer Organisationen, wird
zutiefst bestimmt vom politischen
Geschehen im eigenen Land und in
der Welt. Gerade das Kräfteverhält-
nis im Weltklassenkampf war stets
für sozialistische Parteien und Grup-
pen von großer Bedeutung. Nach
dem Untergang der Realsozialisti-
schen Länder ist es mit diesem Kräf-
teverhältnis nicht nur schlecht, son-

dern miserabel be-
stellt. Selbst die
nichtkommunisti-
sche Arbeiterbewe-
gung und die anti-
kommunistischen
Gewerkschaften se-
hen sich nun nahezu
ohnmächtig einer
Übermacht des Ka-
pitals gegenüber.
Der Preis der Ware
Arbeitskraft sank
dramatisch, ange-

Am 24./25. Oktober fand
die diesjährige Jahres-
konferenz der Gruppe

Arbeiterstimme wie schon seit vie-
len Jahren in Nürnberg statt. Im Vor-
feld hatte es Terminschwierigkeiten
mit unserem Tagungslokal gegeben,
so daß wir den Jahreskonferenz-Ter-
min relativ kurzfristig um eine Wo-
che nach hinten verschieben mußten.
Aus diesem Grund war es einigen Ge-
nossen, wie z.B. unserem Freund aus
England, nicht möglich gewesen, den
neuen Termin in ihrem Zeitplan un-
terzubringen. Trotzdem war der
Kreis der Teilnehmer so groß wie in
den letzten Jahren. Erstmals seit lan-
gem nahmen auch Vertreter der

Unsere Jahreskonferenz
2003

Gruppe Arbeiterpolitik an unserer
Jahreskonferenz teil. Auch ein Ge-
nosse aus der DKP war anwesend.

Ohne diese Tatsachen überbe-
werten zu wollen, dürften diese Teil-
nahmen doch als erste Schritte in
Richtung eines vorsichtigen Annähe-
rungsprozesses interpretiert werden.

Zu Beginn der Konferenz stand
diesmal wieder ein Referat zur Lage
der Gruppe, das auch eine Analyse
der Situation für linke Gruppen be-
inhaltete. Aus diesem Referat wer-
den wir einige wichtige Passagen
abdrucken, wobei wir um Verständ-
nis bitten, daß wir Interna aus der
Gruppe nichtöffentlich abhandeln
wollen.

sichts einer Reservearmee von Milli-
onen Arbeitslosen und der Struktur-
krisen des Kapitalismus. So können
sich die zunehmenden Widersprüche
des Kapitalismus und die wachsen-
de soziale Kluft nicht zu der Entste-
hung einer neuen Klassenbewegung
verdichten. Ohne das Aufkommen
einer solchen Bewegung und daraus
hervorgehender Klassenkämpfe
bleibt sozialistischen Kernen der Le-
benssaft abgeschnitten. Das läßt sich
im Wesentlichen auch nicht durch
Willenskraft und Aktivität verhin-
dern. Insofern sind alle sozialisti-
schen Kräfte in unserem Land – und
darüber hinaus – auf absehbare Zeit
Auszehrungsprozessen unterworfen.

Protestbewegungen, die sich
nicht gegen die Klassenherrschaft
und das System an sich richten, sind
meist Einpunktbewegungen, die, mit
oder ohne Erfolg, kommen und ge-
hen, da sie den gesellschaftlichen
Gesamtzusammenhang zu wenig be-
rühren. Wir haben das soeben wieder
mit der großen Friedensbewegung
erlebt. Man kann solche Bewegungen
nicht ummodeln, auch nicht die Glo-
balisierungskritiker, sofern sie nicht
schon von Haus aus im Lager des
Antikapitalismus stehen. Gerade in
den letzten Jahren hat der Imperia-
lismus uns wieder eine Reihe neuer
Kriege beschert, an denen sich



1111111111ArbeiterstimmeWinter 2003

Deutschland direkt oder indirekt be-
teiligt hat: den Jugoslawienkrieg, den
Afghanistankrieg und den Irakkrieg.
Auch im letzten Konflikt steht die
Berliner Regierung zumindest poli-
tisch längst auf der Seite der US-Ag-
gressoren. Aber sowohl die Kriege,
als auch die Finanzkrise und die Se-
rie sozialen Abbaus und sozialer
Umverteilungen zu Gunsten des Ka-
pitals haben nicht vermocht, jenen
ernsthaften Widerstand hervorzuru-
fen, der sich politisch in Form eines
Aufschwungs der Linkskräfte nieder-
geschlagen hätte. Die Medienmacht
der Mächtigen ist nahezu absolut und
die konservative Grundströmung der
Mehrzahl der Lohnabhängigen, die
noch in relativ gut bezahlter Arbeit
steht, hält an. Obwohl sich ökono-
misch wie politisch die objektiven
Verhältnisse grundsätzlich verändert
haben, kann bei dem bestehenden
sozialen Standard noch keine rele-
vante soziale und politische Bewe-
gung entstehen.

Von zwei Seiten her sind des-
halb kommunistische Gruppen und
Parteien in den Industriestaaten in
der Zange: Ohne eine Bewegung an
der Basis kann es für sie keinen Zu-
wachs und keinen Aufschwung ge-
ben. Dazu kommt der biologische
Abgangsprozeß durch Alterung und
Ausscheiden ehemaliger Kader. Die
Schrumpfung ist also vorläufig nicht
aufzuhalten. Auch unsere Gruppe ist,
was den Wegfall der älteren Genera-
tionen angeht, an einem Endpunkt
angekommen. Von den Genossinnen
und Genossen mit noch eigener KPO-
Biographie und der Tradition der ers-
ten Nachkriegszeit ist niemand mehr
übrig geblieben. Von den Grün-
dungsmitgliedern der Gruppe ist au-
ßer mir keiner mehr vorhanden oder
aktiv. In den letzten Jahren mußten
wir leider den Verlust von Pauline,
Fritz, Hilde und Inge hinnehmen.

Wir haben keine Möglichkeit ge-
funden, den Verlust der Älteren durch
den Zugang Jüngerer zu kompensieren.

Auch allgemein ist ein
Schwund des Gruppeneinflusses zu
verzeichnen. Die Zahl der Abonnen-
ten ging weiter zurück, die wenigen
Neuzugänge können das nicht aus-
gleichen. Es gibt Resonanz auf die
Zeitung, doch viel zu wenig.  Wahr-
scheinlich scheuen sich auch manche,
aus bekannten Gründen, uns anzu-
schreiben. Die Nürnberger Redakti-

on hat innerhalb der Gruppe Entlas-
tungen erfahren, was erst die Weiter-
arbeit im bisherigen Sinne ermöglicht
hat: So hat ein Genosse die Adressen-
verwaltung schon vor einiger Zeit
übernommen. Den Zeitungsumbruch
haben Genossinnen und Genossen
aus München übernommen.

Obwohl in dieser Hinsicht ent-
lastet, steht die Nürnberger Redakti-
on nach wie vor unter äußerster An-
spannung. Manches Notwendige
bleibt liegen, anderes muß nach wie
vor improvisiert werden. Dem oben
genannten Münchner Kreis ist es auch
zuzuschreiben, daß wir unsere Bro-
schüre über den spanischen Bürger-
krieg und die POUM in erweiterter
Form neu als Buch herausbringen
konnten. Leider fehlt nun die Kraft,
eine profihafte Werbung zu betreiben.
Wir konnten einige Rezensionen ver-
anlassen und eine Anzahl Bücher ver-
kaufen, auch auf der Linken Literatur
Messe im Januar. Doch nun stockt der
Vertrieb. Auch der Verkauf von „Ge-
gen den Strom“, des „Brandler Bu-
ches“ und der KPO-Broschüren stag-
niert. An der nächsten Linken Litera-
tur Messe im November wollen wir
uns wieder beteiligen.

Die Monatsdiskussionen mit
zwei Münchner Genossen konnten
wir regelmäßig fortführen. In Bremen
ist nun eine neue Lage entstanden, da
es die dortige Gruppe nicht mehr gibt.

Damit kommen wir zu der gegen-
wärtigen Hauptaufgabe der Gruppe,
der Herausgabe unseres Organs Arbei-
terstimme. Trotz aller Widrigkeiten
konnten wir in der Berichtszeit die in-
haltliche und technische Erstellung frist-
gerecht bewältigen; manchmal ein Wun-
der, so meine ich, was doch ein paar
Leute bewegen können. Auch beim Ver-
sand hatten sich immer wieder Mitar-
beiter/innen eingestellt, so daß wir, mei-
nen üblichen Unkenrufe zum Trotz, stets
kurz vor Schalterschluß die Zeitung ab-
liefern konnten. So erschien die Arsti
regelmäßig im Quartalsabstand, meist
mit 40 Seiten. Die Auflage betrug jeweils
2.100 Stück. Inhaltlich war erfreulich,
daß wir nur wenige Nachdrucke benö-
tigten. Ich meine, daß wir, trotz gewis-
ser Mängel, die bisherige Qualität hal-
ten konnten.

Der Rückgang der Abonnenten-
zahl machte sich auch in finanzieller
Hinsicht bemerkbar. Genaueres ist dem
Kassenbericht zu entnehmen. So viel sei
vorweg gesagt: Wir haben in der Be-

richtszeit die notwendigen Kosten auf-
gebracht, wenn auch im vorigen Jahr
nur mit dem bekannten Zuschuß. Wenn
die Spendenbereitschaft des inneren
und mittleren Kreises anhält und der
Abo-Abgang nicht größere Ausmaße
annimmt, werden wir auch weiterhin
zurechtkommen. Für eine Arsti-Ausga-
be ist mit Druck- und Portokosten von
ca. 2.500 bis 3.000 € zu rechnen.

In der Verbindung mit anderen
Gruppen hat sich nichts Neues erge-
ben, auch nicht zur Arpo. Diesbezüg-
lichen regionalen und überregionalen
Einladungen, die auch nicht sehr viel-
versprechend waren, sind wir aus
Kräftemangel nicht nachgekommen.
Das Problem „Sammlung der Linken“
etc. wollen wir ja erst im nächsten Ta-
gesordnungspunkt diskutieren. Im
Mai hatten wir wieder zusammen mit
den Gruppen International Landshut
und Dorfen unser Seminar in Lands-
hut. Ich glaube, daß dies immer für
beide Seiten eine positive politische
Sache war, auch was die persönlichen
Beziehungen anbelangt. Wir sollten
dieses Treffen unbedingt fortführen.

Als Gruppe sind wir nach wie vor
zu klein, um uns als Ganzes und als
relevantes Gewicht in die Linke, wie in
die Basisarbeit, einzubringen. So sind
es die Einzelnen, die weiterhin Gewerk-
schafts- und Betriebsarbeit leisten oder
in progressiven Organisationen mitar-
beiten. Die Lage hat sich also nicht we-
sentlich verändert seit unserem letzten
Bericht. So bleibt zu hoffen, daß der „Ei-
serne Kreis“ weiterhin standhaft bleibt,
obwohl der Druck von rechts von Jahr
zu Jahr immer noch zunimmt. Wir soll-
ten uns in Zukunft auch mehr in der
Linken umstrittener Themen anneh-
men, auch um unser Profil herauszu-
arbeiten. Kritik und Vorschläge einzu-
bringen, ist nun der folgenden Diskus-
sion zugedacht.

Die wichtigsten Ergebnisse der
nachfolgenden Aussprache möchten
wir unseren Leserinnen und Lesern
nicht vorenthalten. So wollen wir die
Monatsversammlungen in Zukunft
zumindest einmal im Quartal in
München abhalten. Davon verspre-
chen wir uns einen erweiterten Teil-
nehmerkreis, sowie eine Entlastung
unserer Münchner Genossen, die alle
vier Wochen nach Nürnberg fahren.

Was die weitere Zusammenarbeit
mit anderen linken Gruppen angeht, so
wurde von einem Vertreter der AGI
Dorfen und Landshut befürwortet die
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gemeinsamen Treffen auf jeden Fall
fortzusetzen. Der Genosse der DKP
übermittelte uns die Grüße von R. St.,
der unserer Konferenz einen erfolgrei-
chen Verlauf wünschte. Was die Ver-
besserung der Zusammenarbeit mit
der Arpo angeht, so wurde der Vor-
schlag geäußert, doch gegenseitig ver-
mehrt Artikel auszutauschen und auch
abzudrucken. Ein Genosse hat sich vor-
genommen, an den Redaktionskonfe-
renzen der Arpo teilzunehmen.

Es ist immer recht unerquick-
lich, eine adäquate Zusammenfas-
sung der Diskussionen zu Papier zu
bringen, die alle Aspekte beleuchtet.
Ausführlichere Beschreibungen näh-
men einen sehr breiten Raum ein und
könnten sie doch nicht in ihrer Gän-
ze widergeben. Das wichtigste wur-
de benannt.

Im weiteren Verlauf der Jahres-
konferenz standen auch wieder Neu-
wahlen von Redaktion und Kassier
an. Nach der Entlastung der Genos-
sinnen und Genossen, die diese Auf-
gaben in den letzten Jahren verrich-
tet hatten, fanden Neuwahlen statt,
die erfolgreich durchgeführt wurden.
Wir haben uns damit wieder ein or-
ganisatorisches Gerüst geschaffen,
mit dem wir die anstehenden Aufga-
ben zumindest im bisherigen Rah-
men erledigen können.

Nach Abschluß dieses ersten
organisatorischen Teils der Konferenz
widmeten wir uns nach einer kleinen
Pause der zur Zeit in der Linken ve-
hement diskutierte Frage der Grün-
dung einer neuen linken, sozialisti-
schen Partei, die diesen Namen auch
wirklich verdient.

Als Einführung in diese Proble-
matik trug ein Genosse ein Referat
vor, das den Titel trägt: „Ist eine neue
linke Sammlungspartei der Weg aus
der Isolation?“ Dieses Referat wird im
Anschluß an den Bericht zur Jahres-
konferenz in leicht veränderter Form
abgedruckt.

Nach einer längeren Diskussion,
die wie immer solidarisch und kon-
struktiv geführt wurde, kristallisierte
sich ein klarer Standpunkt der Grup-
pe zur Parteigründungsproblematik
heraus, die sich mit den im Referat
dargelegten Ausführungen, Analysen
und Einschätzungen deckte.

Der nächste Punkt auf der Tages-
ordnung war den Gewerkschaften
gewidmet. Ein Genosse, der genaue-
ren Einblick in die Interna der Gewerk-

schaftspolitik und ihre Problematik
hat, setzte sich mit dem weiteren Weg
der Gewerkschaften auseinander. Das
Referat, das den Titel trägt „Gewerk-
schaften am Scheideweg?“ wird an an-
derer Stelle in diesem Heft abge-
druckt.

Eine intensive Diskussion über
den Vortrag und das weite Feld der
Gewerkschaftsbewegung beendete den
offiziellen Teil dieses Samstags. Den in-
offiziellen Teil verlegten wir in an einen
anderen Ort, der eher dem Einzugsge-
biet der NGG zuzuordnen ist.

Der Sonntag begann fast pünkt-
lich mit einem Referat zum Thema
Umverteilung von unten nach oben.
Das Referat trug die Überschrift: „Die
Klassenoffensive des sozialen Ab-
baus“. Auch diesen Vortrag drucken
wir in leicht veränderter und aktua-
lisierter Form ab.

Der Bericht aus England muss-
te dieses Jahr leider entfallen, da un-
ser Genosse wegen der schon er-
wähnten Terminschwierigkeiten
nicht an der Konferenz teilnehmen
konnte. Er hatte uns seinen Bericht
per Brief zukommen lassen, doch die-
ser hatte uns nicht mehr rechtzeitig
erreicht. Wir drucken aber die Über-
setzung im Anschluß ab.

Am Ende unserer Konferenz
haben wir, wie jedes Jahr, ein kleines
Zeichen internationaler Solidarität
gesetzt. Vor einigen Jahren war die
Sammlung für die kämpfenden briti-
schen Docker bestimmt, die letzten
Jahre aber  meistens für die Unterstüt-
zung des vom Imperialismus be-
drängten Kuba.

Über die politische Entwick-
lung auf Kuba gab es innerhalb der
Linken in letzter Zeit heftige Ausein-
andersetzungen. Auch wir halten
manches scharfe Vorgehen der kuba-
nischen Regierung für überzogen
und eventuell sogar kontraproduktiv.
Für das Ansehen Kubas in der Welt
ist es sicherlich schädlich. Besonders
die Todesstrafen gegen die drei Ent-
führer einer Fähre haben uns be-
stürzt. Andererseits, der konfrontati-
ve Hintergrund ist nicht zu überse-
hen: die Sicherheitslage Kubas und
die wirtschaftliche Entwicklung sind
durch die zunehmende Aggressivität
der USA noch mehr bedroht als in den
vergangenen Jahren. Der „Kampf auf
Leben und Tod“ ist keine Phrase
mehr. Die Erfahrungen der Geschich-
te und der Gegenwart zeigen, der

Imperialismus geht über Berge von
Leichen, um seine schmutzigen Ziele
zu erreichen. Auch die Europäische
Union, mitsamt der BRD, ist nun auf
die USA-Boykottlinie eingeschwenkt.
Die propagandistische Hetze gegen
Kuba wird nun auch in Deutschland
immer schmutziger.

In dieser Situation geht es um die
Existenz des revolutionären Kuba.
Unter diesem Aspekt haben zweitran-
gige Meinungsunterschiede zurück-
zustehen. Die deutschen Linken soll-
te sich schämen, unter diesem Vor-
wand ihre Solidarität mit der kubani-
schen Revolution aufzukündigen!!!

Auch um diesbezüglich ein Zei-
chen zu setzen, wurde die Solidari-
tätssammlung wieder für Projekte in
Kuba durchgeführt. Die Sammlung
erbrachte 400 €.

Linke Nachrichten
Im Jahr 2002 haben 189 644 Per-

sonen in Deutschland den Kriegs-
dienst verweigert. Anfang Oktober
tagte der 14. Bundeskongreß der
Deutschen Friedengesellschaft (DFG-
VK). Nahezu 100 Delegierte aus 40
Gruppen diskutierten um einen Weg
aus der Krise der Organisation zu
suchen. Diese ist auf 4000 Mitglieder
geschrumpft, wobei viele nicht mehr
aktiv sind. Die Zeitschrift Civil Cou-
rage erscheint jedoch noch regelmä-
ßig.

Der mit der DKP-Führung im
Clinch liegende „Förderverein Rot-
fuchs“ gibt an 560 Mitglieder in sei-
nen Reihen zu haben. Die gleichna-
mige Zeitschrift soll nach eigenen
Angaben 8000 Leser erreichen.

Die in der Schweiz erscheinen-
de linke Zeitung WOZ hat nun eine
Auflage von wöchentlich zwischen
12 000 und 14 000 Exemplaren. Sie soll
immerhin 100 000 LeserInnen errei-
chen. Das jährliche Defizit wird mit
100 000 Franken angegeben.

Nachdem ein Gericht das Ver-
mögen der KPÖ-Handelsfirma „No-
vum“ dem deutschen Staat zusprach,
ist der KPÖ die finanzielle Grundla-
ge ihrer politischen Arbeit entzogen
worden. Die Wochenzeitung „Volks-
stimme“ musste eingestellt werden.
Die Mitarbeiter des Parteiapparates
wurden entlassen. (Wie wärs, wenn
man sich wieder auf die eigenen Füße
stellt?)
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Der Untergang der real
sozialistischen Länder
hat nicht nur die politi-

sche und soziale Konkurrenz zum
Kapitalismus, die machtpolitischen
Alternativen zu diesem Ausbeuter-
system verschwinden lassen; auch
die Notwendigkeit politischer Rück-
sichtnahme auf die soziale Befindlich-
keit der breiten Volksmassen ist da-
mit entfallen. Die „kommunistische
Gefahr“ scheint nicht mehr relevant
zu sein. Der Weg wurde frei für eine
- in diesem Ausmaß nie gekannte -
kapitalistische Durchdringung der
Welt, für eine Globalisierung, die fast
alle nationalen und regionalen, sozi-
alen und wirtschaftlichen Begrenzun-
gen sprengt. Der Markt, der Profit er-
möglicht, wird zum Götzen erklärt.
Eine noch gnadenlosere Weltmarkt-
konkurrenz vernichtet reihenweise
Produktionsstätten, vor allem in der
weniger entwickelten Welt. Die Zen-
tralisation des Kapitals nimmt
sprunghafte Formen an. Absatzkrise
Rationalisierung und Deregulierung
stoßen Millionen in die Arbeitslosig-
keit. Die USA zwingt die Welt unter
ihre Vorherrschaft, die sie nun auch
mittels Kriegen untermauert und aus-
weitet. Mit den Kosten werden die
Alliierten belastet, einschließlich
Deutschlands.

Die alte
Klassenkonsenspolitik ist
zu Ende

Die BRD ist - ähnlich an-
deren kapitalistischen Ländern

- in einer Phase wirtschaftli-
cher Stagnation, die die

Strukturkrisen umso
schärfer hervortreten
läßt. Ein gigantischer

Schuldenberg des Bundes,
der Länder und Gemeinden engt den
Handlungsspielraum der Regierun-
gen radikal ein. Aufgrund der Steu-
erpolitik zugunsten der Reichen und
der Konzerne treibt die Finanzkrise
neuen Höhepunkten entgegen. Die
Krisen der Sozialsysteme und das
Anschwellen der Arbeitslosigkeit
hängen engstens miteinander zusam-
men. Der alten Konsenspolitik zwi-
schen den Klassen ist die materielle
Grundlage entzogen. Die Schwäche
der entpolitisierten Arbeiterklasse
nutzt das Kapital zum aggressiven
Angriff. Die entsprechende Offensi-
ve treibt die herrschende Klasse
immer weiter voran. Die ihr hörigen
Parteien haben verstanden und sind
alle auf die neoliberale Linie einge-
schwenkt. Reallohnkürzungen, Ar-
beitszeitverlängerung, Sozialabbau
und Entrechtung stehen nun auf ei-
nem Programm ohne Ende. Der Klas-
senkampf von oben ist in vollem Gan-
ge, kaum ein Tag ohne neue, dreiste
Forderungen. Da wird bereits das
Verbot von Warnstreiks gefordert
und die Aushebelung des Tarifsys-
tems als nächstes Ziel genannt. Doch
- wo bleibt die Gegenwehr?

Die Lohn- und Gehaltsabhängi-
gen machen in unserem Land 85 Pro-
zent der Berufstätigen aus. Doch die-
se große Mehrheit steht dem schädli-
chen Treiben der Kapitalistenklasse
und ihrer Paladine nahezu hilflos ge-
genüber.

Der Niedergang der deutschen
Arbeiterbewegung hat ihre objektive
Ursache in den Veränderungen der
letzten fünfzig Jahre. Der Aufstieg des

Kapitalismus nach dem verheeren-
den zweiten Weltkrieg war phänome-
nal und war auf eine fortlaufende und
gewaltige Erhöhung der Produktivi-
tät zurückzuführen, auf eine techno-
logische Revolution ohnegleichen.
Eine tiefgreifende Veränderung des
subjektiven Faktors - der Arbeiter-
klasse - war das Ergebnis. Die rasan-
te Entwicklung der Produktivkräfte
wälzte die Sozialstrukturen um, mit
der Folge einer Differenzierung und
Aufspaltung der Arbeitswelt. Die
Zahl der Produktionsarbeiter und -ar-
beiterinnen sank drastisch. Der sozi-
ale Aufstieg der Lohnarbeiter in die-
ser Konjunkturperiode führte zu ei-
ner erheblichen Verbesserung des Le-
bensstandards. Damit wurde das
Klassenbewußtsein weitgehend ver-
nichtet. An seine Stelle trat kleinbür-
gerliches Bewußtsein und konserva-
tives Verhalten. Auch der Arbeiter
hatte nun etwas zu verlieren. Mit den
Abtritt der noch in Traditionen ver-
wurzelten alten Generationen
schwand auch das Geschichtsbe-
wußtsein. Dem Einfluß der im Besitz
des Großkapitals befindlichen bür-
gerlichen Medien war damit Tor und
Tür geöffnet. Heute stehen die brei-
ten Massen unter dem ungeheuren
Druck einer Reservearmee von fast
fünf Millionen Arbeitslosen und un-
ter der Drohung der Unternehmer,
ihre Betriebe in ärmere Länder mit
Dumpinglöhnen zu verlegen. Die
Angst um den Arbeitsplatz überla-
gert alles andere. Der Wert der Ware
Arbeitskraft befindet sich im Sinkflug
und lähmt den Widerstand. Egois-
mus, Individualismus und Konsum-
denken verdrängen solidarisches
Handeln. Das Entstehen sozialer Be-
wegungen wird so erschwert. Die von
der herrschenden Klasse bestimmten
Medien sorgen für Konformität und
für die Diskreditierung jeglicher Al-
ternativansätze.

Der beschriebene miserable po-
litische Zustand der arbeitenden
Klasse macht es der herrschenden
Klasse leicht, ihre Offensive des Um-

Eine neue Linkspartei?

H. Vogeler, Hand mit roter Fahne

Ist eine linke Sammlungs-Partei der Weg aus der Isolation der
revolutionären Linken?

Was ist sinnvoll und machbar?
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verteilens von unten nach oben vehe-
ment voranzutreiben. Die Gewerk-
schaften sind in einer Krise, auch ide-
ell. Der DGB wurde zu einem Koloß
auf tönernen Füßen, wie wir das
schon vor zehn Jahren befürchtet hat-
ten. So ist der gewerkschaftliche und
politische Widerstand nur schwach
oder – wie im Fall der Antikriegsde-
monstrationen – nur punktuell vor-
handen. Höchstens Zweckmäßig-
keitsgründe oder Wahlrücksichten
lassen die Herrschenden vorerst von
noch rigoroserem Sozialabbau abse-
hen. Die Gewerkschaften als ur-
sprüngliche Interessenswahrnehmer
der Lohnabhängigen sind längst in
das System integriert und in das Den-
ken in neoliberalen Sachzwängen.
Von „Gegenmacht“ ist in den Spitzen,
und nicht nur dort, nichts zu spüren.
Trotz mancher Auflehnung gegen die
SPD-Politik überwiegt immer noch
die Bindung an die SPD, wird die
Schröder-Regierung als kleineres
Übel betrachtet. Es sind aber nicht nur
die Funktionäre, die so denken. In der
weitgehend entpolitisierten Mitglied-
schaft sieht es oft noch schlimmer aus.
Gerade hat die Mehrzahl der Arbei-
ter und Gewerkschaftsmitglieder in
Bayern CSU gewählt. Der Rückgang
der Streit- und Streikwilligkeit ist ein
Spiegel für die Schwäche der Arbei-
terbewegung, was nicht zuletzt zu
der schweren Niederlage der IGM in
Ostdeutschland beigetragen hat.

Eines der Ergebnisse der Streik-
niederlage und des Richtungsstreits
in der IGM ist, daß nun auch die Pe-
ters-Richtung den Rechten entgegen-
kommt. Wenn nur 1 - 2% der DGB-
Mitglieder für den Protest gegen die
Agenda 2010 zu mobilisieren waren,
dann zeigt das die politischen Schwä-
che, auch an der Basis, überdeutlich.
Auch können die Gewerkschaften
kein Parteiersatz sein. Alle Bundes-
tag-Parteien gehen gegenwärtig noch
weiter nach rechts. Mit der Übernah-
me der Thesen der Herzog-Kopfgeld-
Kommission macht die CDU einen
gewaltigen reaktionären Ruck. Ei-
gentlich müßte das eine Spaltung der
„Volkspartei“ zurfolge haben - hat sie
aber nicht, was Bände spricht für den
Zustand ihres „Arbeitnehmerflü-
gels“. Es war Thema mehrerer Num-
mern der Arbeiterstimme wie gera-
de jene Parteien in Deutschland, die
sich Linkspartei nennen und sich
immer gewerkschaftsverbunden er-

klärten - SPD und PDS - jede auf ihre
Weise sich weiter und weiter nach
rechts bewegten. Daß sie sich damit
selber überflüssig machen und ihr
Wahlpotential untergraben, zeigen
Umfragewerte bei denen die SPD bei
25% und die PDS bei 3% liegen. Wir
haben das ausführlich geschildert
und brauchen deshalb an dieser Stel-
le nicht mehr weiter darauf einzuge-
hen. Austritte und Wählerflucht wa-
ren die Quittung für ihre wider-
sprüchliche Politik. Im allgemeinen
hat der linke Flügel in beiden Partei-
en immer wieder gekuscht und nicht
vermocht sich loszulösen. Haupt-
sächlich wahrscheinlich deswegen,
weil die Rebellen sonst nirgends eine
Alternative zu erkennen vermögen.

Ist nun auf der Linken ein
Platz frei geworden?
Auf Seiten der revolutionären

Linken sind nun immer mehr Stim-
men laut geworden, die glauben SPD
und PDS hätten mit ihrem Abdrif-
tungskurs nach rechts im Parteien-
spektrum auf der Linken einen Platz
freigemacht und plädieren für die
Neugründung einer Linkspartei.
Dabei übersehen sie, daß der desola-
ten Zustand an der Basis, der die
Rechtsentwicklung in der SPD und
PDS ermöglicht und mit verursacht
hat, für jedes Projekt einer linken
Neugründung doch ebenso negativ
prägend sein würde. Eine neue Links-
partei könnte nur im Gefolge an-
schwellender neuer sozialer Bewe-
gungen entstehen, sonst bleibt sie
eine Kopfgeburt, die scheitern bzw.
dahinkrebsen würde. Es müßte ein
Drang vorhanden sein, der aus den
Betrieben kommt und aus gesell-
schaftlichen Basiszirkeln, sich zu ei-
ner neuen Partei zu vereinen. Davon
ist leider nichts zu spüren. Manche
Gründungsbefürworter haben dabei
die Rifondatione Communista vor
Augen und ihre Verbindung mit der
dortigen Antiglobalisierungsbewe-
gung. Diese hat in Italien eine Stärke
und eine Querverbindung mit akti-
ven Gewerkschaftern, die es in
Deutschland in diesem Ausmaß nicht
gibt. Attac hat in der BRD nur 12.000
Mitglieder. Die Bewegung ist jedoch
nicht mehr im Aufschwung. Auch
überwiegen in attac-Deutschland
inzwischen die Globalisierungskriti-
ker nicht die Globalisierungsgegner.
„Eine bessere Welt ist möglich“ ist die

Hauptlosung von attac. Ist sie das
wirklich im Korsett der kapitalisti-
schen Gesetzmäßigkeiten? Für uns
eher eine rhetorische Frage. Trotzdem
bleibt attac für die Linke am relevan-
testen. Bezeichnend war das 1. Mai-
Plakat des DGB in Nürnberg: „Glo-
balisierung gerecht gestalten“. Ein
Widerspruch in sich. Die Friedensbe-
wegung ist mit den Irak Krieg groß
geworden und nach vollendeten Tat-
sachen wieder zusammengefallen.
Immerhin haben sich einige neue
Kerne, wie in der Schülerbewegung,
erhalten. Doch ob Antifa oder Frie-
densbewegung oder andere - gesamt-
gesellschaftliche Bewegungen von
Relevanz sind sie nicht. Sie alle könn-
ten ihren Teil beitragen, entstünden
wieder Anfänge einer neuen sozialen
Bewegung, einer Arbeiterbewegung.
Warum diese auf absehbare Zeit nicht
in Sicht ist, haben wir erörtert. Daß
im Gegenteil die bestehenden linken
Gruppen und Parteien weiter der
Auszehrung unterliegen, muß unbe-
dingt berücksichtigt werden. Und
wie kann eine solche linke Samm-
lung, auch als Wahlpartei Erfolg ha-
ben, wenn nicht mal die sozialisti-
schen Linken in der PDS es sinnvoll
finden mitzumachen und auch linke
Sozialdemokraten lieber resignieren,
als sich nach links zu bewegen. Ent-
scheidend ist eben, wie es das linke
Vorstandsmitglied der IGM Schmidt-
henner formuliert hat, daß „Enttäu-
schungen und Resignation wie Mehl-
tau über der arbeitenden Gesellschaft
liegt.“ Ein uns nahestehender Genos-
se hatte angesichts der Misere in der
PDS (doch 78% haben Bisky gewählt)
gemeint, eine entsprechende Links-
partei oder „eine derartige Bewegung
„ sei „dringend notwendig „. „Sie
muß sobald als möglich zustande-
kommen.“ Auch wir sehen grund-
sätzlich die Notwendigkeit dafür,
und daß es schön wäre, daß dies
möglichst bald geschieht. Doch leider,
ohne daß die Voraussetzungen dafür
gereift sind, ist eine solche neue
Linkspartei von vornherein auf Sand
gebaut. Bewegungen kann man nicht
künstlich schaffen. Wir haben es frü-
her schon erlebt mit Neugründungen
sozialistischer Parteien, denen die
Basis fehlte: als bloße Sammlung lin-
ker Aktivisten mußten sie scheitern
und haben nur mehr Resignation hin-
terlassen. (USPD, DS, JugoKP, usw.).

Ein Genosse aus Göttingen hat
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ein „ Projekt Arbeiterpartei „ gegrün-
det. Er möchte mit einer theoretisch
achtbaren, aber aufgrund des gegen-
wärtigen Tiefststandes in der Arbei-
terbewegung praktisch undurchführ-
baren Losung in den Kampf ziehen:
„Leerlaufende Attacken oder Kampf
um den Sechs-Stunden-Tag.“ Gerade
der gescheiterte Streik um Arbeits-
zeitverkürzung in Ostdeutschland
hat gezeigt, daß die Kraft und die Ein-
sicht für eine solche Arbeitszeit-For-
derung nicht vorhanden ist. Eine Ge-
werkschaftsliste zur Bundestagswahl
hinter der im besten Fall einige tau-
send aktive Gewerkschafter stünden,
muß von vornherein als aussichtslos
gelten, um die 5%-Hürde zu über-
springen. Wir haben noch die 0,2 - 0,4
% vor Augen, die solchen Versuchen
bisher eigen waren.

Konkrete Bemühungen
Anfang des Jahres kam eine

Einladung von Professor Dr. Fischer,
bei der auch die Junge Welt die Hand
im Spiel hatte. Es ging um die „Bera-
tung von Chefredakteuren antiimpe-
rialistisch, sozialistisch und kommu-
nistisch orientierter Zeitungen zur
Verbesserung der Zusammenarbeit“
wir waren skeptisch und konnten der
Einladung nach Berlin auch nicht
nachkommen. Es bleibt abzuwarten,
was daraus geworden ist.

Größeres Gewicht hat eine Ein-
ladung von Robert Steigerwald für
Ende Januar 2004 nach Leverkusen.
Dahinter stehen DKP- Kreise, die
SOZ, die Marx-Engels-Stiftung, das
marxistische Forum, der Marxismus
Arbeitskreis Krusch, Klönne usw.
Auch der Arbeiterkampf und die
Arpo wurden eingeladen. Wir müs-
sen dazu noch Stellung nehmen und
herausfinden, was die Ziele und In-
halte dieses Treffens angeht. Auf je-
den Fall müssen wir acht geben, ob
nicht wieder einmal von Fehlein-
schätzungen ausgegangen wird. Was
manche Teilnehmer angeht, sind wir
vorgewarnt, spricht doch z.B. die SOZ
vom „Sturm des sozialen Protestes in
Europa „, vom „Generalstreik“. „Ein
paar Protestkundgebungen“ reichen
nicht. „Dann müssen wir eine ande-
re Sprache reden: Streik“. Die UZ
sprach im Juni von einer „zuneh-
mend breiterwerdenden Bewegung“,
von einer „Zunahme von Protestak-
tionen und Aktivitäten“, von einer
„sich formierenden Protestbewe-

gung“. Schön wärs...
Besonders im Mittelpunkt der

Diskussion der verbliebenen revolu-
tionären Linken in der BRD steht je-
doch die „Europäische Antikapitalis-
tische Linke“ (EAL). Dabei geht es vor
allem um die Europawahl im Juni
2004, ob und wer sich beteiligt, in
welcher Form, ob mit genauer Platt-
form oder als Bündnisse, Wahlblocks
usw. Es soll, schreibt die SOZ , „der
neoliberalen Politik eine Niederlage“
bereitet werden. (Vielleicht darfs
auch etwas weniger sein als eine Nie-
derlage?!) Auf einem Treffen in
Frankfurt waren 35  Leute anwesend,
vor allem Vertreter linker Gruppen.
Die Auflistung betraf: DKP, isl = SOZ,
SAV, RSB, Der Funke, Geraer Dialog
(PDS), attac Würzburg, solid Köln,
medico, Rosa-Luxemburg-Stiftung
und eine Frauengruppe. Doch stellte
sich heraus, dass die PDS sich an der
Europawahl selbst beteiligen will, bei
der DKP ist dies wahrscheinlich, die
Debatten darüber halten an. Die Mei-
nungen über die EAL waren sehr ver-
schieden. Was die eventuelle Wahl-
beteiligung angeht, scheinen „War-
nungen vor einem Kräfteverschleiß
mit bedeutungslosem Ergebnis“ be-
rechtigt. Eine Einigung wurde nicht
erzielt. Im Juni waren die europawei-
ten Mitgliedsorganisationen der EAL
in Athen zusammengekommen. Fol-
gende Mitgliedsorganisationen wa-
ren vertreten: Enhedslisten/DeRoed
Groene (Dänemark), Sociallist Alli-
ance, Socialist Workers Party (Eng-
land), Scottish Socialist Party (Schott-
land), Ligue Communiste Revolutio-
naire (Frankreich), Bloco de Esquer-
da (Portugal), Espacio Alternativo
(Spanischer Staat), Partido della Ri-
fondatione Comunista (Italien), Soli-
daritéS) Schweiz), ÖDP (Türkei). Als
Beobachter nahmen teil: Socialist Par-
ty (Irland), Socialist Party (England).
Als Gäste waren vertreten: Synapsi-
mos (Griechenland), Esquerra Unida
i Alternativa (Katalonien), DKP
(Deutschland). Entschuldigt hatten
sich: Dèi Lenk (Luxemburg), Bewe-
gung für den Sozialismus (Schweiz),
Izquierda Unida (Spanischer Staat).
(EAL 10.6.03 Athen).

Besonders Rifondatione Comu-
nista dient als Vorbild und der Erfolg
der Scottish Socialist Party, die kürz-
lich 7,5 % der Stimmen erhielt. Man
kann nur warnen, anders geartete
Verhältnisse auf Deutschland über-

tragen zu wollen. Abgesehen von der
Frage der Machbarkeit, ob EAL oder
die Gründung einer neuen deutschen
Linkspartei, schon die Zielgruppen
für eine solche Vereinigung müssten
erst eingegrenzt werden. Soll es nur
ein Zusammenschluß von revolutio-
nären, sozialistischen und kommu-
nistischen Kräften sein? Oder ist al-
les erwünscht, Reformisten wie Re-
volutionäre, soweit sie antikapitalis-
tisch eingestellt sind? Und ist das in
einer solchen Partei überhaupt gang-
bar; z.B. DKPler eventuell mit ultra-
linken MLPDlern zusammen? Oder
denkt man an ein noch breiteres Spek-
trum, bis hin zu Lafontaine und kirch-
lichen attac-Kreisen? Jede linke Par-
teigründung muß zur Luftnummer
werden, solange nicht aus den Betrie-
ben und Gewerkschaften Basisbewe-
gungen entstehen und diese die lin-
ken Gruppen nicht bedrängen, ihre
Differenzen zurückzustellen im
Kampf um aktuelle Zwischenziele.
Ohne vorherige inhaltliche Klärungs-
und Vereinheitlichungsprozesse wür-
de ein solches heterogenes Gebilde
bei den ersten Streitfragen wieder
auseinanderbrechen. Wie kann man
bei der desolaten Lage aller Linken
in diesem Lande, die fast völlig iso-
liert sind, in einer sich immer mehr
zersetzenden Gesellschaft, etwas
Neues, etwas Höherstehendes auf-
bauen, während es in den Fugen der
bisher bestehenden linken Kader be-
drohlich kracht? Ist es nicht eher
umgekehrt, dass die Wut über die
Entwicklung in PDS und SPD viele
nach dem Strohhalm Parteigründung
greifen lässt? Man kann ja die Ohn-
macht und Verzweiflung verstehen,
aus der solcher Voluntarismus ent-
steht. Da er aber weder richtig noch
marxistisch ist, müssen wir uns sol-
chem emotionalen Handeln
entgegenstemmen, da die Gefahr be-
steht, dass als Ergebnis eines Schei-
terns auch noch die letzten Bastionen
marxistischer Kerne gefährdet wer-
den.

Vorschläge
Was ist dann möglich unter die-

sen Umständen?
1.Wir sind schon immer für eine bes-

sere Zusammenarbeit linker Grup-
pen eingetreten, was aber nur funk-
tionieren kann, wenn beide Seiten
sich politisch nahe stehen und kein
taktisches Spiel treiben, den ande-
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ren zu übervorteilen.
2.Der Ausbau linksgewerkschaftli-

cher Netzwerke zur besseren Infor-
mation und Abstimmung.

3.Die Bildung linker Wahlbündnisse,
sofern ernstliche Chancen bestehen,
also bei Kommunalwahlen. Die Be-
teiligung an Landtags-, Bundestags-
und Europawahlen sind wegen der
Schwäche der Linken aussichtslos.
Aktuell würde eine solche Kandida-
tur nur der PDS Konkurrenz ma-
chen, in der immerhin noch eine
Anzahl Linker vorhanden ist.
Andererseits wäre eine Alternative
Kandidatur z.B. in Berlin ange-
bracht, selbst wenn sie gegen die
dort verlotterte PDS antreten müss-
te. Eine offene linke Liste ist dort
bereits im Gespräch.

4.Soweit regional überhaupt vorhan-
den, wäre die Gründung loser Ak-
tionsbündnisse längst angebracht.
Ihre Aufgabe wäre die Organisati-
on von Demonstrationen und dafür
entsprechende Mobilisierungen
durchzuführen, unterdrückte Infor-
mationen öffentlich zu machen und
untereinander solidarisch Beistand
zu leisten. Es hat sich aber heraus-
gestellt, dass bisher Demonstratio-
nen gegen Kriege, gegen Faschisten-
aufmärsche, gegen Sozialabbau usw.
meist ohne großen Strukturaufwand
zustande kamen, wenn ein kleiner
organisatorischer Kern da war, der
die Aktionen vorbereitete. Doch eine
gewisse organisatorische Verfesti-
gung scheint angebracht.

Ein uns nahestehender Genos-
se aus Südbayern, der zur Zeit in Spa-
nien lebt, hat jene Art von Zusam-
menschluß ins Spiel gebracht, wie sie
die Izquierda Unida in Spanien dar-
stellt. Er schreibt: „Hierbei geht es
nicht um die Zusammenarbeit der
kommunistischen Strömungen, son-
dern um Aktionseinheit- und Bünd-
nispolitik in einem umfassenderen
Sinn.“ Die beteiligten Organisationen
müssen ihre Identität nicht aufgeben,
kommen sich aber durch Zusammen-
arbeit politisch näher.

Die Organisationen die sich in
der IU zusammengefunden haben
sind: die PCE und zwei Abspaltun-
gen, in Katalonien die PSUC, ein hal-
bes Dutzend trotzkistischer Gruppen,
Reste der ML, Anarchosyndikalisten,
linke Grüne und linke regionale Na-
tionalismen, besonders in Katalonien
und im Baskenland. Nun machen

wohl besonders die regionalen Nati-
onalismen mit ihrer ansehnlichen
Anhängerschaft den Unterschied zu
deutschen Verhältnissen aus. (Wobei
wir deren Problematik als solche hier
gar nicht anschneiden wollen.) Auch
gibt es bei uns kaum Anarchisten und
keine linken Grünen mehr. Nicht zu
vergessen, in Spanien gibt es auch
noch einen Rest proletarischen Mili-
eus. Spanien hat nicht die historische
Belastung, wie sie uns mit dem DDR/
SED-Trauma nachhängt. Der Genos-
se schrieb „natürlich ist dies nicht auf
Deutschland übertragbar„. Das ist
meines Erachtens ein wesentlicher
Grund, da auch die Zahl und Militanz
der Linken in Spanien größer ist als
in der BRD, nicht zuletzt durch die
regionalen Nationalismen, wobei
gleich deren politische Fragwürdig-
keit ins Spiel kommt. Der Genosse
meint, die IU sei ein Beispiel dafür,
„dass schon etwas gehen kann, wenn
man daran arbeitet.“ Wird es hier in
Deutschland auch so schnell keine
vereinigte Linke geben, so sollte es
doch möglich sein mittelfristig auf
eine bessere Zusammenarbeit linker
Organisationen hinzuarbeiten und
Zug um Zug Aktionsbündnisse zu
installieren. Die Gründung einer neu-
en Linkspartei ohne Basisfundament
lehnen wir ab. Das ist die eine Seite.
Die andere ist, daß es langfristiges
Ziel der Gruppe Arbeiterstimme ist,
durch unsere Vorarbeit beizutragen,
daß eine kommunistische Partei – die
diesen Namen verdient – in weiterer
Zukunft wieder entstehen kann.

Die Aufgabe von Kommunisten
und kommunistischen Gruppen in
dieser schwierigen Zeit ohne Klassen-
bewegung haben wir immer wieder
in Gruppen-Selbstverständnissen nie-
dergelegt, so in entsprechenden Re-
feraten 1993 und 1995. Eine kürzere
Fassung ist außerdem nachzulesen
im Anhang unseres Buches über den
spanischen Bürgerkrieg. Ich möchte
mich am Schluß deshalb auf kurze
Auszüge aus den damaligen Refera-
ten beschränken.

Wir schrieben 1993:
Vom jetzigen Stand aus ist

jedenfalls ersichtlich, daß wir rauen
Zeiten entgegengehen, auch, oder soll
man sagen besonders in einem
Deutschland, in dem der östliche Teil
wohl einverleibt, aber nicht sozial in-
tegriert ist. Die Krisen und Widersprü-
che im Kapitalismus und auch die so-

ziale Kluft nehmen in einem Ausma-
ße zu, wie es vor zehn Jahren kaum
jemand vorauszusagen gewagt hätte.
Das früher praktizierte Abschieben
der Krisenfolgen auf die „Dritte Welt“
und das Ausweichen in die Rüstungs-
produktion und in die Staatsverschul-
dung sind bereits in der Vergangen-
heit so überzogen ausgereizt worden,
daß solche „Auswege“ im wesentli-
chen versperrt bleiben. So sind in Zu-
kunft auch in den Metropolen soziale
Erschütterungen zu erwarten, die sich
in politischen Eruptionen entladen
könnten. Noch stehen wir in Deutsch-
land erst in den Anfängen einer deut-
lichen politischen Krise. Diese politi-
sche Krise wird zunehmen, wenn sich
die soziale Lage und die Finanzkrise
weiter verschärfen, und damit auch
die Radikalisierung. Wie stark diese
nach links oder rechts geht, wird dann
auf dem politischen Kampffeld durch
subjektive Einflußmaßnahmen ent-
schieden werden. Das könnte die Zeit
sein, in der auch wieder radikale lin-
ke Alternativen mehr Gehör finden,
nachdem die reformerischen Alterna-
tivversuche von Sozialdemokraten,
Grünen usw. an den vorgegebenen
kapitalistischen Krisenbedingungen
gescheitert sind. Die Notwendigkeit
und Berechtigung der Weiterarbeit
kleiner marxistischer Gruppen liegt
eben auch darin, dafür präsent zu sein
und die Anziehungskraft der Rechts-
radikalen auf sozial Betroffene zu
schwächen und zu durchbrechen.
Kann es gegenwärtig auch kein mas-
senweites Echo auf die Propagierung
sozialistischer Ziele geben, so ist sie
trotzdem notwendig um Einzelne zu
erreichen und innerhalb der klein ge-
wordenen revolutionären Linken den
Klärungsprozeß weiterzutreiben.

Zwischen der jetzigen Zeit einer
nur vagen politischen Infragestellung
und einer hoffentlich kommenden
Periode tiefer Massenbewegungen
liegt ein breiter Graben, der gegenwär-
tig unüberbrückbar ist. Marxisten soll-
ten heute deshalb das Eine tun und
das Andere nicht lassen. Das heißt, das
Endziel weiter zu verfolgen und
gleichzeitig sich den Tagesaufgaben
zuzuwenden, wenn auch beides in-
haltlich nur schwer miteinander ver-
bindbar ist.

Wir müssen so ehrlich sein uns
einzugestehen, daß bei der ungeheu-
ren subjektiven Schwäche der Linken
und bei der Anhäufung ganzer Pro-
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jetzigen Zeitpunkt ist in der krisen-
behafteten Wirtschaftslage zu suchen,
der Streikniederlage der IG Metall in
Ostdeutschland und schließlich in
der darauf folgenden internen
Schlammschlacht der IG Metall.
Nicht wegzudiskutieren ist heute,
dass die Gewerkschaften dadurch bei

den Werktätigen erheblich an An-
sehen verloren haben, was sich
nicht zuletzt in dramatisch sinken-
den Mitgliederzahlen ausdrückt.
Beigetragen zu dieser Entwicklung
und diese gefördert, hat der ge-
samte bürgerliche Propagandaap-
parat. Ihm wurde von den Ge-
werkschaften nur wenig wirksa-
mes entgegengesetzt, was zur Fol-
ge hat, dass weit hinein in die Klas-
se der Werktätigen, solange die
Einzelnen nicht selbst betroffen
sind,  neoliberale Ideologie akzep-
tiert wird. So stellt das Meinungs-
forschungsinstitut Emnid fest, dass
70 Prozent der Deutschen Verän-
derungen wünschen, weil es dazu
„keine ernsthaften Alternativen
gibt“. Und laut Allensbach be-
trachtet die Bevölkerung Bundes-

kanzler Schröder und dessen Regie-
rung klar als „Reformmotor Nummer
eins“ weit vor allen anderen bürger-
lichen Parteien. Das mag im Wider-
spruch zu den zurückliegenden Wah-
len in Bayern stehen. Aber, wenn dort
mehr als 60 Prozent der Arbeiter und
51 Prozent der Arbeitslosen die CSU

blemminenfelder in der bestehenden
kapitalistischen Gesellschaft eine bis
an die Wurzel gehende Alternative gar
nicht mehr durchsetzbar erscheint.
Das macht die Situation verfahren und
treibt einen Teil der sozial oder poli-
tisch bereits Aufgewühlten in das La-
ger der „demokratischen“ Rechtsreak-
tionäre oder gleich zu den Rechtsra-
dikalen. Von links aus gibt es eben nur
eine wirkliche Alternative zur beste-
henden Politik der staatstragenden
Parteien, eine die für die Gegenwart
so vermessen wie aussichtslos klingt:
eine sozialistische Revolution. Und
doch, wie sonst könnte es für unsere
Enkel noch ein Leben in Erträglichkeit
und Würde geben?

Jedoch, nur massenweises
Wiedererwachen von Klassenbewußt-
sein und Militanz könnte heute die
ungeheure Macht und Konzentration
des Kapitals, dessen internationale
Verflochtenheit und die Gesetzmäßig-
keiten dieses Systems durchbrechen.
Davon sind wir weit entfernt. Doch
um für eine solche Situation bereit zu

sein, arbeiten wir als kommunistische
Gruppe mit, den subjektiven Faktor in
diesem Sinne zumindest zu erhalten
und etwas zu stärken. Denn was heu-
te unmöglich erscheint, muß es nicht
in einer kommenden Zeit sozialer und
gesellschaftlicher Verelendung sein.
Wir sind zur Zeit zurückgeworfen auf
eine Politik der puren Defensive. Und
selbst dafür sind wir schwach, bei der
Verteidigung sozialer Besitzstände,
mit der Verhinderung aggressiver
Vorstöße des Unternehmerlagers, mit
der Abwehr des Abbaus kultureller
und demokratischer Errungenschaf-
ten, mit dem Kampf gegen den Ras-
sismus und dem Widerstand gegen
die fortschreitende Monopolisierung
der „öffentlichen Meinung“. In der
Praxis heißt das, wir beteiligen uns am
Widerstand, müssen aber gleichzeitig
die völlige Unzulänglichkeit und Sys-
temgebundenheit von Abwehrmaß-
nahmen im bürgerlichen Rahmen auf-
zeigen und ihnen die Perspektive ab-
sprechen. Auch wenn vorerst ohne
großen Widerhall, gilt es die sozialis-

tische Umgestaltung immer wieder zu
propagieren, für die, die dazu aufnah-
mebereit scheinen.

Ist auch die Linke in Deutsch-
land nur noch ein Schatten früherer
Geschichtsperioden, so ist auch der
Kapitalismus nicht der strahlende Sie-
ger und die bürgerliche Gesellschaft
ist tief erschüttert. Die Zukunft ist un-
gewiss und kaum zu berechnen.
Könnte es nicht sein, daß die Verhält-
nisse selbst der sozialistischen Idee
wieder soweit entgegenkommen, daß
unser Wirken einen fruchtbaren Sinn
bekommt? Es hat in der Geschichte
nicht immer nur eine Zeit der Wind-
stille und des Gegenwindes gegeben.
Helfen wir weiter ein bißchen mit, das
Schiff für stürmische Fahrten
zumindest vorzubereiten!

Ich möchte mit einem Spruch
Karl Liebknechts schließen und hoffe
dass er Recht behält:

„Die Gegenwart mag trügen,
die Zukunft bleibt uns treu.
Ob Hoffnungen verfliegen
Sie wachsen immer neu.“

Wie selten in ihrer
Geschichte bläst
den deutschen

Gewerkschaften der Wind ins Ge-
sicht. Fast kein Tag vergeht, wo
nicht die bürgerlichen Medien, die
Arbeitgeberverbände und Expo-
nenten der bürgerlichen Parteien,
inklusive der Sozialdemokratie,
ihre Giftpfeile gegen die Gewerk-
schaften abschießen. Besonders im
Fadenkreuz ihrer Feinde stehen
dabei die beiden  großen Gewerk-
schaften IG Metall und Ver.di. Die
Vorwürfe, denen sie ausgesetzt
sind, sind demagogisch. Sie wer-
den als die Blockierer wichtiger Re-
formen gebrandmarkt, sie wären
Betonköpfe, die sich in den Tradi-
tionen von gestern bewegen wür-
den und das beste wäre, wenn sie
in der Zukunft in der Bedeutungslo-
sigkeit versinken würden. Dabei wird
insbesondere der IG Metall ein links-
radikales Image angedichtet, dem sie
in der Vergangenheit nicht gerecht
wurde und noch viel weniger heut-
zutage gerecht wird. Der Grund für
die Offensive der Bourgeoisie zum

Gewerkschaften am Scheideweg
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wählen, dann  zeigt das zumindest,
dass bürgerliche Vorschläge zur Kri-
senbewältigung anerkannt und von
Werktätigen unterstützt werden. Ob
es uns gefällt oder nicht, die neolibe-
ralen Reaktionäre haben die ideolo-
gische Lufthoheit!

Aber man muss in dem Zusam-
menhang auch von der Verantwor-
tung der Gewerkschaften sprechen,
die maßgeblich mit dazu beigetragen
haben, dass sich solches Denken bei
den Werktätigen  entwickeln konnte.
Ein Delegierter drückte das auf dem
zurückliegenden Gewerkschaftstag
der IG Metall so aus: „Beim letzten
Gewerkschaftstag haben wir den Antrag
beschlossen ‘Fortsetzung der Kampagne
für Arbeit und soziale Gerechtigkeit’.
Einstimmig. Ist das denn gemacht wor-
den? Von einer Kampagne habe ich nichts
gespürt. Und jetzt beschweren wir uns
und sagen, da gibt es Leute,  die betrach-
ten uns als Blockierer. Die betrachten uns
deshalb als Blockierer, weil unsere Linie
nicht sichtbar ist, weil wir unsere eige-
nen Beschlüsse nicht eingehalten haben.
Wenn man sich dreht und wendet, dann
verliert man die Achtung derer, zu de-
nen man gehört. Und man gewinnt nie
die Achtung derer zu denen man gehö-
ren will. So geht es zur Zeit mit der SPD,
da dürfen wir nicht mitmachen.“

Immer in Treue zur SPD
Aber die Gewerkschaftsführun-

gen machten mit und machen mit.
Das war vorgestern und gestern so
und es ist heute so. Die Partei macht
den Kapitalisten jeden Liebesdienst
und die Gewerkschaften akzeptieren,
manchmal ein bisschen maulend,
jede verbrochene Schweinerei. Liegt
eine solche auf dem Tisch, dann gibt
man sich erstaunt. So meinte der neue
IGM-Vorsitzende Jürgen Peters auf
dem zurückliegenden Gewerk-
schaftstag: „2002 haben die Menschen
in Deutschland Rot-Grün eine neue
Chance gegeben. Über den Ausgang der
Wahlen waren viele von uns erleichtert...
Auf unsere Erleichterung folgte Ernüch-
terung, ja Enttäuschung. Und aus der
Enttäuschung ist längst Unverständnis
geworden.“

Sarkastisch möchte man hier
anmerken:  Ja, so  sind Sozialdemo-
kraten halt und bei ihrer langen Lei-
tung haben das die Vorstandsetagen
nur noch nicht gemerkt.

 Aber das wäre falsch. Sie wis-
sen schon was läuft. Die Regierung

Kohl wurde mit massiver finanziel-
ler Unterstützung des DGB, es flos-
sen insgesamt 9 Millionen DM, abge-
löst. Zum Dank stellte dann die sozi-
aldemokratisch geführte Bundesre-
gierung nicht die versprochene sozi-
ale Gerechtigkeit her, was immer das
auch sein mag, sondern führte den
ersten großen Schlag gegen den So-
zialstaat BRD. Mit der Reform der
Rentenversicherung wurde mit der
100-jährigen Tradition der paritäti-
schen Beitragsfinanzierung gebro-
chen. Besonders pikant ist in dem
Zusammenhang, dass dieses Attentat
auf den Sozialstaat der Arbeitsminis-
ter Walter Riester, vormals 2. Vorsit-
zender der IGM, vorbereitete. Mit
seiner kapitalgedeckten freiwilligen

Zusatzversicherung sorgt er dafür,
dass die Teilnehmer dieser Veranstal-
tung in der Zukunft rund 4 Prozent
weniger Einkommen in der Tasche
haben. Bei den Werktätigen, die nicht
mitmachen (können), ist durch diese
„Reform“ die Altersarmut vorpro-
grammiert. Die Versicherungswirt-
schaft jubelt, wurde doch mit dieser
„Reform“ die gesetzliche Rentenver-
sicherung den Verwertungsinteres-
sen der Kapitalisten geöffnet. Ein ers-
ter Schritt, dem weitere folgen soll-
ten. Es ist aus heutiger Sicht kaum
vorstellbar, dass die Gewerkschaften
ruhig geblieben wären, hätte eine
konservative Regierung vergleichba-
res gemacht. Bei der SPD-Regierung
blieben sie ruhig. Widerstand wurde
nie ernsthaft erwogen. Es wurde halt
wie üblich gemeckert und dabei blieb
es, obwohl dieser Einschnitt in die
Interessen der abhängig Beschäftig-
ten Grund genug gewesen wäre, mit

der SPD zu brechen!

Die „moderne“ Politik
der SPD
Aber es gibt heute erste Anzei-

chen der Zerrüttung des traditionel-
len Bündnisses zwischen Sozialde-
mokratie und Gewerkschaften. Nicht
allen, aber doch zumindest einigen in
der Gewerkschaftsführung dämmert
es, dass die  SPD dabei ist, mit ihrer
Politik die gemeinsamen Wurzeln
endgültig zu zerstören.

Der Weg der SPD ist spätestens
seit dem Blair-Schröder-Papier vorge-
zeichnet. Mit diesem Papier tat die
Sozialdemokratie kund, dass sie end-
gültig mit der alten Arbeiterbewe-
gung nichts mehr zu tun haben will.
Orientierungspunkt ist in Zukunft
die nicht näher definierte „neue Mit-
te“, für die man eine moderne Politik
machen will. Die Grenzen einer sol-
chen „modernen Politik“ sind durch
die vorgegebenen kapitalistischen
Verhältnisse gesetzt. Modern ist, was
das Kapital wünscht.  Schröder
drückte das 1994, als er wirtschafts-
politischer Sprecher seiner Partei war,
so aus: „es gibt  keine sozialdemokra-
tische oder konservative, sondern nur
eine moderne Wirtschaftspolitik“.
Das heißt, dass auf eine eigenständi-
ge parteipolitische, programmatische
Wirtschaftspolitik verzichtet wird.
Ganz konkret sehen wir, was das heu-
te bedeutet. Alle sogenannten Refor-
men haben die Schlechterstellung der
eigenen Klientel der Sozialdemokra-
tie zur Folge. Sie bewirken eine riesi-
ge Umverteilung von Unten nach
Oben. Sie beseitigen die Schutzrech-
te der abhängig Beschäftigten und
bieten den Kapitalisten neue Mög-
lichkeiten der Kapitalverwertung.
Das alles ist in den Augen Schröders
und anderer „neuer“  Sozialdemokra-
ten moderne Politik. In der Praxis
heißt eine solche „moderne Politik“
aber die vollständige Unterwerfung
unter die Interessen und Wünsche
des Kapitals. Und sie verändert auch
die Strukturen der traditionellen Po-
litik. Sie akzeptiert den Vorrang der
Ökonomie vor der Politik und
schreibt diesen fest. Die Suche nach
dem „sozialen Ausgleich“, in der Ver-
gangenheit ein Pfeiler sozialdemo-
kratischen Selbstverständnisses, ist
heute obsolet.

Diese Politik entspricht in vie-
len ihrer Formen bereits heute den
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Vorstellungen des ehemaligen BDI-
Präsidenten Hans-Olaf Henkel und
einer großen Kapitalfraktion, der for-
dert, die BRD wie einen Großkonzern
zu führen und dazu auch die Verfas-
sung zu ändern. Was vor wenigen
Jahren noch als die Idee eines reakti-
onären Spinners abgetan wurde,
scheint heute umgesetzt zu werden.

Bodo Zeuner, Politikwissen-
schaftler an der FU in Berlin, be-
schreibt in einer Publikation der IG
Metall die Konsequenz eines solchen
Handelns: „ ...dies wäre das Ende von
Politik und Demokratie. Wahlen wären
überflüssig. Das beste Management sollte
von Headhunter-Agenturen, die beste
Staatsstruktur von Unternehmensbera-
tungsfirmen und die beste Investitions-
strategie vom Management, vielleicht
nach Konsultation mit einem Parlament
als gesamtgesellschaftlichem Betriebsrat,
bestimmt werden.“

Lohnsenkung
durch
Sozialkahlschlag
Ist das ein überzeichne-

tes Bild? Wohl kaum! Wenn
man die Politik der Kapita-
listen in den Betrieben an-
schaut,  zeichnen sich
durchaus Parallelen ab.
Wenn die Profite hochge-
dreht werden sollen oder
nach ihrer Auffassung nicht
ausreichend sind, greift man
auch zuerst in die Taschen
der Werktätigen. Da werden die Be-
schäftigten zu unbezahlter Mehrar-
beit genötigt, von ihnen werden
Lohnsenkungen erpresst oder das
Urlaubs- und Weihnachtsgeld wird
gekürzt.

Die Maßnahmen, die die Bun-
desregierung geplant und auch ver-
abschiedet hat, unterscheiden sich
nicht von denen die ein Kapitalist sei-
ner Belegschaft auferlegt. Und sie
werden auch nicht anders begründet.
Das „Unternehmen“ BRD muss wett-
bewerbsfähiger werden. Die Kosten
der Betriebe, insbesondere die Perso-
nalkosten, müssen deshalb sinken.

Schaut man dann z.B. die „Vor-
schläge der ‘Hartz-Kommission´“ an,
so sieht man, dass alle Maßnahmen
darauf hinaus laufen, den Betrieben
die Kosten für die Ware Arbeitskraft
zu verbilligen. Die drastische Ver-
schlechterung der Leistungen für Er-
werbslose, erhöht auf diese den

Druck, jede Arbeit anzunehmen.
Dadurch werden nicht nur die Kas-
sen der AL-Versicherung entlastet
und damit auch die Lohnnebenkos-
ten gesenkt, sondern den Kapitalis-
ten die Chance geboten, billigere Ar-
beitskräfte zu Dumpinglöhnen einzu-
kaufen. In Zukunft muss ein Arbeits-
loser jede ihm angebotene Arbeit,
gleich zu welchem Preis, bei Strafe
des Verlustes seines Versicherungs-
schutzes, annehmen.

Das Risiko von Krankheit geht
in Zukunft nur noch die Werktätigen
etwas an. Wird das Krankengeld heu-
te noch durch die Krankenkassen
paritätisch finanziert, tragen die ab-
hängig Beschäftigten morgen die Fi-
nanzierung alleine.

Bei den Gesundheitskosten
werden in Zukunft nicht etwa die
Pharmakonzerne in ihrer Profitgier

eingeschränkt. Alleine die Versicher-
ten werden verstärkt zur Kasse gebe-
ten. Somit sollen die Krankenkassen-
beiträge um mehr als 2 % sinken.

Massive Einschnitte bei der Al-
tersversorgung sollen die Rentenver-
sicherungsbeiträge stabil halten.
Dafür müssen die Renten in Zukunft
gesenkt werden. Auch der Vorschlag
der Rürup-Kommission, das Renten-
eintrittsalter auf 67 hoch zu setzen,
geht in diese Richtung. Dieser Vor-
schlag ist allerdings lediglich die
Hilfskrücke um zusätzliche versiche-
rungsmathematische Rentenabschlä-
ge, also Rentenkürzungen, bei einem
früheren Ausscheiden zu begründen.

Die Strukturkrise des
Kapitalismus
Diese Beispiele ließen sich leider

noch lange fortsetzen. Und täglich
kommen weitere Vorschläge zur Ab-
schaffung von sozialen Errungen-

schaften hinzu. Ja, es scheint so, als
befände sich die Bourgeoisie in einem
regelrechten Rausch sich gegenseitig
zu überbieten.  Die Bundesregierung
ist dabei ihr Handlanger. Sie tut zur
Zeit alles um die Zerstörung des So-
zialstaates voranzutreiben, bei gleich-
zeitiger Verharmlosung ihres Tuns.
So wird argumentiert, die privaten
Haushalte würden durch die „vorge-
zogene Steuerreform“ entlastet. Das
stimmt aber nicht. Fakt ist, die steu-
erliche  Entlastung bringt den kleinen
und mittleren Einkommen nicht viel.
Sie kompensiert nicht einmal die Kos-
ten aus den auferlegten „Reformen“!
Dagegen werden die Großverdiener
und Kapitalisten mehr als großzügig
entlastet. Kein Wunder also, dass sich
der derzeitige BDI-Chef Rogowsky
vorstellen kann bei der nächsten Wahl
SPD zu wählen. Jetzt wissen wir also,

was für die SPD die „neuen
Mitte“ ist.

Die Politik der Bundes-
regierung ist beherrscht von
der Ideologie des Neoliberalis-
mus und gleichzeitig gespickt
mit Illusionen. Sie glaubt, dass
durch ihre Abbaumaßnahmen
die Lohnnebenkosten deutlich
sinken und dadurch der Kon-
junkturaufschwung beschleu-
nigt und verstärkt wird. Ein
anderes Konzept hat sie nicht.
Schröder und der SPD bleibt
deshalb nichts anderes übrig
als zu glauben. Und die neoli-

berale Ideologie kennt in ihrer Primi-
tivität nur das Gebot, die Kapitalis-
ten zu bedienen. Aber: kein wirt-
schaftswissenschaftliches Institut
sieht im kommenden Jahr eine deut-
liche Beschleunigung des Wirt-
schaftswachstums, sieht man einmal
vom Orakel des „Sachverständigen-
rates“ ab.  Gesamtwirtschaftlich ist es
eher so, dass die Abbaumaßnahmen
sich kontraproduktiv auf das wirt-
schaftliche Wachstum auswirken.

Das momentane Konjunktur-
problem der BRD-Wirtschaft liegt an
der fehlenden Inlandsnachfrage
durch die privaten Haushalte. Eine
Erscheinung die mit auf die neolibe-
rale Politik der zurückliegenden Jah-
re zurückzuführen ist. Werden jetzt
weitere Leistungen gekürzt, oder
müssen  Werktätige höhere Beiträge
an die Sozialkassen oder private Ver-
sicherungen abführen, wird zusätz-
liche Kaufkraft dem Binnenmarkt
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entzogen.
Doch die eigentliche Ursache

für das Fehlen von rund 7 Mio. Ar-
beitsplätzen liegt nicht an der gegen-
wärtigen Überproduktionskrise, son-
dern in der Struktur des kapitalisti-
schen Systems. Durch den techni-
schen Fortschritt steigt die Produkti-
vität in allen wichtigen Industriebran-
chen permanent an. Gleichzeitig be-
wegen sich die Kapitalisten auf weit-
gehend begrenzten Märkten, die, und
das wirkt auf die Lage verschärfend,
von abnehmender Massenkaufkraft
gekennzeichnet sind. Die Folge
davon ist, dass seit dem Beginn der
siebziger Jahre die gesamtwirtschaft-
lichen Wachstumsraten der Produk-
tion fast ununterbrochen unter denen
der Produktivität lagen. Die Auswir-
kungen liegen auf der Hand. Wenn
immer mehr in immer
weniger Zeit produziert
wird, dann sinkt das zur
Verfügung stehende Ar-
beitsvolumen nur dann
nicht, wenn die Produk-
tion stärker steigt als die
Produktivität. Aber wie
schon gesagt, die Märkte
sind weitgehend be-
grenzt. Die Produktion
kann deshalb kaum aus-
geweitet werden.  Die
Folge ist Beschäftigungs-
abbau und Massenar-
beitslosigkeit in dem uns
bekannten Maße.

Das einzige Mittel einer weite-
ren Zunahme der Massenarbeitslo-
sigkeit in den Grenzen des kapitalis-
tischen Systems entgegenzuwirken,
ist eine wirklich drastische Verkür-
zung der Arbeitszeit. Dass dieses Mit-
tel wirkt,  hat die gesetzliche Einfüh-
rung der 35-Stunden-Woche  in
Frankreich gezeigt. Sie hat bewirkt,
dass mindestens 300.000 neue Ar-
beitsplätze entstanden sind. Auch in
der BRD hat sie eine vergleichbare
Wirkung gehabt. Aber eine weitere
und vor allem wirksame Arbeitszeit-
verkürzung ist von den Gewerkschaf-
ten zur Zeit nicht durchsetzbar. Das
gilt um so mehr, nachdem die IG
Metall im Osten eine so herbe Nie-
derlage hinnehmen musste. Und die
Bundesregierung erwägt natürlich
nicht einmal in Ansätzen, auf gesetz-
geberischem Wege eine solche Maß-
nahme ein zu leiten. Damit ist die
weitere beschäftigungspolitische Ka-

tastrophe programmiert. Die Betrie-
be planen jährliche Produktivitäts-
steigerungen durch Rationalisierung
in Produktion und Verwaltung. Die-
se liegen im Minimum bei 5 Prozent,
oftmals bei 10 Prozent und in den
Spitzen bei bis zu 18 Prozent. Werden
diese so umgesetzt, und das wird sich
nicht verhindern lassen, wird die Ar-
beitslosigkeit auf weitere Höhepunk-
te getrieben.

Und da setzt „Wichtel“ Schrö-
der und seine Koalition alleine auf
wirtschaftliches Wachstum durch
Senkung der „fürchterlichen“ Lohn-
nebenkosten. Diese sind im Vergleich
zu den Kosteneinsparungen durch
Rationalisierung geradezu „pea-
nuts“.

Im Übrigen sind in Industriebe-
trieben heute selbst die gesamten

Lohnkosten nicht mehr der dominie-
rende Kostenfaktor. Der Anteil der
Lohnkosten an den Gesamtkosten
liegt zwischen 10 und maximal 20
Prozent. In der IT-Industrie ist es
sogar noch weniger. Dort liegt dieser
Anteil gerade mal noch bei 5 Prozent.

Trotzdem reiten Regierung,
Opposition, die Kapitalisten und ihre
Medien ständig auf den zu hohen
Lohnkosten herum. Dabei wird
besonders der Begriff  „Lohnneben-
kosten“ von der Bourgeoisie  als
Kampfbegriff gegen die abhängig
Beschäftigten verwendet. Ihnen soll
dadurch glaubhaft gemacht werden,
dass der Preis ihrer Arbeitskraft zu
hoch ist, und Abbaumaßnahmen und
Einschränkungen ihrer Ansprüche
deshalb unumgänglich sind. In Wirk-
lichkeit sind die Lohnnebenkosten
nichts anderes als gewöhnliche Lohn-
kosten, die der Kapitalist,  neben sei-
nen anderen Kosten, beim Verkauf

seiner Waren, zusätzlich eines meist
nicht geringen Profits, vom Käufer
wieder reinholt. Der Arbeiter und
Angestellte dagegen bekommt seine
Sozialversicherungsbeiträge von sei-
nem Entgelt abgezogen, das dadurch
entsprechend geringer ausfällt. Dass
aber die deutschen Kapitalisten ihre
Beschäftigten, trotz der angeblich zu
hohen Lohn- und Lohnnebenkosten,
noch immer profitabel ausbeuten
können zeigt ihre eigene Statistik.
Danach sind die Nettogewinne der
Produktionsunternehmen in den letz-
ten 10 Jahren um über 70 Prozent ge-
stiegen. Die Bruttogewinne hingegen
„nur“ um rund 51 Prozent. Netto
steigt stärker als Brutto. Das geht nur
durch gewaltige Steuergeschenke, die
den Kapitalisten durch die Regierung
gemacht wurden.

Die durch die Zer-
schlagung des Sozialstaa-
tes niedrigeren Abgaben
an die Sozialkassen wer-
den von den Kapitalisten
natürlich gerne mitge-
nommen. Warum sie
aber deshalb in Zukunft
mehr Menschen beschäf-
tigen sollen, bleibt ein
Geheimnis, das nur Sozi-
aldemokraten und ande-
re Neoliberale lüften
können.

Die Zerschlagung
des Sozialstaates und die
Einschränkung von

Rechten der Werktätigen hat deshalb
objektiv eine andere Funktion. Zum
einen wollen die Kapitalisten bei der
Neoliberalisierung, mit ihren Klas-
senkumpanen in anderen Ländern
wie den USA und GB gleichziehen,
um dadurch konkurrenzfähiger zu
werden. Zum anderen halten sie jetzt
die Zeit für reif, einen grundsätzli-
chen Umbau der gesellschaftlichen
und sozialen Strukturen in der BRD
durchzusetzen und den gewerk-
schaftlichen Einfluss in der Politik
und den Betrieben aufzurollen und
einzudämmen und damit das letzte
Bollwerk gegen den Umbau zu elimi-
nieren. Und die SPD spielt dabei - wie
so oft in ihrer Geschichte- den Büttel.

Gewerkschaften am
Scheideweg
Für die Gewerkschaften ist die

momentane Konfrontation von einer
neuen Qualität. Sie stehen heute ohne
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jeden Bündnispartner da. Die SPD hat
sich von den Traditionen der Arbei-
terbewegung offenbar endgültig ver-
abschiedet. Sie hat das freiwillig ge-
macht und ausdrücklich gewollt. Die
Gewerkschaften können eine solche
Politik niemals akzeptieren oder ihr
gar folgen. Das käme einem Selbst-
mord der eigenen Organisationen
gleich. Gewerkschaften sind Klassen-
organisationen und können nur als
solche überleben. Sie stehen deshalb
am Scheideweg. Welche Konsequen-
zen sollen sie jetzt aus der quälenden
Situation ziehen?

Als im März des Jahres Schrö-
der in einer Regierungserklärung mit
seiner Agenda 2010 die Werktätigen
in der BRD bedrohte, kündigten die
Gewerkschaften energischen Wider-
stand an. Der DGB, und es schien als
ständen alle Einzelgewerkschaften
geschlossen hinter
ihm, ließ keinen Zwei-
fel daran, dass diese
Agenda 2010 , ohne
„wenn und aber“ von
ihm abgelehnt wird.
Vor den Sommerferi-
en am 24. Mai sollte
dezentral in verschie-
denen Städten ein
bundesweiter Akti-
onstag mit Demos ge-
gen den Sozialkahl-
schlag statt finden.
Dafür wurde in den
Betrieben auch mobi-
lisiert. Die DGB-Führung hoffte auf
Teilnehmerzahlen von mehreren
Hunderttausend. Es kamen aber nur
rund 100.000 Demonstranten. Die
Ursache lag wohl an der Stimmungs-
mache der Medien gegen die Blockie-
rer in den Gewerkschaften, die „not-
wendige Reformen“ verhindern woll-
ten, aber auch daran, dass zu dem
Zeitpunkt die anfängliche Geschlos-
senheit der Einzelgewerkschaften
nicht mehr vorhanden war. Während
Zwickel und Bsirske noch Anfang
Mai ein Treffen mit Schröder platzen
ließen, weil dieser in Sachen Agenda
nicht mit sich reden lassen wollte, si-
gnalisierte kurz darauf ein Trio unter
der Führung der Chemiegewerk-
schaft Gesprächsbereitschaft. Diese
Politik des „Sowohl-als-auch“ trug zu
allem anderen bei, als zur Mobilisie-
rung der Massen gegen den Sozial-
abbau. Das bereits bestehende Miss-
trauen der Mitgliedschaft gegen die

Gewerkschaftsführungen wurde
dadurch nur verstärkt. Bei vielen Kol-
legInnen bestand die Auffassung,
dass es „die da oben“ mit dem Wi-
derstand gegen eine SPD-Regierung
doch nicht ernst meinen würden.
Schließlich wurde Schröder ja von
den Gewerkschaften bei den letzten
Wahlen ausdrücklich unterstützt.

Zwickel interpretierte damals
die Passivität der Mitgliedschaft so,
dass die Arbeitnehmerschaft zu gro-
ßen Teilen die Notwendigkeit von
solchen Reformen akzeptieren wür-
de. Der DGB und die anderen Einzel-
gewerkschaften beurteilten die Lage
wohl ähnlich. Auf jeden Fall wurde
ab diesem Zeitpunkt der Widerstand
gegen die Agenda auf die Rhetorik
beschränkt. Der DGB-Chef Sommer
kündigte abschließend allerdings
noch einen heißen Herbst an.

Gewerkschaften im Visier
der Kapitalisten...
Seitdem ist viel passiert. Die IG

Metall verlor ihren Streik im Osten.
Anschließend beherrschte  die
Schlammschlacht die Medien. Die
Stimmung in den Mitgliedschaften
der Gewerkschaften erreichten einen
Tiefpunkt. Die Mitgliederzahlen san-
ken und sinken weiter.

Die Kapitalisten nutzten die
Zeit. Sie sehen sich einer Gewerk-
schaftsbewegung gegenüber, die in
der Nachkriegsgeschichte noch nie so
schwach war wie heute. Sie satteln
deshalb mit ihren Forderungen auf.
Längst geht es ihnen nicht mehr nur
um die Beseitigung des Sozialstaats.
Jetzt wollen sie die Gewerkschaften
selbst treffen. Sie wollen sie fesseln
und damit handlungsunfähig ma-
chen. So fordert Arbeitgeberpräsident
Hundt inzwischen das gesetzliche

Verbot von Warnstreiks. Nach Hundt
sollen Warnstreiks erst dann stattfin-
den dürfen, wenn vorher zwingend
ein Schlichtungsverfahren zwischen
Gewerkschaften und Arbeitgebern
versucht wurde. Hundt greift mit sei-
nem Vorschlag in die reaktionäre
Mottenkiste. In den 20er und 30er Jah-
ren gab es die Zwangsschlichtung,
die den Gewerkschaften Fesseln an-
legte und die Durchsetzung von For-
derungen  fast unmöglich machte.

Für ein Streikverbot  nach des
Wünschen des Hundt ist allerdings
die Zeit noch nicht reif. Vorher arbei-
tet die Bourgeoisie und ihre Helfer
auf einer anderen Baustelle. Vorher
wollen sie die Gewerkschaften mit
der Einschränkung der Tarifautono-
mie treffen. Gelingt ein solcher Coup,
ginge es für die Gewerkschaften ans
„Eingemachte“.

Die Forderung
nach dieser Ein-
schränkung durch die
Kapitalisten besteht
schon lange. Im Zu-
sammenhang mit
dem „Bündnis für Ar-
beit“ kam aus ihrer
Ecke der Vorschlag
nach betrieblichen
Bündnissen. Der Hei-
zungsbauer Viess-
mann machte dabei
den Vorreiter. Er ver-
einbarte mit dem Be-
triebsrat seines Betrie-

bes in Brandenburg eine Verlänge-
rung der Arbeitszeit ohne Lohnaus-
gleich bei gleichzeitiger Zusage,
dafür die Arbeitsplätze nicht nach
Polen zu verlagern. Von Viessmann
wurde die Rechtsmeinung vertreten,
es sei für die Arbeitnehmer günstiger

„Gewerkschafter sind

Selbsterhaltungstriebler“.

Das hat Marcus Schneider,

Vorsitzender des „Bundes-

verbandes Junger Unterneh-

mer“ auf einer Konferenz

seiner Organisation in

Hannover erklärt. Er persön-

lich hätte auch nichts ge-

gen ein Verbot der Gewerk-

schaften, die ohnehin über-

flüssig seien.
aus: „DGB einblick“
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länger zu arbeiten, als den Arbeits-
platz zu verlieren. Die Vereinbarung
war ein glatter Verstoß gegen beste-
hende Gesetze. Nach dem Betriebs-
VG  §77.3 ist es verboten Betriebsver-
einbarungen abzuschließen, die Din-
ge regeln, die in Tarifverträgen ste-
hen oder üblicherweise durch Tarif-
verträge geregelt werden. Geöffnet
wird diese Regel allerdings durch das
Tarifvertragsgesetz. Das lässt solche
Betriebsvereinbarungen zu, wenn sie
für die „Arbeitnehmer günstiger“ als
der vorhandene Tarifvertrag sind.
Günstiger waren in der Vergangen-
heit immer die Leistungen, die über
den tarifvertraglichen Leistungen la-
gen. In einem langen Rechtsstreit ent-
schied das Bundesarbeitsgericht ge-
gen Viessmann. Es bestätigte das so-
genannte Günstigkeitsprinzip in der
alten Definition.

Die Rechtslage ist
deshalb nur durch eine
Änderung der entspre-
chenden Arbeitsgesetze
möglich. Und das wird
jetzt versucht. Die CDU/
CSU und die FDP, ange-
spornt durch die Streik-
niederlage im Osten,
sind zur Zeit dabei einen
Gesetzesentwurf einzu-
bringen, mit dem das Ta-
rifvertragsrecht und die
Betriebsverfassung geän-
dert werden soll. Danach
soll von Tarifverträgen
nach unten abgewichen werden kön-
nen, wenn dem der Betriebsrat oder
60 Prozent der Belegschaft zustimmt.
Die FDP will sogar die Belegschaft all-
eine entscheiden lassen. Das Ganze
wird mit der Einführung von „mehr
Demokratie“ und der großen Kom-
petenz der Beschäftigten begründet.
„Die ‘Mitarbeiter’ hätten meist mehr
Einsicht in wirtschaftliche Notwen-
digkeiten, als die dogmatischen
Funktionäre“, verhöhnen die Kapita-
listen ihre Belegschaften.

Wenn ein Kapitalist von mehr
Demokratie im Betrieb schwafelt,
wird es meist gefährlich für die Werk-
tätigen. Klar ist, dass wenn das Tarif-
vertragsrecht in Zukunft das Durch-
löchern von Tarifverträgen zulässt, es
ohne Halt zum Dammbruch bei den
Flächentarifverträgen kommt. Kein
Betriebsrat und keine Belegschaft
würde einem schmutzigen Erpres-
sungsversuch mit dem Namen „be-

triebliches Bündnis für Arbeit“ stand-
halten. Wenn die Frage lautet: „Ar-
beitsplatz oder weniger Lohn“, ist die
Antwort klar. Das haben die Erfah-
rungen der Gewerkschaften in Ost-
deutschland gezeigt.

Die Folge eines solch tiefen Ein-
griffs  wäre, dass dann in der ganzen
Republik eine Spirale des Lohnab-
baus in Gang käme. Eine historische
Zäsur und ein triumphaler Sieg der
Bourgeoisie!

...und der SPD
Obwohl die Oppositionspartei-

en den Gesetzentwurf einbringen,
besteht bei den Gewerkschaften die
Befürchtung, dass die Schröderregie-
rung mitmacht. Offensichtlich gibt es
Anzeichen dafür, dass die Regierung
für Zugeständnisse der Oppositions-
parteien bei der Agenda 2010, die

Tarifautonomie verhökert. Genährt
wird die Befürchtung noch durch
Schröders Regierungserklärung vom
März d. J. Damals entdeckte er, dass
die Tarifverträge nicht flexibel genug
seien und für betriebliche Bündnisse
geöffnet werden müssten. Das sei die
Aufgabe der Tarifvertragsparteien.
Kämen diese seiner Aufforderung
nicht nach, müsse der Gesetzgeber
handeln. Für Schröder wäre es des-
halb keine Hürde, diese Schweinerei
mitzutragen, wenn ihm die Opposi-
tion entgegenkommt.

Für die Gewerkschaften wäre
die Zerstörung der Tarifautonomie
ein Super-GAU. Sollten Tarifverträge
in der Zukunft nicht mehr Mindest-
normen für die Werktätigen sein,
würde die Existenz der Organisatio-
nen durchaus in Frage gestellt. Wenn
Gewerkschaften für die Werktätigen
keinen Schutz mehr im Arbeitsleben
darstellen, verlieren sie ihre Funkti-

on in der heutigen Form.
Deshalb schrillen jetzt auch alle

Alarmglocken. Es ist allerdings nicht
sichtbar, dass man sich auf einen ge-
schlossenen Abwehrkampf einrichtet.
Natürlich gibt es wie immer viel Rhe-
torik. Von Widerstand ist die Rede.
Doch ereilt den unbefangenen Be-
trachter der Verdacht, dass nur mit
gebremstem Schaum mobilisiert
wird. Das zeigt sich jetzt bei der an-
stehenden bundesweiten Demo ge-
gen den Sozialkahlschlag in Berlin am
1. November. Der DGB hat zwar be-
schlossen daran teilzunehmen, doch
gibt es bis heute keinen Aufruf sei-
tens des DGB-Bundesvorstands. Aus-
drücklich beschlossen ist, keine finan-
ziellen Mittel zur Verfügung zu stel-
len. Das bleibt den einzelnen Orga-
nisationsgliederungen überlassen. So
haben wir jetzt die Situation, dass ein-

zelne Landesverbände
und örtliche Gliederun-
gen der Einzelgewerk-
schaften aufrufen und
Transportkapazitäten
zur Verfügung stellen,
andere dagegen nicht. Es
ist eine völlig konfuse Si-
tuation. Anstatt die Kräf-
te zu bündeln, verzettelt
man sich. Aber vielleicht
ist das auch gewollt. Die
Vermutung liegt
durchaus nahe. Auffällig
sind die Meinungsäuße-
rungen aus den Zentra-

len der Einzelgewerkschaften schon.
Diese hören sich heute völlig anders
an als noch vor wenigen Monaten. So
schreibt die TAZ am 16. Oktober, im
Zusammenhang mit dem mehr als
unterkühlten Empfang Schröders auf
dem Gewerkschaftstag der IG Metall
in Hannover: „Doch bei allem Unmut
in den mittleren Rängen der IG Metall  -
die Gewerkschaftsspitze droht der Bun-
desregierung keineswegs einen heißen
Herbst an. Schließlich waren schon die
Proteste gegen die Agenda im Mai weit
hinter den Erwartungen zurückgeblie-
ben. Ein Antrag des IG Metallvorstan-
des zur Agenda, ... ,verlangt  vor allem
ein ‘mittelfristig ausgerichtetes Konzept’
zur Sozialpolitik. In dem Konzept wird
eine ‘kurzfristige Kampagne’, die ‘noch
auf die Entscheidungen in Bundestag
und Bundesrat’ reagieren soll, nur am
Ende kurz erwähnt“.

Der Anpassungskurs der
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Gewerkschaften
Sie rudern also zurück. Zum ei-

nen haben sie nicht genug Vertrauen
in die Mobilisierungsfähigkeit der
Mitgliedschaft, zum anderen wollen
sie das Tischtuch mit der Sozialdemo-
kratie nicht zerschneiden. Trotzdem
will man der verhängnisvollen Ent-
wicklung entgegenwirken. Und das
liest sich dann im Geschäftsbericht
des Jürgen Peters  auf dem IGM-Ge-
werkschaftstag so: „Im ständigen Dia-
log mit der Bundesregierung, politischen
Akteuren und Arbeitgebern will die IG
Metall ihre Reformvorschläge zur Wirt-
schafts- und Sozialpolitik der Bundesre-
gierung durchsetzen“.  Von der Einbe-
ziehung der Mitgliedschaft, dem ent-
scheidenden Faktor, war nichts zu
hören. Es ist deshalb bereits jetzt
schon klar was mit dieser „Taktik“
durchgesetzt wird.

Am tollsten steht aber wieder
einmal die IGBCE da. Ihr Konzept ist
die bedingungslose Unter-
werfung unter die Interes-
sen der Bourgeoisie. Ihre
jüngst verabschiedete
„Ludwigshafener Erklä-
rung“ „liest sich“, so die
TAZ, „wie ein umfassender
Forderungskatalog  der Ar-
beitgeber“. Die Erklärung
ist neben der Chemiege-
werkschaft unterschrieben
von den Arbeitgeber- und
Branchenverbänden sowie
der BASF. Gefordert wird,
„eine offene und liberale Wirtschafts-
ordnung“. Die Arbeitskosten müssten
international wettbewerbsfähig blei-
ben und soziale Leistungen sich auf
wirklich Bedürftige beschränken.
Schließlich werden für den Erhalt der
Sozialsysteme mehr Elemente der Ei-
genvorsorge gefordert. Die „Erklä-
rung“ ist Originalton Bundesregie-
rung. Was einen nicht zu wundern
braucht, schließlich sind IGBCE-
Schmoldt und SPD-Schröder seit Jah-
ren intime Vertraute. Tiefer kann eine
Gewerkschaftsführung eigentlich
nicht sinken. Ja, sie ist mit diesem Pam-
phlet zur gelben Gewerkschaft mu-
tiert. Gleichzeitig veranstaltet die IG-
BCE eine Imagekampagne, in der sie
betont, dass sie bereit sei in den Tarif-
verträgen Öffnungsklauseln zu ver-
einbaren. Die TAZ schreibt: „Die Kon-
zessionen sind im Zusammenhang mit der
Debatte um die Tarifautonomie zu sehen.
Hubertus Schmoldt will damit erreichen,

dass die Bundesregierung im Gegenzug
die Tarifautonomie unangetastet lässt“.

Wenn es bei den anderen Ge-
werkschaftsführungen auch nicht so
sichtbar wird wie bei der Chemie.
Dies scheint die Linie zu sein, mit der
man die Tarifautonomie erhalten will.
Man ist zu Konzessionen bereit.
Wenn Berthold Huber auf dem IGM-
Gewerkschaftstag vor einer „Kon-
frontation warnt“, wenn Peters den
Dialog predigt, dann läuft das wie bei
Schmoldt auf Konzessionen hinaus.
„Wir machen jetzt das Maul nicht gar
so weit auf, und Gerhard wird es uns
gegenüber nicht zum Super-Gau
kommen lassen“, das ist wohl die
Denke an den Gewerkschaftsspitzen
und nichts anderes als Anpassung an
die Gegebenheiten.

Ein verderblicher Weg
Ob es hier sogar schon konkre-

te Verabredungen gibt oder nicht ist

im Grunde gleichgültig. In jedem Fal-
le ist das der falsche, ein verderbli-
cher Weg. Die Gewerkschaftsfeinde
werden durch die Anpassung an die
bestehenden Verhältnisse und die
Unterwerfung vor den Interessen des
Kapitals in ihren Bestrebungen nicht
entmutigt. Im Gegenteil. Sie legen das
Verhalten aus, als das was es ist: Als
Schwäche und Kapitulation. Sie wer-
den dadurch sogar noch angespornt,
in ihren Forderungen noch unver-
schämter zu werden. Das wird sich
bereits in der nächsten Lohn- und
Gehalts-Tarifrunde in wenigen Mo-
naten zeigen. Die Kapitalisten wer-
den solange weiter gegen die Ge-
werkschaften arbeiten, bis sie ihr Ziel
erreicht haben. Bedeutungslos und
handzahm sollen sie werden wie heu-
te schon die IGBCE.

Wer dem Kampf ausweicht, ver-
meidet ihn nicht. Aber er hat, wenn
schließlich eine neue Bundesregie-

rung die Einschnitte noch vertieft,
schlechtere Ausgangsbedingungen
zur Gegenwehr. Durch die Anpas-
sungspolitik und die Wirkung des
sozialen Kahlschlags werden  die
Mitgliederbestände verstärkt weiter
nach unten gehen. Eine Spirale der
Schwächung nach unten ohne-
gleichen setzt ein.

Es geht auch anders
Dabei ginge es durchaus auch

anders. Die IG Metall Stuttgart hat
das gezeigt. Dort legten Anfang Ok-
tober in den wichtigen Großbetrieben
10tausende aus Protest gegen die Zer-
störung der Tarifverträge die Arbeit
nieder. Es zeigte sich dort, dass sich
die Mitgliedschaft mobilisieren lässt,
wenn es eine Führung ernsthaft will.
Das Stuttgarter Beispiel ist der einzi-
ge Weg wie man neoliberale Angrif-
fe des Kapitals und seiner Regierung
zurückweisen kann. Auf die Streiks

haben die Unternehmer
äußerst hektisch und auf-
gebracht reagiert. Zum
einen haben sie bewirkt,
dass die Stuttgarter Akti-
onen durch die Medien
nur wenig verbreitet und
dadurch bekannt wurden.
Zum Anderen wurde mit
Konsequenzen für die IG
Metall gedroht. Das wä-
ren verbotene politische
Streiks und könnten des-
halb Regressansprüche

zur Folge haben. Das Verhalten  der
Kapitalisten zeigt, dass man sie ge-
troffen hat, dass es die Sprache ist, die
sie verstehen. Die Frage ist, warum
sie dann nicht lauter gesprochen wird

Wenn die Führungen der Ge-
werkschaften in der Frage Erhalt der
Tarifautonomie und Sozialkahlschlag
nicht zum Jagen getragen werden,
geschieht wahrscheinlich nichts. Der
Weg in die Ohnmacht und Armut vie-
ler Werktätiger ist dann program-
miert. Es braucht  deshalb Kräfte, die
aus örtlichen und betrieblichen Glie-
derungen heraus den nötigen Druck
machen um die Gewerkschaftsfüh-
rung zum Handeln gegen das Kapi-
tal und vor allem gegen die Schröder-
regierung zu bringen. Ob diese Kräf-
te vorhanden sind, ist ungewiss. Es
bleibt aber im Moment nur die Hoff-
nung, dass sich solche finden werden.
Außer dieser Hoffnung gibt es in die-
sen Zeiten nichts!
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Der Sozialabbau in
Deutschland – ebenso
wie in anderen Indus-

triestaaten - beschleunigt sich von
Jahr zu Jahr. Seit den 70er-Jahren setz-
ten „Reformen“ bei einzelnen Zwei-
gen der gesetzlichen Sozialversiche-
rung ein. Jeder dieser Zweige wurde
in Öffentlichkeit und Politik einzeln
behandelt. Mittlerweile kann man
von einem generellen und sich zu-
nehmend beschleunigenden Abbau
an allen Fronten sprechen.

Steuern
Beginnen wir mit der Steuerre-

form zum 1. 1. 2001. Steuern gehören
zwar im allgemeinen Sprachgebrauch
nicht zum Sozialsystem. Die weitge-
hende Entlastung der Konzerne von
der Körperschaftssteuer, die Möglich-
keit von Rückforderungen aus dem
„gespaltenen Körperschaftssteuer-
satz“ auch gegenüber den Gemein-
den brachten Bund- und Länderhaus-
halte weiter ins Defizit und viele Ge-
meinden an den Rand der Zahlungs-
unfähigkeit, da der heruntermanipu-
lierte Gewinn von Kapitalgesellschaf-
ten auch Bemessungsgrundlage der
Gewerbesteuer ist. Es sind zwar
„nur“ bereits bezahlte Steuern zu-
rückgezahlt worden, doch Gemein-
de-, Landes- und Bundeshaushalte,
die dieses Geld bereits vor Jahren
ausgaben, treibt das noch tiefer in
Defizite.

Die Klassenoffensive des globalen
Sozialabbaus

Der Staat muß sparen. Er spart
u. a. an den Zuschüssen z. B. zur Ren-
tenversicherung zu deren „versiche-
rungsfremden Leistungen“. Die Ge-
meinden müssen ihre Ausgaben kür-
zen – vorzugsweise wird auch hier
bei den „kleinen Leuten“ gespart. In-
sofern gehört die Steuerreform, die
kleinen Steuerzahlern kleine, Groß-
verdienern große Steuerentlastung
bescherte (Grafik 1), indirekt zum So-
zialabbau. Mit der 2. Stufe der Steu-
erreform wird das fortgesetzt.

Sozialversicherungen
Die „Jahrhundertreform“ Ries-

ters bei den Renten, durch die diese
wieder einmal sicher gemacht wor-
den waren, steht schon wieder zur
Disposition. Wenigstens dauerte dies
noch rd. 2 Jahre (eh ein ziemlich kur-
zes Jahrhundert); doch die
Gesundheits„reform“ Fischer/Seeho-
fer war noch nicht mal im Bundestag
beschlossen, da wurde schon ihre
Unzulänglichkeit fest- und weitere
Kürzungen in Aussicht gestellt (vgl.
Arsti Nr. 139, S. 26 ff.).

Die Agenda 2010 kürzt die Be-
zugsdauer für Arbeitslosengeld und
vor allem die bisherige Arbeitslosen-
hilfe. Die Zusammenlegung mit So-
zialhilfe – an und für sich logisch –
wird zum Hebel zur praktischen Auf-
hebung jeder Zumutbarkeit, damit
zur Erweiterung des Leiharbeitssek-
tors sowie der unfreiwilligen Teilzeit-

arbeit – also des Niedriglohnsektors
(Grafik 3) und damit zu verschärfter
Konkurrenz der prekären gegen Nor-
malarbeitsplätze. Ob sich die Konzes-
sionen der Bundesregierung an die
Kritiker in ihren Bundestagsfraktio-
nen tatsächlich mildernd auswirken
bzw. ob nach der Beratung im Ver-
mittlungsausschuß und der Zustim-
mung im Bundesrat mehr als nur
Kosmetik übrig bleibt, wird sich zei-
gen.

Die Rentner/innen werden ab
2004 mit einer Nullrunde, real also
mit einer Rentenkürzung bedacht, die
durch die Aufhebung der Parität bei
den Beiträgen zur Pflegeversicherung
noch verschärft wird (Grafik 4, S. 26).

Die Pflegeversicherung wird
voraussichtlich zum nächsten „Re-
formfall“ werden. Bis auf die Unfall-
versicherung der Berufsgenossen-
schaften werden damit alle sozialen
Leistungen gekürzt und sind weiter
im freien Fall.

Wechselwirkungen
Die Einzelbetrachtung jedes

Zweigs des Sozial- und Steuersys-
tems verharmlost noch die Folgen für
Lohnabhängige und Geringverdie-
ner. Zwischen den Versicherungsar-
ten bestehen Wechselwirkungen. Die
Zunahme des Niedriglohnbereichs
durch Hartz IV z. B. verringert die
Einnahmen der Renten- Arbeitslosen-
und Krankenversicherungen, ver-
stärkt deren Defizite und trägt damit
zu weiterem „Reform“bedarf bei.
Gleichzeitig sinkt die Zahl derjeni-
gen, die sich zum Ausgleich der ge-
ringeren Sozialrente in der Zukunft
private Vorsorge leisten können. Al-
tersarmut und höherer Finanzbedarf
der Gemeinden für ergänzende Sozi-
alhilfe im Alter ist damit program-
miert.

Nicht allein in Deutschland
werden Lohnkosten – u. a. auf dem
Weg der Kürzung von Sozialleistun-
gen – reduziert. In fast allen entwi-
ckelten Industrieländern greift der
Lohnklau auch auf diesem Wege zu.
Die Methoden und das Ausmaß sind
entsprechend den historisch bedingtGrafik 1



2525252525ArbeiterstimmeWinter 2003

unterschiedlichen nationalen Struk-
turen verschieden; der Effekt ist
gleich.

Insofern ergänzt und verstärkt
der Sozialabbau das Stagnieren bzw.
die Senkung der Reallöhne.

Natürlich war es seit je das Be-
streben des Kapitals, die Lohnkosten
niedrig und damit den Mehrwert
hoch zu halten. Doch nur in ökono-
mischen und politischen Krisenzeiten
(etwa während der Weltwirtschafts-
krise Ende der 20er/Anfang der 30er
Jahre) wurde dies mit vergleichbarer
Konsequenz und derartigem Auf-
wand an Propaganda durchgesetzt.
Bei allen Unterschieden zu den 30er
Jahren des 20. Jahrhunderts in öko-
nomischer und vor allem politischer
Hinsicht drängen sich in der Rigoro-
sität des Lohn- und Sozialabbaus Ver-
gleiche auf.

Die Senkung der
„Lohnnebenkosten“ – also
Schutz und Steigerung der
Profitrate haben fast den
Rang pseudoreligiöser Ge-
bote erreicht.

Krise der
Sozialsysteme
Bei aller Vielfalt der

Begründungen und Ausre-
den für die absolute Not-
wendigkeit der jeweils an-
stehenden „Reform“ lassen
sich doch zwei Argumenta-
tionslinien unterscheiden.

Die erste befaßt sich
mit den Defiziten des jewei-
ligen Zweigs der Sozialversicherung.
Diese sind in der Tat – wenn auch in
unterschiedlichem Ausmaß – nicht zu
bestreiten. Da die Einnahmen der
Sozialversicherung prozentual von
der Lohnhöhe abhängen, wirken sich
die sinkende Lohnquote, die Kon-
junkturschwäche und die hohe Ar-
beitslosigkeit unmittelbar auf die Ein-
nahmen der Versicherungsträger aus.
Die Ausgaben steigen in erster Linie
durch die steigende Lebenserwar-
tung (Renten) und die steigenden,
unkontrollierten Kosten für Medika-
mente und Apparatemedizin, also die
steigenden Umsätze und Profite der
Pharma- und Apparateindustrie  für
die  Kranken- und Pflegeversiche-
rung (vgl. Arsti Nr. 139, S. 26 ff.).

Daß der höhere und voraus-
sichtlich noch weiter steigende Anteil
von alten oder aus sonstigen Grün-

den erwerbsunfähigen Menschen na-
turnotwendig zu einer Umgestaltung
der Rentenversicherung zwänge ist
allerdings Aberglaube. Rentenzah-
lungen werden aus dem gesellschaft-
lichen Mehrprodukt (also aus leben-
diger Arbeit) finanziert. Steigende
Produktivität erhöht die Möglichkeit
derartige Zahlungen zu leisten. Auch
die Erträge aus der so gelobten kapi-
talgedeckten Rente (Riester-Rente)
resultieren aus lebendiger Arbeit.
Durch den veränderten Altersaufbau
der Gesellschaft ist die individuelle
Bindung der Beiträge an die Löhne
überholt – nicht jedoch die Arbeit als
Quelle solcher Transferzahlungen.

Hohe strukturelle Arbeitslosig-
keit, verstärkt durch zyklische Über-
akkumulationskrisen treiben die Ar-
beitslosenversicherung ins Defizit

und verstärken die Anforderungen
an die staatlichen Haushalte für die
bisherige Arbeitlosenhilfe bzw. künf-
tig an das Arbeitslosengeld 2.

Eine Sanierung dieser defizitä-
ren Versicherungen ist zweifellos not-
wendig. Die politische Frage ist, wer
zur Kasse gezwungen wird. Einige
theoretische Möglichkeiten außer der
z. Zt. ausschließlich praktizierten
Umverteilung von unten nach oben
wären:

1. Eine (vielleicht nur zeitlich
begrenzte) stärkere Anhebung der
prozentualen Beiträge würde die
Unternehmer durch steigende
„Arbeitgeber“beiträge mit belasten,
auch wenn die Parität vor allem bei
Renten- und Krankenversicherung
schon arg ausgehöhlt ist.

2. Zugriff auf Rationalisierungs-
gewinne der Unternehmen, die für
das Sinken der Lohnquote und die

Arbeitslosigkeit mit ursächlich sind,
würden – ob nun Maschinensteuer
oder Wertschöpfungsabgabe genannt
– die Unternehmer zur Finanzierung
der Defizite heranziehen, die steigen-
de Produktivität der Arbeit also zu-
gunsten der Versicherten berücksich-
tigen.

3. Ausgleich über größere
Staatszuschüsse, also über Steuerein-
nahmen. Aus den bisherigen Steuer-
einnahmen seit der „Reform 2001“ ist
das nicht zu schaffen. Die Minderein-
nahmen werden auf jährlich rd. 30
Milliarden € geschätzt. Steuererhö-
hungen? Dies wäre bei den bestehen-
den Machtverhältnissen von
vornherein fragwürdig. Wenn der
erhöhte Finanzbedarf der öffentli-
chen Haushalte über Erhöhung der
Massensteuern, vor allem der Um-

satzsteuer, gedeckt würde,
wäre nichts gewonnen. Die-
se Steuern belasten über-
wiegend die Arbeiterklasse
(einschließlich der ohnehin
geschröpften Arbeitslosen,
Rentnern, Sozialhilfebezie-
hern). Erhöhte Unterneh-
menssteuern könnten, falls
durchsetzbar, einen Aus-
gleich schaffen.

4. Bürgerversicherung
könnte durch quantitative
Ausweitung des Kreises der
Beitragszahler und vor al-
lem durch Einbeziehung al-
ler Einkommensarten (vor
allem Kapital- und Mieter-

träge) Verbesserungen auf der Ein-
nahmeseite bringen. Bei den herr-
schenden Machtverhältnissen ist aber
unwahrscheinlich, daß eine solche
Ausgestaltung durchgesetzt werden
kann. Kopfprämiemsysteme belasten
ausschließlich die Lohnabhängigen.
Der Ausgleich für Geringverdiener
über staatliche Zuschüsse steht bei
den derzeitigen Haushaltsdefiziten
auf tönernen Füßen.

Doch diese Auswege, soweit sie
Kapital und Oberschichten einbezie-
hen, sind tabuisiert.

Zur Begründung des
Sozialabbaus:
Eine zwar nicht bewiesene aber

von der veröffentlichten Meinung
einmütig behauptete Prämisse jeder
Konjunktur- oder Sozialpolitik ist,
daß die Lohnnebenkosten (die ja
nichts anderes als Lohn sind) gesenkt

Grafik 3
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werden müssen.
Versprochen wird eine Belebung

der Konjunktur, also zunehmende ar-
beitsplatzschaffende Investitionen der
Unternehmer (Erweiterungsinvestiti-
onen), dadurch eine deutliche Sen-
kung der Arbeitslosigkeit über saiso-
nale Schwankungen und statistische
Tricks hinaus. Dadurch würden dann
auch für die Lohnabhängigen bessere
Zeiten kommen. Die Hoffnung auf
eine solche Entwicklung ist auch in
der Arbeiterklasse verbreitet. Sie trägt
zur Passivität der durch Sozialabbau
Betroffenen bei. Die Stimmung, für
die Behebung einer lang andauernden
strukturellen und z. Zt. auch konjunk-
turellen Krise, auch Unbeweglichkeit,
Erstarrung, Reformstau usw. genannt,
für den „Ruck“ der durch Deutsch-
land gehen solle, Opfer bringen zu
müssen, wird fast einstimmig in allen
Medien und mit nur graduellen Un-
terschieden von den Parteien ge-
schürt. Das bleibt nicht ohne
Wirkung. Wenn schon nicht un-
geteilte Zustimmung zu den Re-
formen, so erzeugt diese Stim-
mung zumindest Verunsiche-
rung und Passivität bei der
Mehrheit der Lohnabhängigen.
Die über Erwarten große Betei-
ligung an der Demonstration am
1. 11. in Berlin ist zwar ein ermu-
tigendes Zeichen für den stärker
gewordenen Willen zum Wider-
stand besonders in den Betrie-
ben und Gewerkschaften, doch
es war eben immer noch eine
Minderheit. Vor allem fehlt es
aber an politischer Organisation um
die Interessen der Arbeiterklasse zur
Geltung zu bringen.

Die Hoffnung, daß ein Konjunk-
turaufschwung Besserung für die
Lohnabhängigen, d. h. deutliche und
anhaltende Verringerung der Arbeits-
losigkeit bringen würde, ist leider
unbegründet (vgl. Grafik 5 und 6).

Dies gilt selbst dann, wenn ab
2004 ein leichter Anstieg des Wirt-
schaftswachstums eintreten sollte.
Senkung der Lohnkosten mag über
die Steigerung der Mehrwertmasse
dem tendenziellen Fall der Profitrate
entgegenwirken (vgl. Kap. 14, Bd. 3
Kapital), was produktive Investitio-
nen für das Kapital wieder reizvoller
macht. Sie bedeutet aber gleichzeitig
Senkung des Konsumtionsfonds der
Arbeiterklasse und anderer indirekt
von den Löhnen abhängiger Schich-

ten des Kleinbürgertums wie Einzel-
händlern, Handwerkern u. a. Für den
in Aussicht gestellten Konjunktur-
aufschwung mit Senkung der Ar-
beitslosigkeit und besseren Zeiten
gilt aber auch: „Allein der Wille und
die technischen Vorbedingungen der
Akkumulation genügen in einer ka-
pitalistischen Warenwirtschaft nicht.
Damit tatsächlich akkumuliert, d. h.
die Produktion erweitert wird, dazu
ist noch eine andere Bedingung not-
wendig: eine Erweiterung der zah-
lungsfähigen Nachfrage nach Wa-
ren.“ (Luxemburg, Die Akkumulati-
on des Kapitals, Kap. 7, S. 102)

Diese Erweiterung der kauf-
kräftigen Nachfrage existiert nicht.
Die kaufkräftige Nachfrage wird
vielmehr auch durch Sozialabbau
reduziert. Dies mag eine Zeitlang
durch Konsumentenkredite wie in
großem Umfang in Mittelschichten

der USA oder durch die Schaffung
fiktiven Kapitals wie in der „New
economy“-Blase überdeckt werden,
doch dies führt nur zu einem durch
Anhäufung von Schulden um so tie-
feren Fall der Konjunktur.

Standort und Konkurrenz
Die zweite Argumentation:

Konjunktur und die Konkurrenzfä-
higkeit des Standorts Deutschland
hingen von der Entwicklung der
Lohnnebenkosten ab. Offenbar traut
sich die SPD als derzeitige Agentur
des Kapitals nur zögernd an die For-
derung nach offener Absenkung der
ausbezahlten Löhne heran. Bei den
Beamten und generell im öffentli-
chen Dienst in mehreren Ländern
wird aber schon an Weihnachts- und
Urlaubsgeld gekürzt. Löhne sollen
zwar nur „moderat“ erhöht (real also

leicht gesenkt) werden, doch eine
Übernahme der Forderungen der
Kapitalverbände (z. B. Hundt: 40-
Stunden-Woche ohne Lohnausgleich)
wird noch nicht offen in das Reform-
paket übernommen.

Indirekt dienen die Angriffe auf
die Tarifautonomie aber genau die-
sem Ziel. Deshalb gehört auch die
Auseinandersetzung um diese zum
Thema Sozialabbau. Betriebliche
Lohnfestlegung entsprechend der
wirtschaftlichen Lage der jeweiligen
Unternehmen bei Friedenspflicht der
Betriebsräte ist machtlos, sie würde
mit Sicherheit das Lohnniveau wei-
ter senken. Ebenso drücken die
Scheinselbständigen (Ich-AG), Leih-
und andere Billiglohnarbeiter/innen
die Lohnquote noch weiter nach
unten.

Defizit des Sozialsystems und
wirkliche und/oder vorgebliche

Standortnachteile bei gleichzei-
tiger Unantastbarkeit der Unter-
nehmergewinne erzwingen nach
dieser Kapital-Logik weiteren
Sozialabbau.

Neben dem TINA (=There
is no alternative)-Prinzip wird
der Sozialabbau mit dem Ver-
sprechen verknüpft, die Konkur-
renzfähigkeit des Standorts
Deutschland würde verbessert,
es erfolgten dadurch mehr zu-
sätzliche Investitionen, die auch
mehr Arbeitsplätze und damit
eine Senkung der Massenarbeits-
losigkeit bewirken würden. Hier

läuft die Propaganda des Kapitals mit
der oben genannten für die Sanierung
der Sozialversicherungen allein zu
Lasten der Arbeiterklasse in eins zu-
sammen. Wenn schon keine auf der
Inlandsnachfrage basierenden Auf-
schwungtendenzen festgestellt wer-
den können (s. o.), dann soll die Ver-
besserung der  Konkurrenzbedingun-
gen auf dem Weltmarkt weiterhelfen.

Diese Versprechen wurden
zwar mit dem bisherigen Lohnkos-
tenabbau weder in Deutschland noch
in anderen Industrieländern (vor al-
lem den USA) eingelöst; der
zugrunde liegende Gedanke hat aber
einen wahren Kern: Die Arbeitskraft
konkurriert seit je her (wie schon
Marx nachwies) einmal mit toter Ar-
beit, also mit rationellerer, arbeitsspa-
render Maschinerie und zum andern
mit billigerem Lohnniveau in ande-
ren Regionen. Die erste Konkurrenz

Grafik 4
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verschärfte sich in allen industriali-
sierten Ländern mit der Anwendung
der Mikroelektronik in Produktion,
Transport und Verwaltung, was v. a.
durch die hohen Forschungs- und
Entwicklungs-Kosten zu höherem
Organisationsgrad des Kapitals und
tendenziellem Falle der Profitrate
beiträgt; die zweite durch mit dem
Sinken der Frachtraten bzw. fast zeit-
losen Übertragungsmöglichkeiten für
Daten besser mögliche Verlagerun-
gen von Produktion und Verwaltun-
gen aller Art. Auslagerung von Pro-
duktion in Billiglohnländer ist häu-
fig und wird immer als Druckmittel
der Unternehmer eingesetzt. Ein Bei-
spiel für viele: „Die Siemens-Kon-
zernleitung ... beschloß, wachsende
Teile der Software-Entwicklung nach
Osteuropa, Indien oder China zu
verlagern. ... Ein Software-Entwick-
ler in China, oder eine Ingenieurin
in Rumänien verdienen gerade mal
10 bis 20 Prozent des Gehalts eines
bundesdeutschen Spezialisten.“
(metall 10/2003, S. 33)

Mit betrieblichen (häufig tarif-
widrigen) Lohnkürzungen, Arbeits-
zeitverlängerungen, mit Härtefall-
klauseln soll dem entgegengewirkt,
soll Arbeitsplatzabbau durch Verla-
gerung in Billiglohnländer verhin-
dert werden. Oft genug kassiert der
Unternehmer erst den Lohnverzicht
und verlagert dann doch.

Natürlich ist nicht alles was als
Standortnachteil verkauft wird auch
real (siehe Vergleichszahlen der Ar-
beitskosten aus Arsti 139, S. 27). Ne-
ben den Löhnen und Steuern gibt es
eine große Zahl von Faktoren, die das
Kapital zur Akkumulation an be-
stimmten Standorten veranlassen
(siehe Grafik 7, S. 28) oder auch nicht
(nationale Gesetzgebung – noch,
Qualifikation von Arbeitskräften, po-
litische Lage, Subventionen, Ver-
kehrsanbindung usw.). Für Politiker,
Gewerkschaften, Betriebsräte und
erst recht für die Lohnabhängigen
selbst ist es schwer, tatsächliche von
vorgetäuschten Gründen als Basis für
Drohungen mit Arbeitsplatzabbau zu
unterscheiden.

Sicher ist, daß die in allen In-
dustrieländern betriebene Politik
des direkten und indirekten Lohn-
abbaus eine Spirale nach unten in
Bewegung setzt, die kein politisches
sondern allenfalls ein Ende im phy-
sischen Mindestbedarf der Arbeiter-

klasse kennt. Die Konkurrenzvor-
teile der einen gegen die anderen In-
dustrieländer gelten nur zeitweise
und werden durch das Nachziehen
der „Konkurrenten“ wechselseitig
wieder aufgehoben. Hoffnungen
auf ein gutes Ende der „Reformpo-
litik“, d. h. auf ein Ende des Lohn-
und Sozialabbaus sind illusionär –
außer wenn es durch den Druck der
internationalen Arbeiterklasse er-
zwungen wird.

Internationale Konkurrenz
Die weltweite Überakkumulati-

on, also das Mißverhältnis zwischen
Produktionskapazität und Absatz-
möglichkeiten hat auch in Deutsch-
land die Auslastung der Produktions-
mittel auf knapp über 80 % sinken

lassen. Natürlich gibt
es von diesem Durchschnitt je nach
Branche und Unternehmen beträcht-
liche Abweichungen nach oben und
unten. Brachliegendes Kapital ent-
wertet sich und setzt Arbeitskräfte
frei. Einer der Auswege, die das Ka-
pital sucht, ist der Weltmarkt. Auch
hier sind die Lohnkosten nur ein Fak-
tor in der globalen Konkurrenz. Die
kapitalistischen Medien stellen sie
aber als einzigen oder zumindest
wichtigsten Konkurrenznachteil dar.
Deutschland sei das Land wo am
wenigsten gearbeitet wird, wo am
meisten Urlaub genommen, am häu-
figsten krank „gefeiert“ würde u. a.
Einige Vergleichszahlen, die dies
scheinbar bestätigen, finden sich
immer; andere, gegenteilige, werden
unterdrückt.

Zum einen liegt Deutschland
bei den Durchschnittskosten für ei-

nen Arbeitsplatz deutlich hinter
wichtigen Industrieländern wie Ja-
pan, Frankreich und USA. Derartige
Zahlen verbreiten die bürgerlichen
Medien natürlich nicht. Zum andern
holen auch die sogenannten Billig-
lohnländer gegen die Hochlohnlän-
der auf, wenn auch ungleichmäßig
und langsam. Die Erhöhung der
Lohnstückkosten, der wichtigsten
Vergleichsgröße für internationale
Konkurrenzfähigkeit, weil sie die
Produktivitätsentwicklung einbe-
zieht, ist in Deutschland von allen
wichtigen Exportnationen mit am
geringsten. Auch die wieder steigen-
den Exporte sprechen gegen eine Ver-
schlechterung der Wettbewerbsbe-
dingungen der deutschen Industrie.

Es fehlt nicht an guten Gründen

gegen die Politik der Umverteilung
von unten nach oben. Es fehlt an
Möglichkeiten diese zu verbreiten.

Widerstand
Wie bereits oben angeführt ver-

treten alle Autoritäten, die eine in ih-
rem Bewußtsein weitgehend verbür-
gerlichte Arbeiterklasse anzuerken-
nen seit Jahrzehnten gewohnt ist, die
herrschende Politik. SPD (bis auf we-
nige „Abweichler“) und CDU/CSU
(bis auf wenige Taktierer), Presse und
Fernsehen, Teile der Gewerkschafts-
führungen wie vor allem der IG BCE
stehen voll auf neoliberalen Positio-
nen. Gegenmeinungen in den Medi-
en (außer in der kleinen linken Pres-
selandschaft) wie z. B. Monitor im
WDR sind selten. In für die Bourgeoi-
sie auch nur im geringsten kritischen
Situationen – wie z. B. dem Streik in
Ostdeutschland – steigert sich die

Grafik 5 und 6
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Medienmeinung zu wüster Hetze.
Eine Änderung dieser Propa-

ganda ist m. E. auch in Ansätzen nicht
zu erkennen.

Das Bewußtsein in der Arbeiter-
klasse ist widersprüchlich. Die Mehr-
heit wird von der Vielfältigkeit der
„Reformen“ schlicht überrollt: Wer
soll in dieser Fülle der sich überstür-
zenden Kürzungsvorschläge, teilwei-
sen bzw. scheinbaren Rücknahmen
und dann wieder neu formulierten
Maßnahmen noch durchblicken?

Hartz-, Rürup- und Herzog-
Kommissionen – scheinbar wissen-
schaftliche, überparteiliche Gremien
– geben Regierung wie Opposition
Steilvorlagen für ihre massenfeindli-
che Politik, erlauben es ihnen, ihre
Politik als unabwendbar zu verkau-
fen, einige Krokodilstränen darüber
zu vergießen und dem Kapital
weiterhin Wohltaten auf Kosten der
Lohnabhängigen, Rentner, Kranken
und zunehmend auch der Jugendli-
chen zuzuschieben.

Politische Organisationen der
Linken sind bei weitem zu schwach,
um als Alternative zur herrschenden
Politik und Meinungsmache aufzu-
treten und Gegenargumente massen-
haft zu verbreiten. Mit dem Abglei-
ten der PDS nach rechts bleibt links
noch weniger übrig.

Trotzdem ist Widerstand weiter
notwendig und ohne Alternative,
weil es einfach kein objektives Ende
der Absenkung des Lebensstandards
der Arbeiterklasse gibt. Das Kapital
betrachtet jede beschlossene und
durchgeführte Kostenentlastung für
sich als Ausgangsbasis für die nächs-
ten Forderungen.

Inhaltlich anknüpfen kann die
Linke an die vielen nicht erfüllten
Versprechungen, mit denen bisheri-
ge „Reformen“ verknüpft wurden.
Wo ist der Konjunkturaufschwung,
den die Steuerreform zum 1. 1. 2001
bringen sollte? 2 Millionen weniger
Arbeitslose versprach die Hartz-
Kommission, wenn ihre „Reform“
durchgeführt würde. Trotz Riester-
„Reform“ sind die Defizite der Ren-
tenversicherung enorm; die Renten
sind alles andere als sicher.

Das ist auch kein Wunder: Kri-
sen im kapitalistischen System wer-
den auf dem Rücken der Arbeiter-
klasse ausgetragen. „Lösungen“ auf
reformistischer Ebene können dies
bestenfalls etwas abmildern aber

nicht verhindern.
Heute wagen selbst die neolibe-

ralsten Publizisten nicht mehr von
ihrem Geschwätz von gestern zu re-
den was Abbau der Arbeitslosigkeit
anbelangt. Allerdings werden die
Versprechungen auch nicht zurück-
genommen oder ihre Nichteinhal-
tung begründet. Man schweigt ver-
schämt und bringt die nächste Kür-
zung auf, die absolut nötig sei und
alles besser machen würde.

Die Enttäuschung über die Po-

litik der Volksparteien wird durch
deutlich geringere Wahlbeteiligung
(vor allem zu Lasten der SPD) belegt.
Meinungsumfragen ergeben, daß den
Parteien immer weniger der Befrag-
ten eine Lösung der wirtschaftlichen
und sozialen Probleme zutrauen.
Doch dies sind passive, sprachlose
Haltungen.

Trotz aller Enttäuschungen vor
allem in der jüngeren Vergangenheit
bleiben die Gewerkschaften die ein-
zige relevante Organisation, um die
sich Widerstand organisieren kann.
Sie sind dafür schlechter gerüstet
denn je. Als ob Perspektivlosigkeit in
den eigenen Reihen, weitgehende
Abkehr von jedem Klassenbewußt-
sein, Klassenzusammenarbeit wie im
„Bündnis für Arbeit“, Niederlagen-
politik wie im Arbeitskampf in Ost-
deutschland unter anderem auch

durch Sabotage von Betriebsräten
und dem 1. Vorsitzenden der IG Me-
tall noch nicht genug wären, Skanda-
le wie die Zwickel-, Peters- und Bfw
-Affairen tun ein übriges.

Trotzdem müssen wir uns um
Verbesserung der Gewerkschaftsar-
beit auch gegen feige oder kapitalhö-
rige Vorstandspolitik bemühen, denn
wir haben nichts besseres.

Um so höher ist zu bewerten,
daß in immer mehr Betrieben trotz
allem Widerstand geleistet wird.
Warnstreiks bei Daimler-Chrysler,
Bosch, Ford, Porsche u. a.; die vielen
Gruppen aus Betrieben und Verwal-
tungen bei der Demonstration in Ber-
lin am 1. November geben Anlaß zur
Hoffnung.

Eine in jüngster Zeit gewachse-
ne Einsicht in die Notwendigkeit, daß
linke Gruppen oder Parteien ihre Gra-
benkämpfe einstellen und wenigstens
in den unstrittigen Punkten zusam-
menarbeiten sollten, ist erfreulich.
Energien die bisher in fruchtlosen
Feindseligkeiten vergeudet wurden,
können sinnvoller eingesetzt werden.
Doch bis dies zu einer nennenswer-
ten Stärkung linker politischer Orga-
nisation führt, wird nicht nur viel
Arbeit nötig sein; es muß zu  weit stär-
keren Klassenauseinandersetzungen
kommen müssen.

Inwieweit es in - sicher begrenz-
tem - Maße möglich ist, aus den
immer offenbarer und schärfer wer-
denden Widersprüchen des kapitalis-
tischen Systems politische und gesell-
schaftliche Alternativen zu entwi-
ckeln und zu begründen und diese
offensiver als es bisher möglich
schien zu vertreten, bleibt zu versu-
chen. An schnelle Erfolge in dieser
Richtung glaube ich nicht. Zu stark
wirkt noch der schmähliche Zusam-
menbruch des „realen Sozialismus“,
noch gibt es für einen großen Teil der
Lohnabhängigen Reserven, die abso-
lute Verelendung aufhalten.

Doch je mehr die Widersprüche
des Kapitalismus für die Arbeiter-
klasse fühlbar werden, desto erkenn-
barer wird objektiv die Notwendig-
keit einer Umwälzung, einer Über-
windung des Lohnsystems. Den sub-
jektiven Faktor dazu stärken, die
Notwendigkeit bewußt zu machen,
wird zur immer wichtigeren Aufga-
be.
Stand: 30. 11. 03

Grafik 7
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enossen,
in den 80er Jahren hat-
te die Arbeiterbewe-

gung in Großbritannien eine Anzahl
schwerer Niederlagen zu verkraften,
beginnend mit dem Wahlsieg von
Frau Thatchers Tories 1979, mit ihrer
neuen Philosophie. Thatcher begann,
die Stahlarbeiter zu bekämpfen, eine
Gewerkschaft mit rechter Führung
und ohne Kampftradition. Nach
dreimonatigem Streik kapitulierte
deren Führung („Mehr aus Angst, zu
gewinnen als zu verlieren“, wie Bill
Sirs, ihr Generalsekretär, später in
seinen Memoiren schrieb). Die Dru-
ckergewerkschaften wurden nach ei-
nem langen und heftigen Streik zer-
schlagen. Im März 1984 fühlte sich
Thatcher stark genug, um sich der
Bergarbeitergewerkschaft anzuneh-
men. Ein Jahr später gingen die ver-
bliebenen Streikenden zurück zu ih-
rer Arbeit, ohne jeglichen Vertrag. Ab
diesem Zeitpunkt gingen die Rechten
in der Arbeiterbewegung zur Offen-
sive über.

Die Demoralisierung führte
dazu, daß viele linke Führer und Ak-
tivisten in den Betrieben sich nach
rechts bewegten. Diejenigen, die an
ihren Grundsätzen festhielten, wur-
den isoliert und als Dinosaurier de-
nunziert. Das selbe Phänomen fand
in der Labour-Party statt. Rechte be-
gannen, Schlüsselpositionen zu ero-
bern. Einige linke MP´s (Parlaments-
abgeordnete) und Aktivisten in der
LP (Labour Party) auf lokaler Ebene
gingen nach rechts.

Die rechten Gewerkschaftsfüh-
rer nahmen die Klassenzusammenar-
beit und die Begeisterung für die
E.C./E.U. (Europäische Union) an.
Thatcher hatte nach und nach alle
Gewerkschaftsrechte abgeschafft, so
daß Großbritannien die I.L.O.-Stan-
dards nicht mehr erfüllte. Die Führer
der LP begannen, die traditionelle
Politik über Bord zu werfen, die sie
als sozialistisch ansahen. Sogar Atom-
waffen wurden akzeptabel. Nach drei
weiteren Wahlniederlagen wählte La-
bour einen Führer, der keinen Bezug
zum Sozialismus oder zur Arbeiterbe-
wegung hat, und der Mrs. Thatcher
bewunderte: Tony Blair. Blair begann
darufhin, die demokratischen Struktu-

Bericht aus England
ren in der LP abzuschaffen und und alle
wirkliche Macht auf sich und seine Cli-
que zu konzentrieren – New Labour
erschien („Neu“: ein Ersatzwort für
„Nicht“, so sollte es Tory-Wählern und
Geschäftsleuten erscheinen).

Blair ging seinen eigenen Weg
seit seinem Wahlsieg von 1997. Erst
im Laufe des letzten Jahres sah er sich
größerem Widerstand gegenüber.

Der Widerstand gegen Blair
und seine Politik zeigte sich zuerst in
den Gewerkschaften. Seit über einem
Jahr gab es bei einer ganzen Reihe von
Wahlen für Spitzenposten in den Ge-
werkschaften, nach harten Kämpfen
mit Blair-Anhängern, Siege für erklär-
te Marxisten, Klassenkämpfer und
linke Sozialisten.

Im letzten Jahr waren das unter
anderem Mick Rix bei ASLEF (Loko-
motivführer), Bob Crow bei RMT (Ei-
senbahner, Seeleute und Transport),
Andy Gilchrist bei FBU (Feuerwehr-
leute), Billy Hayes bei CWU (Kom-
munikation) und Mark Serwotka bei
PCS (Gewerkschaft im öffentlichen
Dienst).

Seither schlug Derek Simpson
(Ex-CP) Sir Ken Jackson bei AMICUS
(die Metallarbeiter und andere, die
mit ihnen fusionierten). Jackson war
Blairs Nr. 1 unter den Gewerkschafts-
bossen. Die Linken errangen die
meisten Sitze in der PCS-Exekutive.
Sie haben jetzt eine Mehrheit in der
Exekutive der UNISON (die größte
Gewerkschaft im öffentlichen Sektor).
Der wichtigste Sieg aber war der von
Tony Woodley, der zum Generalsek-
retär der TGWU (Transportarbeiter)
gewählt wurde.

Die Gewerkschaften in Großbri-
tannien erholen sich von den Nieder-
lagen der 80er Jahre. Ihre Mitglieder-
schaft vergrößert sich, sie gewinnen
Kontakte in Bereichen, in denen sie
seit den 80er Jahren keine mehr hat-
ten.

Auf dem alljährlichen zentralen
Gewerkschaftskongreß hat dies seit
etwa einem Jahr widergespiegelt.
2003 hat er „einstimmig den Krieg im
Irak verdammt“, forderte den Rück-
zug der britischen Truppen und daß
alle Macht den Irakern übergeben
würde. Er beschloß ebenso, sich Blairs
Politik entgegenzustellen. Bob Crow

(ein weiterer Ex-CPler) wurde in den
Generalrat der TUC gewählt (2002
war die Rechte noch in der Lage ge-
wesen, dies zu verhindern).

Die Kommunalwahlen im Mai
2003, wie auch die Wahlen zum
Schottischen Parlament und zur Wa-
lisischen Versammlung, ergaben eine
große Anzahl von Wahlenthaltungen
von Labour-Wählern wegen des Irak-
Kriegs und viele Proteststimmen für
die Liberaldemokraten, die sich ge-
gen den Krieg gewandt hatten. Die
Anzahl der Parlamentsmitglieder der
Scottish Socialist Party stieg von ei-
nem auf sechs, es gab Siege für ande-
re Protestkandidaten: ein Pensionist
und ein Arzt, der sich gegen die Kür-
zungen im Krankenhausbereich
wandte; ebenso stieg die Zahl der
Grünen-Abgeordneten im Schotti-
schen Parlament auf sieben an.

 In England war die Socialist
Alliance, unter einem nicht-propor-
tionalem Wahlsystem, in einigen
Städten in der Lage, mehr als 25% der
Stimmen zu gewinnen, indem sie sich
Labour entgegenstellte. Aber nur in
Preston schaffte sie es, Labour einen
Sitz abzunehmen. Hier erhielt ein
Führer der Antikriegsbewegung auch
die Unterstützung der örtlichen mos-
lemischen Gemeinschaft und er wur-
de auch von den Imamen unterstützt,
obwohl Labour einen Moslem als
Kandidaten aufgestellt hatte. In den
Teilen des Landes mit einem hohen
Anteilen an Muslimen wandten sich
diese gegen Labour. Dies gilt auch für
Schottland.

Die Antikriegsbewegung war
die größte, die es jemals gegeben hat.
Auch, nachdem der Krieg schon be-
gonnen hatte, demonstrierten 500.000
in London. Die Schüler ragten unter
den Kriegsgegnern heraus: Sie verlie-
ßen die Schulen, um zu protestieren,
trotz einiger Lehrer und der Polizei,
die versuchten, sie davon abzuhalten.
Jeder hatte vermutet, daß die heuti-
ge Jugend unpolitisch sei. In der Tat
neigt sie dazu, sich über die großen
Parteien zynisch zu äußern – zurecht.
Die Einheit zwischen Muslims und
anderen war sehr beeindruckend.
Speziell die moslemische Jugend
steht nicht unter dem Einfluß der
Imame, und nicht alle Imame sind
konservativ. Die Antikriegsbewe-
gung unterstützte auch das Recht des
palästinensischen Volkes auf Unab-
hängigkeit. Die Scheinheiligkeit der

G
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Nach Putsch und Sonderpartei-
tag trieb die neue PDS-Führung ihre
Politik des „Weiter so!“, vor der in
Gera Gabriele Zimmer gewarnt hat-
te, verstärkt voran. Einerseits wurden
beim Thüringer Landesparteitag im
August 2003 und beim Brandenbur-
ger Kommunalwahlkampf  Reden
wider den Sozialstaatabbau gehalten,
stellte die PDS Schröders Agenda
2010 eine „Agenda sozial“ entgegen.
Andererseits billigte der Berliner Lan-

Die PDS und ihr Programmparteitag in
Chemnitz
Rechter Sieg mit kleinen Macken

desparteitag am 21. 9. grundsätzlich
die Fortsetzung sogenannter Sparpo-
litik zu Lasten der kleinen Leute. Lan-
des- und Fraktionschef Stefan Liebich
machte sich Lothar Biskys These zu
eigen, Regierungsbeteiligungen hät-
ten „das Profil der PDS als sozialisti-
sche Partei geschärft“. Sie sollen auf
weitere Bundesländer ausgedehnt
werden. Der Parteitag stimmte dage-
gen, die Steigerung von Kita-Gebüh-
ren in geplanter Höhe abzulehnen.

Anschließend rügte Liebich den so-
zialdemokratischen Koalitionspart-
ner, weil das Nein zweier SPD-Kreis-
parteitage hierzu die Gebührenerhö-
hung  kurzzeitig in Gefahr brachte.

Außenpolitisch tat sich die er-
neut zur Spitzenequipe zählende
Gabi Zimmer durch den Artikel
„Castro, Mauer auf!“ in der Berliner
„taz“ vom 27. 9. hervor. Sie nahm
darin Kubas Einreiseverbot für die
rechte Grünen-Politikerin und BRD-
Menschenrechtsbeauftragte Claudia
Roth wegen deren Protest gegen die
Hinrichtung dreier Bootsentführer
zum Anlass, prinzipielle Änderungen
in der kubanischen Politik zu fordern.

imperialistischen Mächte bezüglich
Israel und Irak ist offensichtlich; es
hat den Anschein, daß die Verbindun-
gen, die über das Thema Irak entstan-
den sind zwischen der Linken und
Muslimen, in zukünftigen Wahl- und
anderen Kämpfen genutzt werden
werden.

Die jährliche Konferenz der La-
bour Party im Oktober endete mit ei-
ner Niederlage der Führung im Be-
zug auf die Renten (Die Beschäftig-
ten sollten 10% zu den Pensionsfonds
beitragen.) und bezüglich Blairs neu-
em Plan, den Krankenhäusern finan-
zielle Unabhängigkeit vom staatli-
chen Gesundheitsdienst zu geben.
Die Führung ließ keine separate Ab-
stimmung zum Irak zu. Die geringe
Unterstützung für Labour zeigte sich
in dramatischer Weise eine Woche
zuvor beim Verlust des Wahlkreises
Brent East an die Liberaldemokraten,
der der kriegsfeindlichen Stimmung
der Wähler zu verdanken war, einer
Nachwahl, die wegen des Todes des
Parlamentsabgeordneten notwendig
geworden war. (Brent East war der
Wahlkreis von Ken Livingstone ge-
wesen, bevor er Bürgermeister von
London wurde; und er wurde geholt,
um Labour zu helfen, trotz seines
Ausschlußes vor einigen Jahren, wäh-
rend Blair angehalten wurde, dem
Wahlkreis fernzubleiben.) Meinungs-
umfragen zeigten, daß die Menschen
glaubten, Blair lügt bezüglich des
Irak, er ist unglaubwürdig und sollte
zurücktreten. So hatte die Labour-

Konferenz, von der Blair-Maschine
und seinen Getreuen dominiert, den
Charakter eines „Rettet-Blair-Ren-
nens“, komplettiert von „I love Tony“-
Buttons.

Gordon Brown, Blairs Finanzmi-
nister und Rivale um die Führerschaft
in der Partei, ermutigt von der öffent-
lichen Feindseligkeit gegenüber Blair,
der Unzufriedenheit in der LP über
ihn in der Behandlung der Irak-Frage
und seine Nähe zu Bush (25% der Par-
lamentsabgeordneten von Labour
waren der Auffassung, er solle zurück-
treten.), hielt am Montag eine Rede, in
der er seine Unterstützung für viele
Werte von „Old Labour“ ausdrückte
und seinen Unwillen über Blairs Plä-
ne, den Markt in den öffentlichen Sek-
tor einzuführen. Die Rede wurde mit
großer Begeisterung aufgenommen.
Offensichtlich sah er Blair schon auf
dem Weg ins Abseits. Blairs Clique
antwortete mit scharfer Kritik an
Brown und am Mittwoch schlug Blair
zurück, indem er behauptete, er hätte
„keinen Rückwärtsgang“.

Der Vorsitzende der TGWU,
Tony Woodley, hat eine Gruppe der
„Großen Vier“ Gewerkschaften orga-
nisiert: TGWU, GMB, AMICUS und
UNISON, um den Blairismus in der
Labour Party zu bekämpfen. Die klei-
neren linken Gewerkschaften wollen
sich dieser Gruppierung anschließen.
Tony Woodley und linke Parlaments-
abgeordnete haben das LRC refor-
miert (Labour Representation Com-
mittee - eine Organisation die vor

über 100 Jahren von den Gewerk-
schaften als Vorläufer der Labour
Party gegründet worden war). Ihr
Ziel ist es, darum zu kämpfen, die LP
vom Blairismus zu reinigen.

Ich fasse zusammen: die nächs-
te Zeit wird eine weitere Entwicklung
der Erholung der Arbeiterbewegung
bringen. Es wird für die Blair-Anhän-
ger schwierig sein, sich diesem Trend
entgegenzustellen, der auch die La-
bour Party beeinflußt. Jedenfalls wird
Blair von Millionen von Labour-An-
hängern und den Menschen im all-
gemeinen als Lügner angesehen, als
unglaubwürdig und als unkritischer
Alliierter eines extrem rechten US-
Regimes. Man kann sich schlecht vor-
stellen, daß er das früher verhande-
ne  Vertrauen in seine Politik wieder-
gewinnt. Der Irak-Krieg hat die Un-
zufriedenheit mit Blair und Labour
herauskristallisiert, es muß sich also
etwas ändern. Und die Gewerkschaf-
ten, die beiseite geschoben und von
Blair mit Verachtung behandelt wur-
den, werden eine mächtige Kraft für
diese Änderung sein. Das ganze
„Dritter-Weg“-Gerede hat sich als
leer herausgestellt, so kann die alte
Klassenpolitik wieder in den Vord-
dergrund treten. Die nächsten paar
Jahre werden für diejenigen unter uns
sehr interessant werden, die noch die
alte sozialistische Weltsicht bewahrt
haben.

Meine besten Wünsche für die
Jahreskonferenz der Arsti. Mögen
Eure Diskussionen fruchtbar sein.
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An „die letzte Zeit des DDR-Staats-
sozialismus“ erinnernd konstatierte
sie: „Mit Altersstarrsinn und Macht-
posen, mit einer Verweigerungshal-
tung gegenüber dem eigenen Volk,
mit Trotz, der die Realität ausblendet,
hat noch kein Staat überleben kön-
nen.“ Zimmer verlangte, Kuba möge
„sich öffnen“, was Öffnung vor allem
gegenüber den USA bedeuten wür-
de, welche die „Befreiung“ des Lan-
des propagieren. Zugleich dürfe es
„sich nicht die falschen Freunde su-
chen. Hugo Chávez, der venezolani-
sche Präsident und Politikhasardeur,
ist dazu ebenso wenig geeignet wie
Ronald Schill, der in Hamburg unter-
gegangene Exsenator.“ Zimmers At-
tacke wurde vom Regisseur Manfred
Wekwerth und bei einer Veranstal-
tung des Marxistischen Forums ver-
urteilt.

Nach Unterzeichnung
des EU-Verfassungsentwurfs
durch Sylvia-Yvonne Kauf-
mann im Juli trugen die PDS-
Vertreter am 24. 9. nochmals
zur Schwächung der Linken
bürgerlich-sozialdemokrati-
schen Mehrheiten gegenüber
im Europaparlament bei. Sie
übten, statt mit Nein zu vo-
tieren, beim Entscheid über
den Entwurf Stimmenthal-
tung. Das geschah, obwohl
der Entwurf neoliberalen
Grundsätzen folgt, zu erhöh-
ter europäischer Rüstung ver-
pflichtet und Kriegsabenteu-
er mit gemeinsamer Streit-
macht ermöglichen soll. MdEP Hans
Modrow übte später öffentlich an
dem Fehlverhalten Kritik. Mit Blick
auf die Aussichten bei der Europa-
wahl im nächsten Jahr sah sich der
PDS-Vorstand am 8. 11. veranlasst,
die EU- Verfassung in ihrer jetzigen
Form abzulehnen.

Streit um den
überarbeiteten
Programmentwurf
Wichtigstes Prestigeobjekt der

PDS-Spitze, speziell des Vorsitzenden
Lothar Bisky, war nach dem Sonder-
parteitag das neue, als modern ge-
priesene Parteiprogramm, welches
das linkssozialistische von 1993 ablö-
sen sollte. Als Objekt nunmehriger
Auseinandersetzung fungierte das
Papier „Programm der Partei des
Demokratischen Sozialismus – Über-

arbeiteter Entwurf“. Es wurde am 8.
8. 2003, nach Abweisung von Anträ-
gen Ellen Brombachers, Uwe-Jens
Heuers und Winfried Wolfs, durch
die ProgrammKommission ange-
nommen. Am 25. 8. stimmte ihm der
Vorstand in Abwesenheit Sahra Wa-
genknechts bei einer Enthaltung  zu.

Vorläufer des Papiers waren
insbesondere „Zwölf Thesen für eine
Politik des modernen Sozialismus“,
die Gregor Gysi im August 1999 un-
terbreitet hatte, Thesen der Pro-
grammKommission vom 23. 11. sel-
ben Jahres und das von Dieter Klein
und den Brüdern Brie erarbeitete
„Programm der PDS – Entwurf“, das
Bundesvorsitzende Zimmer am 27. 4.
2001 als parteiamtlich vorstellte, ob-
wohl es an der zuständigen Kommis-
sion vorbei entwickelt worden war.
Gleich weiteren, Jahre davor in Um-

lauf gesetzten belegen diese Doku-
mente, dass rechte „Reformlinke“ die
Kampagne zur Ablösung des 93er
Programms frühzeitig begannen. Ih-
nen nicht genehme Versionen, so das
von Monika Balzer, Ekkehard Lie-
beram, Dorothée Menzner und Win-
fried Wolf verfasste „Programm der
PDS – Entwurf II“ vom Mai 2001,
wurden ausgegrenzt. (Arsti 133 und
139)

Für die offiziellen Entwürfe von
2001 und 2003 sind neben Listen de-
mokratischer Forderungen, die von
Parteiseite schon oft vorgebracht
wurden, folgende Spezifika charak-
teristisch:

- Am Anfang steht keine Ana-
lyse der gegenwärtigen Gesellschaft.
Vielmehr werden, analog zum Go-
desberger SPD-Programm von 1959,
abstrakte Werte und relativ vage Ziel-

setzungen dargetan, die einem liber-
tären, auf das Individuum bezogenen
Sozialismus entsprechen sollen, wel-
cher dem der Anarchisten gegenüber
eher bürgerlich anmutet. Dass Sozia-
lismus auch eine von der kapitalisti-
schen unterschiedene Gesellschafts-
ordnung sei, fiel dem Programm von
1993 gegenüber weg. Er wird statt-
dessen ganz dem Kampf um Gerech-
tigkeit  und „Freiheitsgüter“ gleich-
gesetzt.

- Die Entwürfe sind antineoli-
beral. Doch fehlt das marxistische
Postulat, Produktionsmittel in Ge-
meineigentum zu überführen, soll
lediglich die „gesellschaftliche Domi-
nanz von Profit“ zurückgedrängt
werden. Der „modernen“ Program-
matik geht es einzig um „Verfügung
über diese Güter“. Sie soll, auf wel-
chem nichtrevolutionären Wege

immer erreicht werden.
- Der meistzitierte Satz

der Entwürfe lautet: „Unter-
nehmerisches Handeln und
Gewinninteressen sind wich-
tige Bedingungen für Innova-
tion und betriebswirtschaftli-
che Effizienz.“ „Reformlinke“
haben das Bekenntnis zu ka-
pitalistischem Wirtschaften
dahin ausgedeutet, dass nur
an kleine und mittlere Unter-
nehmer, nicht  Großkapitalis-
ten, gedacht sei. Doch wurde
dies programmatisch nicht
festgelegt.

- Der angebliche Staats-
sozialismus ehemaliger Ost-

blockländer, so der DDR, und deren
Herrschaftssystem werden pauschal
verurteilt. Die Bundesrepublik hinge-
gen erscheint durch Auslassen nega-
tiver Erscheinungen, historischer wie
aktueller, wesentlich als Ursprungs-
ort des Grundgesetzes mit seinen
Grundrechten, die von der PDS zu
verteidigen seien. Dass das GG längst
in wesentlichen Teilen seines demo-
kratischen Gehalts beraubt wurde
und weiter beraubt wird, wird igno-
riert, ebenso die Schlussfolgerung,
den Gehalt wiederherstellen und  er-
höhen zu müssen.

- Tradition und Notwendigkeit
des Antifaschismus sind völlig unzu-
reichend behandelt, ebenso das Erfor-
dernis ernstzunehmender Umwelt-
schutzpolitik.

- Zu Militäraktionen in fremden
Ländern findet sich die Formel, die

PDS-Mitglieder auf der Demonstration am 1.
November in Berlin
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Partei verurteile „Nichtachtung und
Missbrauch des internationalen Ge-
waltmonopols des Sicherheitsrates
und die damit verbundene Schwä-
chung der UNO“. Hierdurch wird die
imperialistischen Mächten unterwor-
fene Weltorganisation zur unparteii-
schen Kraft deklariert und zusätzlich
ein Monopol erfunden, das in der
UN-Charta nicht vorkommt. Der be-
antragte Programmtext  könnte es
ermöglichen, die seit 1995 erst von
PDS-MdB um Andrea Lederer, dann
von Gysi angestrebte bedingte Zu-
stimmung vornehmlich zu UNO-
mandatierten Militär- und Polizeiein-
sätzen zu billigen. Entgegenstehende
Parteitagsbeschlüsse, besonders der
von Münster, würden hierdurch an-
nulliert.

- Vom Vorrang außerparlamen-
tarischen Kampfes ist keine Rede
mehr. Zugleich erklärt sich die Partei
bereit, in Regierungen einzutreten.
Konkrete Bedingungen dafür sind
nicht festgeschrieben. Auch fehlt je-
der Anflug von Selbstkritik für den
Schaden, den bestehende SPD-PDS-
Koalitionen durch Sozialabbau
bereits angerichtet haben. Voller Stolz
meint die PDS vielmehr, sie habe so-
wohl in der Opposition, als auch beim
Tolerieren oder Mitregieren in Sach-
sen-Anhalt, Mecklenburg-Vorpom-
mern und Berlin „unter schwierigen
Bedingungen Politikfähigkeit bewie-
sen“. (Wortlaut des Überarbeiteten
Entwurfs im „Pressedienst PDS“ Nr.
35, 29. 8. 2003)

Bei den Auseinandersetzungen
über die Programmentwürfe blieben
demokratische Forderungskataloge
unerörtert. Ebenso Versprechungen
wie Verlässlichkeit gegenüber Wäh-
lern, Unterstützung der Gewerk-
schaften und ihres Kampfes um Bei-
behaltung der Flächentarife, Ableh-
nung rigiden Sparens auf Kosten so-
zial Schwacher und von Studienge-
bühren, gleichberechtigte Behand-
lung innerparteilicher Minderheiten
usw. – Zusagen, die „Reformlinke“ je
nach Bedarf nicht eingehalten haben.

Linke KritikerInnen wie Sahra
Wagenknecht lobten am Überarbeite-
ten Entwurf, dass darin die gesell-
schaftlichen Verhältnisse „in ihrer
Brutalität, Asozialität und Bedroh-
lichkeit“ realistischer als im Entwurf
von 2001 dargestellt sind. Zugleich
wandten sie sich erneut gegen der
Sache nach überflüssige Abweichun-

gen vom 1993er Programm und
machten zudem darauf aufmerksam,
dass progressive Beschlüsse der Pro-
grammKommission nachträglich
vom Vorstand ausgehebelt wurden,
so der Hinweis auf eine „ökonomi-
sche Diktatur“ der Konzerne und das
Nein zu allen imperialistischen Be-
strebungen der Bundesrepublik.
Kommissionsmitglied Klaus Höpcke
konstatierte andererseits, die Absage
an „Nichtachtung und Missbrauch
des internationalen Gewaltmonopols
des Sicherheitsrates“ sei nach der
letzten Kommissionssitzung vom
Vorstand eingefügt worden, ohne
dass dies irgend jemand während der
Beratungen verlangt habe.

Vertreter der Parteilinken lehn-
ten den Überarbeiteten Entwurf in
seiner nunmehrigen Form ab. In der
„jungen Welt“ vom 27. 8. ging Win-
fried Wolf am weitesten. Er wertete
das Papier als „Absage an ein sozia-
listisches Projekt“ und „offene Revi-
sion des PDS-Gründungskongresses
von 1989/90 und des geltenden PDS-
Programms von 1993“ und stellte fest:
„Diejenigen in der PDS, die für diese
Politik verantwortlich zeichnen und
die diese Politik im Programment-
wurf nun auch noch rechtfertigen,
haben damit einen selbst zerstöreri-
schen Prozess eingeleitet – einen Pro-
zess, der, wenn er fortgesetzt wird,
die PDS in ihrem Charakter als sozi-
alistische Partei und als Partei mit
breitem Anhang bei den sozial
Schwachen zerstören muss.“

Peinlich für manch „Reformlin-
ken“ war die Kennzeichnung des
Überarbeiteten Entwurfs und der
PDS durch den ehemaligen sozialde-
mokratischen Parteivorsitzenden Os-
kar Lafontaine, welchen Gregor Gysi
und André Brie als potentiellen Bünd-
nispartner betrachten. In der „Welt
am Sonntag“ vom 14. 9. konstatierte
Lafontaine, der Entwurf  könnte
Grundlage für eine SPD-PDS-Fusion
sein. Letztgenannte Partei sei „längst
in der westlichen Demokratie, in der
Bundesrepublik angekommen“. Man
müsse sich nur ansehen, was sie in
Mecklenburg-Vorpommern und Ber-
lin macht. „Sieht man von der Kom-
munistischen Plattform und einigen
Altkadern ab, dann ist sie ebenso eine
sozialdemokratische Partei wie ande-
re Parteien in Ost- und Westeuropa.“

Vornehmlich Bisky erschien das
zu offenherzig und für den eigenen

Einfluss in der Partei gefährlich. Er
ließ wissen, keinen Bedarf an Ein-
heitsparteien zu haben und sich an
den Grundsatz „Lieber kernrot als
schlüpferrosa“ zu halten. Gleichzei-
tig setzte er die Kampagne für unbe-
dingte Annahme des neuen PDS-Pro-
gramms selbst dann fort, wenn sich
deshalb Linke verabschieden sollten.
Ein Verzögern des Programm-Jas
„wäre Gift für die Partei“. Der Vor-
sitzende wurde von seinen Stellver-
tretern Katja Kipping und Wolfgang
Methling unterstützt.

Bis kurz vor Toresschluss galt
für den Überarbeiteten Entwurf das
Axiom, es dürfe nichts, jedenfalls
nichts Wesentliches daran geändert
werden. Als der Philosoph Wolfgang
Fritz Haug beim Workshop der Rosa-
Luxemburg-Stiftung am 24. 9. vor-
schlug, das Anpreisen von „Unter-
nehmertum und Gewinninteresse“
zu relativieren und derart einen Stein
des Anstoßes wegzuräumen, entgeg-
nete der Stiftungschef und PDS-Ide-
ologe Michael Brie, diese Anregung
sei „sehr bedenkenswert“, doch kön-
ne man sie nicht mehr umsetzen.

Anhaltende Kritik veranlasste
indes den Bundesvorstand zu teilwei-
sem Nachgeben und einem geschick-
ten taktischen Manöver. Am letzten
Wochenende vor Parteitagsbeginn in
Chemnitz stimmte er nochmaligen
Korrekturen in der Programmpräam-
bel und im Unterabschnitt über Frie-
den und Gewaltfreiheit zu, die wich-
tig waren, ohne die Grundaussage
des Papiers zu ändern. Das Ja zum
„Gewinninteresse“ wurde entschärft,
das zum „Gewaltmonopol des Sicher-
heitsrates“ entfiel. Vielen Kritikern
nahm das den Wind aus den Segeln.

Um die Programmannahme zu
sichern, traf die Parteiführung noch
andere Maßnahmen. Dazu gehörten
Mahnungen Biskys an die Delegier-
ten und eine Reduktion der mehr als
500 Anträge auf etwa 100. Einesteils
fielen alle weg, die sich irgendwie auf
die bisherigen Brennpunkte „Ge-
winninteresse“ und „Gewaltmono-
pol“ bezogen. Andernteils wurde
eine ganze Hundertschaft Anträge als
der Sache nicht dienlich abgewiesen.

2. Tagung des 8. PDS-
Parteitags in Chemnitz
Den Programmparteitag am

25./26. 10. 2003 in der sächsischen
Metropole, dem einstigen „deutschen
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Manchester“, sah die PDS-Spitze als
von entscheidender Bedeutung an. Er
verlief harmonisch – nicht nur der
beschriebenen Vorkehrungen wegen,
sondern vor allem deshalb, weil das
Gros der 481 anwesenden Delegier-
ten, das nominell 72 000 Mitglieder
vertrat, weiteren Programmdiskussi-
onen oder gar der Erörterung politi-
scher Fehler abhold war. Es folgte
einmal mehr den Führungskräften.

Vor Kongresseröffnung hielt
Gregor Gysi, immer noch stärkster
Mann der PDS, auf dem Chemnitzer
Neumarkt eine Kundgebung ab. Er
würdigte die Hoffnungslosigkeit in
der Bevölkerung angesichts andau-
ernden neoliberalen Abbaus und trug
der eigenen Partei auf, sich um „lin-
ke kulturelle Hoheit“ in der Gesell-
schaft zu bemühen, nachdem die Lin-
ke von der deutschen Vereinigung bis
zur Agenda 2010 fortlaufend versagt
habe.

Ehrenvorsitzender Hans Mo-
drow bemühte sich in seiner Eröff-
nungsrede zur 2. Tagung des 8. Par-
teitags, die Truppe beieinander zu
halten. Er verlangte eine Abfuhr für
alle, welche die PDS „in demokrati-
sche und dogmatische Sozialisten tei-
len, die Minderheiten verdrängen
wollen“. Bundesvorsitzender Lothar
Bisky äußerte zur sozialen Abwärts-
spirale im reichsten Land Europas
manches Richtige. So widerlegte er
die sattsam bekannte These, der So-
zialstaat sei überfordert, weil Lohn-
nebenkosten und Unternehmenssteu-
ern zu hoch wären. Er würzte sein
Referat mit Klagen darüber, „immer
wieder mit dem Vorwurf konfrontiert
zu werden, wir wollten ein sozialde-
mokratisches Programm verabschie-
den“ resp. die PDS „für Militäreins-
ätze öffnen“. Zugleich räumte er ein,
dass sich der Begriff „Gewaltmono-
pol“ in der UNO-Charta nicht finden
lässt.

Die Vorsitzende der Programm-
Kommission Zimmer pries den Ent-
wurf zum neuen Parteiprogramm mit
den Worten, nun sei endlich „der
Zeitpunkt eingetreten, da wir allen,
die es hören wollen, sagen können,
mit welcher Vision und mit welchen
mittelfristigen Zielen wir wie und mit
wem gemeinsam Politik machen kön-
nen“. Sie tat, als habe es zuvor nie eine
derartige Orientierung gegeben, und
als wäre das umstrittene Papier eine
Wunderwaffe. Linken Kontrahenten,

die ein neues Programm lange als
überflüssig abgelehnt hatten, warf
Zimmer vor, sie hätten die Debatte
darum „mit der letzten Schlacht, die
um die PDS zu führen sei“, verwech-
selt. Die von der Führung gewünsch-
te Weiterorientierung auf ein „Mitte-
Links-Bündnis“ mit Schröder & Co.,
die 2002 mit zur schwersten Wahlnie-
derlage der PDS beitrug, rechtfertig-
te sie mit der Frage, wie ein „auf die
demokratische Lösung von Proble-
men gerichteter Politikwechsel“ sonst
zustande kommen könnte.

Die Generaldebatte über den
Programmentwurf war dessen Ab-
schnitten entsprechend in I. Sozialis-
mus – Ziel, Weg und Werte, II. Die
gegenwärtige Welt, III. Reformalter-
nativen: demokratisch, sozial, zivil
und IV. Veränderung mit der PDS –
Selbstveränderung der PDS geglie-
dert. Zu Beginn hielten jeweils zwei
prominente Vertreter der Partei soge-
nannte Impulsreferate.

Bei I. standen einander Dieter
Klein und Uwe-Jens Heuer (Marxis-
tisches Forum) gegenüber Klein
nannte den Programmentwurf der
PDS deshalb sozialistisch, „weil er
Eckpunkte ihres Selbstverständnisses
nicht in ferner Zukunft ansiedele,
sondern auf einen irdischen Nenner
bringe“. Den Sozialismus definierte
er – unkonkret und sehr verschieden
interpretierbar – als „Prozess der Ver-
änderung des Kräfteverhältnisses in
dieser Gesellschaft“. Heuer erwider-
te, bei Beschränkung auf den Tages-
kampf und gleichzeitigem – ebenfalls
von der Parteirechten betriebenem –
Kappen der Verbindungen zur Ver-
gangenheit verschwinde das sozialis-
tische Ziel im Nebel, bleibe „Pragma-
tismus mit visionärer Begleitmusik
für Feiertage“ übrig. In der Diskussi-
on rechtfertigte Stefan Liebich seine
Parole, Linke müssten die von ande-
ren eingebrockte Suppe auslöffeln: Er
verstehe das als „Verpflichtung ge-
genüber den Bürgern und Herausfor-
derung für die PDS“. Gerald Kemski
(AG Betrieb und Gewerkschaft rüg-
te, Bundesparteitage hätten schon
sechsmal Beschlüsse zu Arbeitszeit-
verkürzungen bei vollem Lohnaus-
gleich gefasst, doch stehe das immer
noch nicht im Programmentwurf.
Seine Forderung nach Aufnahme
wurde berücksichtigt. Gleichzeitig
fielen Vorschläge unter den Tisch, das
Programm einer Urabstimmung

durch die Mitgliedschaft zu unterzie-
hen und Sozialismus auch als künfti-
ge Gesellschaftsordnung ohne Domi-
nanz kapitalistischen Privateigen-
tums zu definieren.

Christa Luft und Sahra Wagen-
knecht vertraten zu II. keine konträ-
ren Standpunkte. Unter starkem Bei-
fall trat Letztgenannte dafür ein, ge-
werkschaftliche und staatliche Kon-
trolle über die Wirtschaft zu fordern.
Ihr Antrag war bei einer Stimme
Mehrheit erfolgreich. Deshalb und
auf Grund vorangegangener Korrek-
turen durch den Vorstand lautet die
betreffende Passage nun so: „Unter-
nehmerisches Handeln und Gewinn-
interessen sind wichtige Vorausset-
zungen für Innovation und wirt-
schaftliche Leistungsfähigkeit. Doch
solange sie auf die betriebswirtschaft-
liche Logik der einzelnen Unterneh-
men beschränkt bleiben und dem
Profitstreben des Einzelkapitals un-
terworfen sind, verwandeln sie sich
in ihr Gegenteil... Ohne Mitbestim-
mung, gewerkschaftliche Gegen-
macht und sozialstaatliche Regulie-
rung führen private Unternehmerin-
teressen zu volkswirtschaftlich ver-
lustreichen, zu sozialen und umwelt-
zerstörerischen Fehlentwicklungen.“
In der Diskussion stufte Arne Brix
(Berlin) die Attraktion der Pro-
grammentwürfe als gering ein. Der
Jugendträgerrat habe ein halbes Jahr
lang nicht feststellen können, dass
sich ein junger Menschen dadurch
bestärkt fühlt. Die Basis sei nicht so
zufrieden mit dem Entwurf, wie füh-
rende PDS-Politiker „uns und den
Rest der Bevölkerung durch die bür-
gerliche Presse“ glauben machen
wollten. Heidi Knake-Werner
(vormals DKP) suchte ihren Kapitu-
lationskurs als Sozialsenatorin durch
Behauptungen wie die schönzure-
den, dass bei Kita-Gebührenerhöhun-
gen die vom Vorziehen der „Steuer-
reform“ am meisten Begünstigten
stärker belastet würden und der Se-
nat nur Sparpolitik, keine Umvertei-
lung treibe.

Impulsreferate zu III. hielten
Wolfgang Gehrcke und Winfried
Wolf. Ersterwähnter polemisierte ge-
gen die von niemandem erhobene
Behauptung, Teile der PDS wären für
Bundeswehreinsätze, um als regie-
rungsfähig zu gelten. Gehrcke hatte
sonst insofern leichtes Spiel, als er auf
die vom Vorstand beschlossenen Kor-
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rekturen verweisen konnte, nach de-
nen vom angeblichen Gewaltmono-
pol keine Rede mehr ist. Vielmehr
heißt es nun: „Der Weltsicherheitsrat
darf das allein ihm durch die Charta
übertragene Recht, auch militärische
Mittel, wenn alle zivilen ausgeschöpft
sind, zur Abwendung der Gefähr-
dung des Weltfriedens einzusetzen,
nicht unter dem Druck und im Inter-
esse der Großmächte missbrauchen.“
(Ohne Druck und Interesse gebrau-
chen darf er es mithin schon!) Wolf
kritisierte, dass im Entwurf kein BRD-
Austritt als erster Schritt zur Auflö-
sung der NATO verlangt wird und
das Bild der EU unbefriedigend ist.
Mit ihr und den USA rüsteten „zwei
Gangsterbanden sich gegenseitig
hoch“. In der Diskussion nannte
MdEP Sylvia-Yvonne Kaufmann jene
politisch „handlungsunfähig“, die
Vereinigte Staaten und EU auf eine
Stufe stellen. Die von Wolf beantrag-
te härtere Auseinandersetzung mit
dem Missbrauch der UNO als Instru-
ment der mächtigsten Staaten wurde
abgewiesen, zugleich aber ein Nürn-
berger Antrag akzeptiert, der festhält,
die PDS lehne „weiterhin eine Betei-
ligung der Bundeswehr an UN-man-
datierten Militärinterventionen unter
Berufung auf Kapitel VII der UN-
Charta ab, unabhängig von der jewei-
ligen Haltung der im UN-Sicherheits-
rat vertretenen Staaten“. Nach wie
vor ist umstritten, ob „Reformlinke“
nicht weiter das Ziel verfolgen, den
Parteitagsbeschluss von Münster zu
torpedieren.

Das Impulsreferat des Schweri-
ner Umweltministers Wolfgang
Methling zu IV. galt dem Zweck,
durch Hinweise auf Teilerfolge, so die
Herabsetzung des Kommunalwahl-
rechtsalters auf 16 Jahre und Bargeld
statt Gutscheine für Asylbewerber,
das Mitregieren in seinem Lande
schmackhaft zu machen. Birke Bull
(Sachsen-Anhalt), die Berliner Abge-
ordnete Marion Seelig (vormals Ver-
einigte Linke) und Judith Dellheim
(AG Wirtschaftspolitik) plädierten in
der Diskussion für den angeblich al-
lein demokratischen Weg der „klei-
nen Schritte“, fortgesetzte Option auf
Kabinette mit der SPD und ein lang-
fristiges „Mitte-Links-Bündnis“. Im-
pulsreferentin Ellen Brombacher
(Kommunistische Plattform) stellte
fest, der Preis für Regierungsbeteili-
gungen sei zu hoch, und es müssten

Rahmenbedingungen für sie verein-
bart werden. Sie bemängelte, dass im
Programmentwurf der Transformati-
onsprozess als alleiniger Weg er-
scheint, den Kapitalismus zu über-
winden. Andere Genossen seien wei-
ter von der Unmöglichkeit solchen
Prozesses überzeugt, was aber dem
93er Programm entgegen unter den
Tisch fiel.

Am 26. 10. wurde das Parteipro-
gramm mit 333 : 38 Stimmen bei 10
Enthaltungen angenommen. Bisky
behauptete, damit habe die PDS ge-
wonnen und niemand in ihr verloren.

Zusätzlich verabschiedete der
Parteitag eine vergleichsweise radika-
le Resolution. Entgegen früheren, von
manchem immer noch gehegten Illu-
sionen der Art, dass „Rot-Grün we-
niger schlimm“, daher für Linke ein
echter Partner sei, wird darin mit dem
Schröder-Fischer-Kurs abgerechnet
und konstatiert: „Noch nie in der
Geschichte der Bundesrepublik wur-
de in so kurzer Zeit ein so tief grei-
fender Sozialabbau betrieben... Es
handelt sich nicht mehr um Leis-
tungskürzungen, es geht um eine
grundlegende Korrektur der sozial-
staatlichen Prinzipien. Alle neolibe-
ralen Konzepte, die 1998 zur Abwahl
der Regierung Kohl geführt haben,
sind von der rot-grünen Bundesregie-
rung fortgesetzt und mit noch größe-
rer Konsequenz umgesetzt worden...
Wenn nicht jetzt, wann dann braucht
dieses Land eine starke sozialistische
Opposition?“ (Disput 11-03/Presse-
dienst 44/45, Sonderheft „Chemnitzer
Parteitag: Ein Programm für die Men-
schen“; „junge Welt“, „Neues
Deutschland“ und „Berliner Zei-
tung“, 27. 10. 2003)

Dass eine derartige Opposition
unmöglich mit der PDS kommen
kann, erscheint mir inzwischen als
gewiss.

Das Chemnitzer Resultat
und die Parteilinke
Das die Partei dominierende

Korps der Ankommer und Pragma-
tiker hat den Verfall dieser einst zu-
kunftsträchtigen Organisation her-
beigeführt. Beim Chemnitzer Partei-
tag errang es einen weiteren Sieg über
die pauschalisierend als „Nostalgi-
ker“ und „Dogmatiker“ verfemte Lin-
ke, welche ihrerseits im Abwehr-
kampf dagegen versagt hat. Zwar
zählt Programmatik in der bourgeoi-

sen Wegwerfgesellschaft zu den nie-
deren, wenig wichtigen Politkünsten.
Zugleich birgt sie für Großkopfete in
der Partei gewisse Gefahren, da ih-
nen frühere Bekenntnisse und Ver-
sprechungen so leichter vorgehalten,
Widersprüche zwischen Wort und
Tat auch der Öffentlichkeit gegenü-
ber transparent gemacht werden kön-
nen. Gleich jeder Parteielite hat es die
der PDS seit Jahren verstanden, „Re-
alpolitik“ gegen Programm und Sta-
tut zu treiben. Sie wollte sich aber das
raue Tagesgeschäft durch ein Papier
erleichtern, das ihren Intentionen
eher entspricht als der Kompromiss
von 1993. Das gelang im Ergebnis
aufreibenden und zähen Ringens, das
bereits kurz nach dem Kompromiss
begonnen hatte. Am Ende  waren
schließlich noch verbale Zugeständ-
nisse der Führung vonnöten, um sich
durchzusetzen. Der Erfolg der „Re-
formlinken“ gleicht daher einem Sieg
mit kleinen Macken, ihr „modernes“
Programm nach seiner Verabschie-
dung einem Teppich mit leichten
Webfehlern, die noch zu korrigieren
sind.

Vertreter des rechten Flügels, so
die Fraktionsvorsitzende in Sachsen-
Anhalt Petra Sitte, meinen nun end-
lich für eine dem früheren Parteipro-
gramm entgegengesetzte Politik den
Rücken frei zu haben. Europa-Wahl-
kampfleiter André Brie hält die ideo-
logischen Kämpfe für abgeschlossen
(wobei er sich täuschen kann). Er
hofft weiter auf Annäherung an eine
SPD-Linke, wer immer dies sein mag,
und Lafontaine als künftigen Partner.

Die PDS-Linke ist auch pro-
grammatisch geschlagen, was jedoch
nicht allen in ihren Reihen vollstän-
dig klar ist. Diether Dehm und Sahra
Wagenknecht sehen in den Teppich-
Webfehlern wichtige Teilerfolge. El-
len Brombacher bleibt skeptisch, will
aber gleich ihnen in der Partei blei-
ben. Die Kommunistische Plattform
gab nach ihrer Außerordentlichen
Tagung am 2. 11. 2003 eine Erklärung
ab, in der sie einerseits Teile des neu-
en Programms kritisiert und feststellt,
demnach sei demokratischer Sozialis-
mus nur noch die „Metapher für ei-
nen mittels Reformen ‚humanisierten’
Kapitalismus“. Eine Loslösung von
der Partei lehnt sie mit der Begrün-
dung ab, das würde so oder so als
Kapitulation ausgelegt werden.
Zudem gingen dabei Funktionen,
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„ein Stück politisches Hinterland“
und Einfluss auch auf junge Genos-
sen verloren. Die KPF will verstärkt
über den Parteikurs wachen, zugleich
enger, stabiler und organisierter mit
dem Marxistischen Forum, der AG
Betrieb und Gewerkschaft, dem Ge-
raer Dialog, Cuba si, der Ökologi-
schen Plattform, weiteren Gliederun-
gen und Einzelpersönlichkeiten der
PDS zusammenwirken.

Ein Treffen von Vertretern der
Linken und der Mitte am 9. 11., zu
dem ursprünglich Diether Dehm auf-
gefordert hatte, ergab Differenzen bei
den Schlussfolgerungen aus Chem-
nitz. Klaus Höpcke verwies auf posi-
tive Aspekte im neuen Programm,
„beispielsweise eine größere Wirk-
lichkeitsnähe und eine scharfe Ankla-
ge des Kapitalismus“. Er wünsche
„keine Spielchen nach dem Motto:
Wir sind die besseren Linken“. Hali-
na Wawczyniak meinte, eigentlich sei
Chemnitz „eine Niederlage der Re-
former“ gewesen, könnte sich die Lin-
ke deshalb freuen. Uwe-Jens Heuer
und Winfried Wolf erblickten dage-
gen im Programmentscheid vorwie-
gend einen Misserfolg der Linken.

Sechs Vertreter des Geraer Dia-
logs (GD), unter ihnen Wolf, Do-
rothée Menzner und Ekkehard Lie-
beram, äußerten sich am 27. 10. in ei-
ner Erklärung. Darin bezeichnen sie
Parteiputsch, Sonderparteitag und
Programmparteitag der PDS als Aus-
druck einer qualitativen Änderung
ihres Charakters, „weg von einer so-
zialistischen Partei und hin zu einer
vagen Linkspartei, die als Ostlobby
wirkt und zunehmend neoliberale
Positionen transportiert“. (Frage: Ist
sie eben wegen dieses „Transport-
guts“ nicht auch als „Ostlobby“ un-
geeignet?) Das neue Programm ori-
entiere nicht auf eine sozialistische
Gesellschaftsordnung als Alternative;
es rechtfertige durch positiven Bezug
auf PDS-Regierungsbeteiligungen ei-
nen Kurs, bei dem „der Rotstift das
einzig Rote ist“, und halte weiter eine
Tür offen, „um die strikt antimilita-
ristische Position des PDS-Parteitags
von Münster zu kippen“. Die Zustim-
mung von  78 Prozent der gewählten
Parteitagsdelegierten habe verdeut-
licht, dass die Basis für  Anpassungs-
politik ist. PDS-Linke als eigenstän-
diger Faktor hätten nur eine einzige
kleine Chance: „sich zu einer Koor-
dination zusammenzuschließen, ge-

meinsam zu agieren und nach außen
erkennbar aufzutreten“. Dieser
Schlussfolgerung hat in einem Brief
an die „junge Welt“ vom 4. 11. Klaus
Höpcke widersprochen.

Am 16. 11. traten etwa 60 Leute
vom GD und Gäste im Berliner Karl-
Liebknecht-Haus zusammen. Eine
Minderheit aus Hamburg ausgenom-
men konstatierten sie, dass das neue
Programm keinen Kompromiss dar-
stellt, vielmehr habe die Führung fast
alle von ihr beabsichtigten Korrektu-
ren durchgesetzt oder andernfalls
Positionen fixiert, die eine Interpre-
tation in ihrem Sinne ermöglichen.
Ein Antrag, die Partei zu verlassen,
wurde mit 35: 10 Stimmen abgelehnt.
Ebenso drang Winfried Wolf nicht
mit seiner Meinung durch, man möge
den GD „mit Würde auflösen, statt
mit Gewürge weiterzumachen“. Vor-
behaltlich  endgültigen Entscheids
durch eine Mitgliederversammlung
Anfang 2004 sprachen sich zwei Drit-
tel der Teilnehmer wie zuvor die KPF
dafür aus, weiter in der Partei zu blei-
ben und eng mit anderen linken Zu-
sammenschlüssen zu kooperieren. Es
solle in der PDS vorhandenes Poten-
zial für Widerstand gegen die neoli-
berale Politik mobilisiert und an so-
zialistischen Zielen festgehalten wer-
den. Sinn habe das aber nur bei ver-
stärktem Dialog und gemeinsamem
Kampf mit antikapitalistischen Lin-
ken außerhalb der PDS. Der GD soll
künftig als „Geraer Dialog/Sozialis-
tischer Dialog“ firmieren. Eine feste-
re Organisation mit regelmäßigen
Spenden und einer eigenen Publika-
tionsreihe wird angestrebt.

16 Mitglieder des PDS-Landes-
verbandes Bremen, darunter der ehe-
malige Vorsitzende, haben unterdes
ihren Austritt erklärt. Sie begründe-
ten ihn mit der Überzeugung, dass
„der Versuch, aus der PDS eine ge-
samtdeutsche antikapitalistische Par-
tei zu entwickeln, gescheitert ist“.

Vor dem Chemnitzer Kongress
hatte Parteichef Bisky der „SuperIl-
lu“ versichert, man sei noch nicht aus
der Krise heraus, habe aber „den Nie-
dergang gestoppt“.

Eine in „unsere zeit“ vom 24. 10.
abgedruckte Analyse Dehms scheint
realistischer zu sein. Schon im Gefol-
ge des Sonderparteitags kam es dem-
nach „zum Abbruch sehr lebendiger
Gespräche mit außerparlamentari-
schen Linken in den Gewerkschaften,

bei Globalisierungsgegnern und op-
positioneller Intelligenz... Auch des-
halb besteht jetzt die reale Gefahr,
dass die PDS bei den Wahlen zum
Europäischen Parlament im Juni 2004
bei den gegenwärtigen 3 bis 4 Prozent
bleibt.“ Die Zahl von 72 000 Parteige-
nossen ist eine Fiktion. „Mitglieder
und Sympathisanten wenden sich ab,
teils ganz, teils in resignierte Passivi-
tät. Bezirks-Organisationen und gan-
ze Kreisverbände zerbröseln. Die
Zahl der Neueintritte sinkt... Müh-
sam auf den Weg gebrachte lebendi-
ge Verbindungen zu außerparlamen-
tarischen Bewegungen und Kulturen
werden eingeschläfert... Das Abwen-
den vieler bedeutender Künstler und
Intellektueller von der PDS
(besonders im Umfeld von Attac, der
Memo-Gruppe, der ‚Künstlerinnen
und Künstler gegen Krieg’), nicht nur
im Westen, kann fatal werden... Wer
sich auf die agilen Wahlwilligen in
den Mittelschichten, die das ökono-
mische und kulturelle Klientel der
Medienherrschaft darstellen, be-
schränkt und – wie alle bürgerlich-
demokratischen Parteien – einen Bo-
gen um die Abgehängten, Ausge-
grenzten, die sozialen Brennpunkte,
die Krisenopfer in Arbeit und Mittel-
stand macht, überlässt sie der Partei
der Nichtwähler.“

Der Vollständigkeit halber sei
hinzugefügt: Es könnte auch wieder
ein neuer  Rechtsextremismus der
Erbe sein.
B. M., November 2003
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Die Deutsche Linke und die chilenische
Erfahrung
- Eine Sammelrezension -

In der letzten Ausgabe dieser Zeitschrift wurden am
Ende des Artikels zum 30. Jahrestag des Militärputsches in
Chile einige der Probleme formuliert die sich aus dieser
Geschichte für die sozialistische Linke ergeben. Sie wird darauf
Antworten finden müssen, wenn der zukünftige Kampf für eine
andere Gesellschaftsordnung erfolgreicher verlaufen soll.

Für diese Ausgabe wurde ein Text angekündigt, in dem
untersucht werden sollte, ob sich die deutsche Linke diesen
Fragen stellt und welche Antworten sie gefunden hat. Dieses
Versprechen kann leider nicht eingelöst werden. Es gab anläß-
lich des Jahrestages viele Beiträge die auch Lehren aus der

Geschichte ziehen wollten. Meist lief es aber darauf hinaus,
aufs neue die Positionen zu präsentieren, mit denen die
jeweilige Strömung schon das Projekt der Unidad Popular
begleitet hat. Einen selbstkritischen Text, der die eigene
Position mit dem realen Geschehen vergleicht, hat es bei der
organisationsgebundenen Presse nicht gegeben. Im folgenden
Text wird auf einige Beiträge hingewiesen, die dem Rezensen-
ten positiv oder negativ aufgefallen sind. Abschließend findet
der Leser eine Entgegnung auf eine zentrale Aussage von
Winfried Wolf, die sich in seinem Blick auf die bürgerlichen
Medien findet.

diese Aussage dem Rezensenten
überhaupt geglaubt wird, hier der
Originalwortlaut: „Der größere Teil der
chilenischen Kapitaleigner, die kleinen und
mittleren ‘UnternehmerInnen’, wollten
aber von einer gesteigerten Kaufkraft der
ArbeiterInnen profitieren. Für die Schaf-
fung eines eigenen chilenischen Marktes
brauchten sie einen starken Bündnispart-
ner – Allende hatte das Vertrauen der Ar-
beiterInnenklasse und schien daher genau
der Richtige für diesen Job.

Ging es Allende also um den ‘Auf-
bau des Sozialismus’ oder um die Schaf-
fung eines Unternehmer-freundlichen Kli-
mas in Chile? In seinen Reden konnte er
noch gleichzeitig die Träume der Unterneh-
merInnen und der ArbeiterInnen nähren.
Bald zeigte sich aber, auf wessen Seite er
wirklich stand.“

Zwei Absätze weiter findet sich
dann die Seite auf der er angeblich stand:
„In vielen Fällen besetzten ArbeiterInnen
ihren Betrieb, um die Verstaatlichung
herbeizuführen. Allendes Antwort: Die
Fabriken wurden von der Polizei geräumt
und an ihre Besitzer zurückgegeben.“

Selbstverständlich wird diese
Behauptung in keiner Weise belegt.
Es ist wahrscheinlich, daß die Polizei
damals besetzte Fabriken geräumt
hat. Aber kann man dann Allende die
Schuld dafür geben? Chile war ein
Rechtsstaat. Der Besitzer wird sich
also an ein bürgerliches Gericht ge-
wandt haben. Mit dem so erwirkten
Räumungstitel wird ihm die Polizei
geholfen haben, wieder die Verfü-
gungsgewalt über seinen Besitz zu
erlangen. Also ein ganz normaler Vor-
gang in dem ein Eingreifen des Prä-

sidenten nicht vorgesehen ist. Man
muß so formal argumentieren, um
den Schwachsinn der gegen Allende
gerichteten Vorwürfe herauszuarbei-
ten. Ein Präsident kann einen bürger-
lichen Staatsapparat nur in dem Maße
bewegen, wie die einzelnen Men-
schen, die diesen Apparat bilden, be-
reit sind zu folgen. Konservative
Richter werden sich nicht auf die Bit-
te eines sozialistischen Präsidenten
auf revolutionäre Positionen begeben.
Sie werden, wenn überhaupt, nur
entsprechende Gesetze umsetzen.
Dieser Sachverhalt sollte auch dem
Autor von Avanti bekannt sein. Er
müßte also erklären, wie Allende zu
den passenden Gesetzen hätte kom-
men können. Doch diese Mühe macht
er sich nicht!

Wenden wir uns der UZ zu.
Welcher Teufel hat eigentlich die Re-
daktion geritten, daß sie am 5. Sep-
tember einen Text zu den letzten Mi-
nuten von Allende veröffentlichte?
Dort wird behauptet, daß er in einem
Schußwechsel mit einer Militärpa-
trouille starb. Zu diesem Thema hät-
te sie besser ihren Interviewpartner
Mario Berrios Miranda, laut UZ Re-
präsentant der KP Chiles in Deutsch-
land und nach antifa Vertreter der
„Chile Freundschaftsgesellschaft
„Salvador Allende“ e.V.“, befragt.
Berrios neigt zwar zu Übertreibun-
gen, wie man an seinem Text in der
August/September Ausgabe der an-
tifa (Hg. VVN-BdA) sehen kann, er
kennt aber die Grenzen solchen Ver-
haltens. Er spricht dort ganz allge-
mein vom Putsch in Chile „der zum

Die nicht zu überblicken
de Zahl von Artikeln
zum Thema „Chile“

zeigt, daß die Linke in Deutschland noch
nicht so tief gesunken ist, wichtige Er-
eignisse einfach zu vergessen. Aufgrund
der Doppelbedeutung die das Datum
„11. September“ inzwischen hat, zeigt
sich daran ein noch vorhandener Selbst-
behauptungswille. Er kann vielleicht
dazu beitragen, daß sie eines Tages lernt
ihre Schwächen zu überwinden.

Dieses zahlreiche Erinnern hat
noch einen weiteren Aspekt, der vie-
len nicht bewußt sein wird. Die Auto-
ren erkennen damit an, wenn auch auf
indirekte Weise, daß Allende ein auf-
rechter und verdienter sozialistischer
Genosse war. Auf diesen Punkt muß
extra hingewiesen werden, da in vie-
len Texten Allendes Integrität in Fra-
ge gestellt wird. Es werden einzelne
Zitate und Handlungen aufgeführt,
mit denen dann bewiesen wird wie
naiv Allende gewesen sein soll. Dabei
wird in keiner Weise bedacht, ob er in
seiner Funktion als Präsident
überhaupt anders reden und handeln
konnte. Das Problem, mit dem sich
jeder sozialistische Betriebsrat herum-
schlagen muß, machte auch Allende
und der Unidad Popular zu schaffen.
Das Verbinden des aktuell Machbaren
mit dem sozialistischen Ziel der Über-
windung des Kapitalismus.

Das wahrscheinlich widerwär-
tigste Beispiel findet sich in der Nr.
101 der Zeitschrift Avanti. Dort wird
Allende doch tatsächlich unterstellt,
ein Vertreter des kleinen und mittle-
ren Kapitals gewesen zu sein. Damit
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Tod des Präsidente Salvador Allende ...
führte“. Mit dieser Formulierung
kann einem dann nicht ein Interview-
schnipsel mit Luis Corvalan, damals
Generalsekräter der chilenischen KP,
vorgehalten werden. Dort äußert sich
dieser folgendermaßen: „Nicht das ich
für Selbstmord bin aber er hat sich das
sehr gut überlegt und eine moralische
Lektion erteilt. In einem Vers von Ernes-
to Cardenal heißt es: Sie glauben daß sie
ihn getötet haben in Wahrheit haben sie
einen Samen in die Erde gelegt.“

Zugunsten der UZ-Redaktion
ließe sich sagen, daß man von Corva-
lan gegenwärtig in Deutschland auch
die gegenteilige Auffassung lesen
kann. Im Buch „Der andere 11. Sep-
tember“, Herausgegeben von Klaus
Huhn, findet sich in seinem Vorwort:
„... an dem in Santiago de Chile der vom
Volk gewählte Präsident Salvador Allen-
de Gossens ermordet worden war.“

Jetzt ist die Frage, redet Corva-
lan mal so und mal anders oder wur-
de er falsch Übersetzt?

Die Frage, wie Allende letzt-
endlich gestorben ist, kann von
Deutschland aus gegenwärtig nicht
abschließend beantwortet werden. Die
präsentierten Zeugen wiedersprechen
sich gravierend. Dennoch muß man
feststellen, daß die Tendenz in diese
Richtung weist. Das braucht für die
Linke nicht peinlich zu sein. Jeder so-
zialistische Kämpfer hat das Recht,
sich durch einen Selbstmord einem
schmerzhaftem Tod zu entziehen. All-
ende, der aus einer bürgerlichen Fa-
milie stammte, wußte wie ihn seine
Klasse haßte. Da ist es nur verständ-
lich, wenn er sich der Rache entzogen
hat. Einem Tode wie ihn zum Beispiel
Victor Jara erleiden mußte.

Ein Beispiel für eine gute Be-
handlung des Themas Unidad Popu-
lar liefert Helma Chrenko im Freitag
vom 5. September ab. Sie beschreibt
aus linker Sicht den in Chile stattge-
fundenen sozialen Prozeß. Dabei
werden alle wichtigen gesellschaftli-
chen Strömungen benannt und die
aufgetretenen Probleme beschrieben.
Auch schildert sie recht gut die Wi-
dersprüche in denen Allende agieren
mußte. Einerseits das Wissen, welche
Veränderungen zum Erreichen einer
gerechten Gesellschaft notwendig
sind, andererseits das Gebunden sein
an den vorhandenen Konstitutionel-
len Rahmen und die Schwäche ihn zu
verändern. Daraus zieht sie die

Schlußfolgerung: „Nicht Waffen für das
Volk gegen eine professionelle Armee, wie
manche später schlussfolgerten, sondern die
Vermeidung einer solchen Polarisierung -
auch um den Preis eines zeitweilig verlang-
samten Wandels-, das wurde möglicher-
weise zur Schlüsselfrage für Sein oder
Nichtsein der Unidad Popular und des de-
mokratischen Sozialismus in Chile.“

Die einzige Schwäche des Tex-
tes ist folgendes. Sie schreibt daß die
Regierung Allende ihren Stimmenan-
teil von 1970 bis „1973 von 36,3 auf 43,4
Prozent steigern“ konnte. Das ist so
pauschal nicht richtig. Dieser Argu-
mentation wird weiter unten im Zu-
sammenhang mit dem Beitrag von
Winfried Wolf widersprochen. Doch
hat das keinen Einfluß auf die Berech-
tigung ihres Resümees sondern un-
termauert es noch.

In den Tagen rund um den Jah-
restag widmeten sich auch die bür-
gerlichen Medien dem Thema. Ihre
Beiträge waren von unterschiedlicher
Qualität. Einige hatten das Ziel an-
gebliche Mythen zu zerstören. Dabei
war ihr Ziel nur die Diskreditierung
Allendes und die Entlastung der im-
perialistischen Länder von ihrem Teil
der Schuld am Militärputsch. Diese
Stellungnahmen waren der Auslöser
für eine Erwiderung von Winfried
Wolf in der junge Welt vom 20./21.
September. Unter dem Titel „Chile, 11.
September - Legenden und Lehren“ legt
er seine Sicht der Dinge dar. Der Text
hat Substanz, weißt aber trotzdem ei-
nige Fehler auf. Zu den Nebensächli-
chen gehört, daß die „Sozialistische Re-
publik“ von 1932 nur 12 Tage, und
nicht 100 wie er meint, gedauert hat.
Neben vielem zutreffendem schreibt
Wolf: „Eine bis heute aufrecht erhaltene
Legende lautet: Die Unidad Popular hat-
te für ihre Politik keine Mehrheit; Allende
sei schließlich nur mit einer relativen
Mehrheit gewählt worden.“ Dem setzt er
entgegen: „Tatsächlich konnte die Uni-
dad Popular ihre Basis, soweit in Wahlen
meßbar, kontinuierlich ausbauen.“

Schauen wir uns also seine Ar-
gumente im Einzelnen an. Er führt die
bekannten Wahlergebnisse für die UP
in der Zeit von 1970 bis 1973 an. Er
beginnt also mit 36,3% für Allende bei
der Präsidentschaftswahl, führt die
Kommunalwahl von 1971 mit 51% an
und landet bei der Parlamentswahl
von 1973 wo die UP 44% erzielen
konnte. Seine Zahlen (In der Fachli-
teratur kann man leicht differieren-

de Angaben finden, der Rezensent
stützt sich bei seinen Angaben auf
Nohlen.) zeigen bei einer oberfläch-
lichen Bewertung, daß die UP ihren
Einfluß gerade nicht kontinuierlich
ausbauen konnte! Das setzt aber vor-
aus, daß man bereit ist, Äpfel mir Bir-
nen zu Vergleichen. Es ist gewagt,
Kommunalwahlen mit Parlaments-
wahlen zu vergleichen, da die Wäh-
ler da durchaus unterschiedliches
Wahlverhalten an den Tag legen.
Ähnlich verhält es sich auch mit dem
Vergleich der Präsidentschaftswahl
mit der Parlamentswahl.

Nach der Logik von Wolf müß-
te man bei der für Allende erfolgrei-
chen Wahl von einer Niederlage für
die UP sprechen. Sie hatte 1970 im
Vergleich zur Parlamentswahl von
1969 über 7% verloren. Da das berech-
tigter Weise niemand so sieht, kann
man nur die Wahlergebnisse der Par-
lamentswahlen von 1969 und 1973
vergleichen um Veränderungen im
Gesellschaftlichen Rückhalt der UP zu
erkennen. Die Zahlen lagen für die UP
1969 bei 44% und 1973 bei 43,4%. Man
kann also feststellen, daß ihr ihre An-
hänger treu geblieben sind. Die Regie-
rung Allende hat, bei allen Schwierig-
keiten und unterschiedlichen Ansich-
ten innerhalb der UP, ihre Wähler nicht
enttäuscht. Indizien für eine Verbrei-
terung der gesellschaftlichen Basis bie-
ten diese Zahlen leider nicht.

Die Frage des gesellschaftlichen
Rückhalts der UP ist deshalb wich-
tig, da daran die Rechten die Schuld
der Linken an der Katastrophe des
Putsches festzumachen suchen. Doch
auf die verfahrene Situation wollte
Allende mit einer Volksabstimmung
über sein Programm reagieren. Das
hätte bei der zu erwartenden Nieder-
lage ermöglicht, auf erklärbare Wei-
se zurückzutreten. In den tendenzi-
ellen Worten der Süddeutschen Zei-
tung vom 15. September: „Der Präsi-
dent habe den Generälen versprochen, das
Referendum am 10. September anzukün-
digen. Pinochet bat demnach um zwei
Tage Aufschub. Zeit, in der er selbst die
gewaltsame Regierungsübernahme vor-
bereiten konnte.“

Man kann also feststellen, daß
die Rechte gar kein Interesse an einer
demokratischen Beendigung des Pro-
jektes von Allende hatte. Sie hat ihm
dazu einfach keine Zeit gelassen.
Demnach hat sie die gesamte Verant-
wortung für den Putsch und die ver-
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übten Verbrechen zu tragen.
Eine andere Frage ist die Bewer-

tung des damaligen Verhaltens der
verschiedenen Linken Strömungen.
Da muß natürlich geprüft werden,
welche Positionen der Linken gehol-
fen und welche geschadet haben. Hier
vertritt Wolf indirekt die Positionen
der damaligen Linksradikalen. Doch
meint die Bezeichnung Linksradikal
hier nicht den MIR, er war so realis-
tisch das er sich einem von Allende
eingeleiteten Rückzug wohl wider-
willig angeschlossen hätte, sondern
Teile der Sozialistischen Partei. Für sie
steht der Name Carlos Altamirano. Er
erklärte noch kurz vor dem Putsch:
„Chile wird sich in ein neues heldenhaftes
Vietnam verwandeln, wenn die Aufrühre-
rischen sich des Landes bemächtigen wol-
len. Der Putsch kann nicht mit einem Dia-
log bekämpft werden. Er muß mit der Kraft
des Volkes, mit der Organisation der Ar-
beiterklasse niedergedrückt werden.“

Diese Position unterstützt Wolf
wenn er formuliert: „Es war Allende,
der während des Putsch-Versuchs vom 29.
Juni 1973 erfolgreich zu Betriebsbesetzun-
gen aufrief; diese erwiesen sich als sinn-
volle Gegenmaßnahmen gegen den Auf-
marsch der Reaktion. Fatal hingegen wa-
ren vor allem das Zurückweichen der UP
und deren Maßnahmen gegen Linke wie
beispielsweise das Gesetz über Waffenkon-
trolle vom Juli 1973, mit dem faktisch die
radikale Linke (MIR) und Arbeiter in be-
setzten Betrieben entwaffnet wurden.“

Das klingt eingängig und wür-
de Allende und der UP die innerlin-
ke Schuld am Putsch zuweisen. Doch
ist an seinem Zitat nicht viel richtig.
Dem Rezensent ist kein Aufruf von
Allende zu Betriebsbesetzungen be-
kannt. Abgesehen davon ist der
Putschversuch von noch loyalen
Truppenteilen niedergeschlagen wor-
den, nicht durch die Aktion der Ar-
beiterklasse! Und was sollen die Maß-
nahmen der UP gegen Linke gewe-
sen sein? Das Gesetz über Waffenkon-
trolle ganz bestimmt nicht! Der Ent-
wurf war von der Nationalpartei dem
Parlament vorgelegt worden in dem
die Rechte und die Christdemokraten
die Mehrheit besaßen. Bei der Ab-
stimmung stimmte dann ein Teil der
Parlamentarier der UP und auch All-
ende dem Gesetz zu. Sie haben da-
mit gute Miene zum bösen Spiel ge-
macht. Es war von Anfang an klar,
daß bei den gegebenen Mehrheitsver-
hältnissen das Gesetz nicht zu verhin-

dern war. Daraus eine Stoßrichtung
von Allende gegen seine eigene Ba-
sis ableiten zu wollen geht fehl.

Eher zeigt das Beispiel des Waf-
fenkontrollgesetzes wie Vernünftig
die Position der chilenischen KP war.
Ihre Parole war: „Das Erreichte si-
chern!“ Sie wollte eine Verständigung
mit den Christdemokraten herbeifüh-
ren. Das wäre zwar nicht besonders
revolutionär gewesen hätte aber
eventuell den Putsch und damit die
Zerschlagung der linken Strukturen
verhindert. Manuel Cabiese Donoso,
er hatte früher eine wichtige Position
im MIR inne und ist im heutigen Chi-
le links der Concertación* zu finden,
antwortet in einem Interview mit der
junge Welt vom 30./31. August auf die
Frage nach den gemachten Fehlern:
„Die Überschätzung der revolutionären
Möglichkeiten, die sich in den siebziger
Jahren in Chile und Lateinamerika eröff-
neten. Damit ging die Überbewertung
der eigenen Kräfte und eine arrogante
Einstellung einher, die weder der Wirk-
lichkeit der MIR noch der Linken im All-
gemeinen entsprach.“

An einer anderen Stelle äußert
er: „Aber um gerade nicht wieder eine
Niederlage zu erleiden, müssen wir eine
politisch-soziale Bewegung aufbauen, die
ideologisch breite Bevölkerungssektoren
inklusive der Streitkräfte vertritt.“

Hinsichtlich der chilenischen
Streitkräfte klingt das etwas seltsam.

Diese Aussage ist aber nur im latein-
amerikanischen Kontext zu verste-
hen. Das Scheitern des Putsches ge-
gen Chaves in Venezuela hat gerade
viele Chilenen mächtig beeindruckt.
Trotzdem ist es nicht verkehrt die
venezolanischen Erfahrungen auszu-
werten. Hinsichtlich dessen ist es
zweifelhaft, ob man dann der UP
wirklich pauschal eine falsche Ana-
lyse der militärischen Frage vorwer-
fen sollte wie Wolf es tut. Übrigens
hat Chile eine Wehrpflichtigenarmee
und keine Berufsarmee wie er in die-
sem Zusammenhang behauptet.

Abschließend ist leider festzu-
halten das sich die Linke in ihrer Ge-
samtheit im Rahmen des Gedenkens
an den Putsch nicht mit Ruhm bekle-
ckert hat. Gerade für Organisationen
und Autoren die sich dem wissen-
schaftlichen Sozialismus verpflichtet
fühlen muß das peinlich sein. Zeigt
es doch wie weit Anspruch und Rea-
lität auseinander klaffen.
* Concertación = Die regierende Koaliti-
on aus im wesentlichen Sozialistischer
und Christdemokratischer Partei.
Quellen:
Dieter Nohlen „Chile - Das sozialisti-
sche Experiment“ Hamburg 1973
D. García u. O. Sola (Hg.) „Salvador
Allende Das Ende einer Ära“ Berlin
1998
Wilfried Huismann „Verrat in Santiago -
Wer erschoss Salvador Allende?“

Die Gewerkschaften durften ihn
damals nur „Demonstrationsstreik“ nen-
nen. Heute passt es nicht mehr in die neo-
liberale Landschaft, daran überhaupt
noch zu erinnern. Das Verschweigen in
den Medien ist eine Methode, die Reste
von Klassen- und Geschichtsbewußtsein
in Deutschland zu tilgen. Jörg Rösler
durchbrach im „Freitag“ vom 7.11. 2003
das Schweigen und berichtete über den
„Generalstreik, der keiner sein durfte“.

In der Bizone (USA und britische
Besatzungsmacht) führten die neu zuge-
lassenen Gewerkschaften am 12. 11. 1948
einen 24stündigen Generalstreik durch.
Daran beteiligten sich neun Millionen
Arbeiter und Angestellte, 72 % der in die-
sem Gebiet Beschäftigten. Nur die Ar-
beitsniederlegung war erlaubt, es durften
keine Kundgebungen und Demonstrati-
onen durchgeführt werden. In der fran-
zösischen Zone wurde der Streik glatt ver-
boten. Bereits vorher, am 28. Oktober
1948, war es in Stuttgart nach Streiks und
Demonstrationen zu schweren „Unru-
hen“ gekommen. Die Militärpolizei war

Der Generalstreik vor 55 Jahren am 12. November 1948
mit Panzern, Tränengas und Ausgangs-
sperren dagegen vorgegangen.

Der Grund für diese Empörung der
Lohnabhängigen war die Teuerung, die
nach der Währungsreform im Juni über
das Land gekommen war. So kostete z.B.
ein Ei plötzlich 50 Pfennige, und das bei
einem Monatslohn, der teilweise bei 190
DM lag. Mit dem Streik wurde gegen die
neue „Marktwirtschaft“ des Chefs des
Wirtschaftsressorts in der Bizone, Ludwig
Erhard, Front gemacht, die weite Teile der
Bevölkerung schwer traf. Besonders griff
man die Aufhebung der Preiskontrollen
scharf an. Viele wollten lieber die alten
Bezugsscheine wieder haben.

Dieser „gefesselte“ Streik konnte
keinen Erfolg haben. Erhard hat ihn ein-
fach ausgesessen und fabulierte über „Je-
dermann-Hemden“, die nun billig ange-
boten werden sollten. Die Besatzungsdik-
tatur hatte bereits die Weichen in den
Kapitalismus gestellt. Die Restauration in
Deutschland und die verhängnisvolle Ära
Adenauer konnten nicht aufgehalten wer-
den.
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Zur Geschichte der Arbeiterbe-
wegung gehört auch ihr kollektives
Gedächtnis. Seit 1989 und noch ver-
stärkt durch die „Geschichtslosig-
keit“ des neoliberalen Zeitgeistes hat
sich Erinnerungsschwäche ausge-
breitet. Dem kann neben einer Erneu-
erung von Kapitalismusanalyse und
-kritik innerhalb der Gewerkschaften
und politischen Linken durch gesell-
schaftspolitische und historische Bil-
dungsanstrengungen entgegenge-
wirkt werden. Arbeit am sozialen
Gedächtnis der Arbeiter- und Ge-
werkschaftsbewegung schließt aber
auch die selbstkritische Destruktion
politischer Mythen ein. Die These von
der „Endkrise“ des Kapitalismus und
der Möglichkeit seines revolutionä-
ren Umsturzes zu Beginn der Weima-
rer Republik war einer dieser politi-
schen Mythen in den Anfangsjahren
der KPD. Harald Jentsch analysiert
ihn am Beispiel der zeitgeschichtli-
chen Umstände des „Hamburger
Aufstandes“ und des „deutschen
Oktober“ 1923.

Am Morgen des 23. Oktobers
1923 kam es zu bewaffneten Kämp-
fen in Hamburg. Um 2.00 Uhr began-
nen kommunistische Stoßtrupps mit
der Blockierung wichtiger Hauptver-
kehrsstraßen und um 5.00 Uhr grif-
fen sie 26 Polizeiwachen an, von de-
nen sie um 7.00 Uhr etwa die Hälfte
erobert hatten. Der sog. Hamburger
Aufstand hatte begonnen, dessen
Kämpfe jedoch insgesamt auf
voneinander unabhängige Operatio-
nen in den nördlichen und östlichen
Stadtteilen Barmbek, Eimsbüttel und
Schiffbek beschränkt blieben. Zu kei-
nem Zeitpunkt gelang es den Auf-
ständischen, die Hamburger Arbei-
terschaft in die Kämpfe einzubezie-
hen, obwohl ein am 20. Oktober be-
gonnener Werftarbeiterstreik bereits
auf viele Betriebe übergegriffen und
auch zu Arbeitslosendemonstratio-
nen geführt hatte. Zwar sympathi-
sierten viele Arbeiter und Kleinbür-
ger mit den Kämpfenden, doch stan-
den sie – wie es der KPD-Vorsitzen-
de Heinrich Brandler formulierte –
„mit den Händen in den Taschen un-

Eine Legende wird 80
Der „deutsche Oktober“ 1923[1]

tätig dabei“.[2] Der KPD gelang es
nicht einmal, ihre eigenen Mitglieder
für den Aufstand zu mobilisieren.
Von den ca. 18.000 Hamburger Kom-
munisten nahmen nur etwa 150 ak-
tiv an den zwei Tage währenden Bar-
rikadenkämpfen teil. Diese verfügten
über 35 Gewehre und einige Revol-
ver und wurden von ca. 1.000 „Hel-
fern“ unterstützt, die sich am Barri-
kadenbau beteiligten sowie Lebens-
mittel und Munition herbeischafften.
Bereits unmittelbar nach den Ham-
burger Kämpfen charakterisierte der
Militärische Leiter (M-Leiter) der
KPD den Aufstandsversuch, der in
der Nacht vom 24. zum 25. Oktober
gegen 1.00 Uhr abgebrochen wurde,
wegen der ausgebliebenen Massen-
beteiligung als einen „Putsch“.[3]

Insbesondere mit dem Hambur-
ger Aufstand, der sich jetzt zum acht-
zigsten Mal jährt, verbindet sich bis
heute weitgehend die Vorstellungen
von einem „deutschen Oktober“
1923, der das Startsignal für die deut-
sche Revolution sein sollte. Zur glei-
chen Zeit existierten in Sachsen und
Thüringen kurzzeitig zwei aus linken
Sozialdemokraten und Kommunis-
ten gebildete Landesregierungen und
am 21. Oktober fand in Chemnitz eine
Arbeiterkonferenz statt, auf der – so
die Sichtweise Vieler bis heute –
durch die Feigheit und den Verrat der
linken Sozialdemokraten und der
rechten Kommunisten um den dama-
ligen KPD-Vorsitzenden Heinrich
Brandler die Ausrufung eines allge-
meinen Aufstandes verhindert und
damit eine günstige Möglichkeit zur
Revolution in Deutschland verpasst
worden sei. Das alles ist das Resultat
einer schnell, nämlich bereits Ende
1923 beginnenden Legendenbildung,
die eine wichtige Grundlage für die
spätere Stalinisierung der KPD wur-
de: Personifiziert in Brandler, der den
Aufstand verhinderte, wurden die
Gefahren der „Rechtsabweichler“
stigmatisiert. Für Ernst Thälmann,
der zumindest einen Großteil der
politischen Verantwortung für die
Vorgänge in Hamburg trug, bildete
sie ein wichtiges Fundament für sei-

nen Aufstieg zum Vorsitzenden der
KPD. Indem es gelang, auf ihn die
unkritische Bewunderung für die
Hamburger Aufständischen zu fo-
kussieren, denen – trotz des „Verrats
der KPD-Führung“ – ein geordneter
Rückzug aus aussichtsloser Situation
gelungen war, wurde er zum Helden
glorifiziert und schließlich zum „Füh-
rer seiner Klasse“ erhoben.

In diesem Beitrag soll kurz um-
rissen werden, was im Zusammen-
hang mit dem „deutschen Oktober“
wirklich geschah und worin dessen
Bedeutung bis heute besteht. Deshalb
sollen Fragen beantwortet werden,
wie: Gab es Planungen für einen be-
waffneten kommunistischen Auf-
stand in Deutschland? Von wem wur-
den diese Planungen durchgeführt?
Hatte ein solcher Aufstand eine reale
Chance?

(Fehl)einschätzung des
Kapitalismus
Ab dem Frühsommer 1923 anti-

zipierten die Funktionäre der Kom-
munistischen Internationale (KI), der
Kommunistischen Partei Russlands
(RKP[B]) und der KPD einen mögli-
chen Umschlag der vorrevolutionä-
ren Situation in eine akut revolutio-
näre. Unter starker Einflussnahme
des Exekutivkomitees der Kommu-
nistischen Internationale (EKKI) und
der RKP(B) forcierte die KPD-Füh-
rung deshalb ihre konkreten Auf-
standsplanungen, wobei sie den rus-
sischen Oktoberaufstand von 1917
zum Vorbild nahm. Ebenso wie die
russischen Bolschewiki um Wladimir
I. Lenin und Lew D. Trotzki sahen
auch die deutschen Kommunisten in
der russischen Revolution vom Ok-
tober/November 1917 lediglich den
Auftakt zur proletarischen Weltrevo-
lution. Die Errichtung einer sozialis-
tischen Gesellschaft in Russland al-
lein, dem „schwächsten Kettenglied“
der kapitalistischen Welt, in dem es
zwar leichter war, die Revolution zu
beginnen, aber um so schwieriger, sie
fortzuführen, hielten sie für unmög-
lich. Sie setzten all ihre Hoffnung auf
eine Ausweitung der Revolution in
Europa, wobei sich ihre Erwartungen
vor allem auf das hoch industrialisier-
te Deutschland mit seiner traditions-
reichen, starken Arbeiterbewegung
richteten. Doch alle bisherigen Revo-
lutionsversuche in Folge des Ersten
Weltkriegs waren gescheitert. Ausge-
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löst durch die strengen Auflagen des
Versailler Vertrags und beschleunigt
durch die Besetzung des Ruhrgebie-
tes durch französische und belgische
Truppen am 11. Januar 1923 befand
sich Deutschland in einer tiefen sozi-
oökonomischen Krise. Da sich weder
Politik noch Wirtschaft als fähig er-
wiesen, deren Auswirkungen (Hy-
perinflation, Pauperisierung und
Bankrott der Staatsfinanzen) in den
Griff zu bekommen, kam es sowohl
zu einem Erstarken nationalistischer
Bewegungen bis hin zu Separations-
bestrebungen im Rheinland und in
Bayern als auch zu vereinzelten und
zum Teil umfangreichen Streikaktio-
nen der Arbeiterschaft, die die Kom-
munisten in erhebliche Erregung ver-
setzten und ihren Optimismus erhöh-
te, die bestehenden gesellschaftlichen
Verhältnisse bald grundsätzlich än-
dern zu können. Dank ihrer Vereini-
gung mit dem linken Flügel der
USPD Anfang Dezember 1920 und
einer ab Ende 1921 verfolgten Ein-
heitsfronttaktik gegenüber der SPD
war es den deutschen Kommunisten
gelungen, eine breite Massenbasis in
der Arbeiterschaft zu erlangen. Da es
ihnen im Frühjahr 1923 erstmals ge-
lang, in einzelnen Streikaktionen die
politische Führung zu übernehmen,
hofften sie, die sozialdemokratischen
Arbeiter auch gegen den Widerstand
ihrer Führer für ihre Aktivitäten ge-
winnen und so die für die Revoluti-
on notwendige Mehrheit der Arbei-
terschaft sammeln zu können.

Im Sommer 1923 begann die
KPD mit den konkreten Planungen
für den bewaffneten Aufstand. Zur
eigenen Vorbereitung hielt sie eine
Zeit von mindestens sechs Monaten
für nötig, sie wollte also bis
frühestens Anfang 1924 für einen
Aufstand bereit sein. Die deutschen
Kommunisten sahen auch keine Not-
wendigkeit, von sich aus die Auf-
standsvorbereitungen zu forcieren,
hielten sie es doch für unmöglich,
dass die sozioökonomischen Proble-
me Deutschlands – die sie in Luxem-
burgscher Tradition als „Endkrise“
des Kapitalismus wahrnahmen –
anders als revolutionär zu lösen sei-
en. Einziger Grund für eine Beschleu-
nigung der Vorbereitungen wäre eine
weitere katastrophale Verschlechte-
rung der sozialen Situation der deut-
schen Arbeiterschaft oder ein Los-
schlagen faschistischer Verbände ge-

wesen. Beide Möglichkeiten wären
den kommunistischen Aufstandsvor-
bereitungen letztlich entgegenge-
kommen, hätte doch sowohl eine Ver-
schlechterung der Lage als auch ein
faschistischer Putschversuch sehr
wahrscheinlich die Massenbasis der
Kommunisten verbreitert und
möglicherweise zu spontanen Aktio-
nen der notleidenden Bevölkerung
geführt, die dann zu unterstützen
und gegebenenfalls zu kanalisieren
bzw. zu steuern gewesen wären.

Von der Komintern
gesteuert?
Zur Straffung der Aufstands-

vorbereitungen beschloss das Polbü-
ro der KPD am 28. August 1923 die
Schaffung eines „mit diktatorischen
Vollmachten ausgestatteten“ zentra-
len Revolutionskomitees (REVKOM).
Damit nahm es den Ausbau des
bereits im Februar beschlossenen,
aber bisher eher nur formal existie-
renden illegalen Apparats in Angriff.
An der Spitze des REVKOM stand
der Revolutionäre Kriegsrat, dem
Brandler und August Kleine-Guralski
– die die politische Führung des ille-
galen Apparats durch das Polbüro
garantierten – sowie der militärische
Leiter (M-Leiter) bei der Zentrale der
KPD angehörten. Dieser M-Leiter war
wahrscheinlich der sowjetische Gene-
ralmajor Pjotr (Alexis) Skoblewski.
Neben dem Revolutionären Kriegsrat
gehörten dem REVKOM (mit größ-
ter Wahrscheinlichkeit) noch folgen-
de Mitglieder der Zentrale der KPD
an: Iwan Katz, Fritz Heckert, der An-
fang Oktober durch Erich Melcher
ersetzt wurde, Felix Wolff, Wilhelm
Pieck, Hugo Eberlein und Walter Ul-
bricht.

Ebenfalls im August 1923 be-
schloss das Politbüro der RKP(B) die
Bereitstellung erheblicher finanzieller
und militärischer Mittel für die
Durchführung der Revolution in
Deutschland und benannte zur Aus-
arbeitung der damit im Zusammen-
hang stehenden Fragen eine Kommis-
sion, der mit Grigorij J. Sinowjew
(Leiter), Feliks E. Dzierzynski, Lew B.
Kamenew, Grigorij L. Pjatakow, Karl
B. Radek, Grigorij J. Sokolnikow, Jos-
sif W. Stalin, Lew D. Trotzki und Ge-
orgij W. Tschitscherin die namhaftes-
ten sowjetrussischen Partei- und
Staatsführer angehörten.[4] Auf einer
gemeinsamen Beratung mit Vertre-

tern der Zentrale der KPD in Moskau
legte das EKKI schließlich Anfang
Oktober – auf Vorschlag von Trotzki
– fest, alle Aufstandsplanungen auf
den 9. November 1923 (den symbol-
trächtigen 5. Jahrestag der Ausrufung
der ersten sozialistischen deutschen
Republik) auszurichten. Damit wur-
de der Aufstandstermin – wenn auch
lediglich zur Orientierung – gegenü-
ber den Planungen der KPD-Führung
um mindestens zwei Monate vorver-
legt, womit Anfang Oktober von den
ursprünglich vorgesehenen drei Mo-
naten Vorbereitungszeit noch ganze
vier bis fünf Wochen übrig blieben.
Hier ist jedoch – im Gegensatz
beispielsweise zu Otto Wenzel, der
nachzuweisen versucht, die Vorberei-
tungen auf den „deutschen Oktober“
hätten in den Händen der sowjeti-
schen Führer gelegen und die KPD-
Führer wären deren bloße Befehls-
empfänger gewesen[5] – zu betonen,
dass alle Maßnahmen zur Vorberei-
tung des Aufstands von den deut-
schen Kommunisten selbst getroffen
wurden. Deren Einheitsfrontpolitik
ermöglichte überhaupt erst ein ernst-
haftes Nachdenken über Revolutions-
vorbereitungen. Dass sich die KPD-
Führung in den konkreten militäri-
schen Planungen am politischen Ur-
teil und an den Erfahrungen der rus-
sischen Parteiführer orientierte und
die Unterstützung durch russische
Militärexperten gern in Anspruch
nahm, ja, einforderte, liegt auf der
Hand. Die im August und September
von russischer Seite erfolgten Inter-
ventionen waren lediglich der Angst
geschuldet, die deutschen Kommu-
nisten könnten mit ihrem Beharren
auf ihrer langfristigen Planung eine
günstige Situation verpassen. Dem-
entsprechend schlugen sie in Verken-
nung der Situation, die auch die deut-
schen Parteiführer als günstig für ei-
nen Aufstand deuteten, letztlich nicht
realisierbare Sofortmaßnahmen vor.

Die Aufstandsvorbereitungen
wurden nunmehr forciert. Aber noch
Ende Oktober 1923 musste der mili-
tärische Leiter in einem Bericht an die
Zentrale der KPD feststellen: Zwar
seien alle vom Revolutionären
Kriegsrat gestellten Aufgaben erfüllt
– „außer dem wichtigsten – der Be-
waffnung“. „Es fehlen noch Waffen
für den Anfangskampf“. Mit 11.075
Gewehren, 141 MG, 130 MP, 1.811
Revolvern und 1.131 Handgranaten
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verfügte die KPD am 21. Oktober
1923 nicht annähernd über den ge-
planten Bestand an Waffen, der aus
militärischer Sicht 3/4 des Erfolges
gesichert hätte.[6]

Reichsexekution gegen die
SPD/KPD-Landesregierung
in Sachsen
Sämtliche Terminplanungen

wurden jedoch über den Haufen ge-
worfen, als im Morgengrauen des 20.
Oktober 1923 die Reichswehr mit
mehr als 60.000 Soldaten begann,
Sachsen zu besetzen. Diese größte
Aktion der deutschen Streitkräfte
nach Ende des Krieges kam
zumindest für die überwiegende
Mehrheit der deutschen Bevölkerung
völlig überraschend. Durchaus nicht
überraschend kam sie jedoch für die
politischen Kreise der Weimarer Re-
publik. War bereits die von Dr. Erich
Zeigner im Frühjahr 1923 aus linken
Sozialdemokraten gebildete und von
den Kommunisten tolerierte Minder-
heitsregierung in Sachsen der Reichs-
regierung und insbesondere der
Reichswehrführung ein Dorn im
Auge, so legten diese ihre Zurückhal-
tung vollends ab, als Zeigner am 12.
Oktober nach langwierigen Verhand-
lungen mit der KPD drei führende
Kommunisten in sein Landeskabinett
berief: Den Politischen Leiter der KPD
Westsachsens und Vorsitzenden der
kommunistischen Landtagsfraktion
Paul Böttcher als Finanzminister, den
Gewerkschaftspolitiker Fritz Heckert
als Wirtschaftsminister sowie den
Vorsitzenden der KPD Heinrich
Brandler als Leiter der Staatskanzlei.
Auch in Thüringen berief der sozial-
demokratische Ministerpräsident
August Frölich am 16. Oktober drei
Kommunisten in die sozialdemokra-
tische Regierung – den Jenaer Profes-
sor Karl Korsch als Justizminister, den
Weimarer Kreisschulrat Albin Tenner
als Wirtschaftsminister sowie den
Weimarer Studienrat Dr. Theodor
Neubauer als Staatsrat.

Die Kommunisten wollten ihre
Regierungsbeteiligung dazu nutzen,
die bereits zuvor geschaffenen Ein-
heitsfrontorgane (Betriebsräte, Kon-
trollausschüsse, Proletarische Hun-
dertschaften und Aktionsausschüsse)
zu außerparlamentarischen Macht-
faktoren auszubauen. Die sozialde-
mokratisch-kommunistischen Koali-
tionsregierungen sollten auf diesem

Wege zu wirklichen Arbeiterregie-
rungen weiterentwickelt werden, die
sich nicht mehr nur auf eine parla-
mentarische Mehrheit, sondern auch
auf eine außerparlamentarische Mas-
senbewegung gestützt hätten.
Insbesondere sollten die proletari-
schen Kampfverbände – die Proleta-
rischen Hundertschaften – aus den
Beständen der Landespolizei bewaff-
net und mit Hilfspolizeifunktionen
ausgestattet werden. Die Ausrufung
eines Generalstreiks in Sachsen und
Thüringen sollte die Massen weiter
mobilisieren und, über reichsweit
durchgeführte regionale und Landes-
kongresse vorbereitet, sollte
schließlich ein Reichsbetriebsrätekon-
gress den bewaffneten Aufstand pro-
klamieren. Der bewaffnete Kampf
sollte dann von Sachsen und Thürin-
gen aus auf alle anderen Teile
Deutschlands, insbesondere auf die
wirtschaftlichen und politischen Zen-
tren, übergreifen und schließlich in
Berlin entschieden werden. Den
Nordbezirken kam dabei die Aufga-
be zu, Kämpfe mit dem Ziel zu be-
ginnen, Teile der Reichswehr zu bin-
den. Hamburg kam in der Gesamt-
planung also lediglich eine Nebenrol-
le zu: Ein dortiger Aufstand war
lediglich ein Ablenkungsmanöver,
keinesfalls sollte er das Signal für den
allgemeinen Aufstand sein.

Doch die gegnerischen Kräfte
handelten schneller und die Reichs-
wehrführung übernahm nur zu gerne
die Aufgabe, für die Reichsregierung
die Reichsexekution gegen die wider-
spenstigen Landesregierungen
durchzuführen. Bereits am Tag des
Regierungseintritts der Kommunis-
ten in Sachsen verbot der Befehlsha-
ber der Reichswehrtruppen in Sach-
sen, Generalleutnant Alfred Müller,
die Proletarischen Hundertschaften
und alle ähnlichen Verbände und vier
Tage später teilte er der Landesregie-
rung mit, er habe mit sofortiger Wir-
kung die sächsische Landespolizei
direkt der Reichswehr unterstellt. Am
Tage der Reichswehrbesetzung ließ er
Zeigner wissen, er sei von der Reichs-
regierung beauftragt, in Sachsen mit
den ihm „zur Verfügung stehenden
und zur Verstärkung der zur Verfü-
gung gestellten Machtmitteln verfas-
sungsmäßige und geordnete Verhält-
nisse wieder herzustellen und auf-
rechtzuerhalten“.[7]

Chemnitzer
Arbeiterkonferenz und
Generalstreikforderung
Am 20. Oktober beschloss die

Zentrale der KPD auf einer eiligst ein-
berufenen Sitzung, dass die nächst-
mögliche Gelegenheit für die Prokla-
mation des Widerstandes gegen die
Reichswehrbesetzung genutzt wer-
den müsse. Der unter den gegebenen
Umständen glücklich zu nennende
Zufall wollte es, dass am folgenden
Tag in Chemnitz eine schon seit meh-
reren Tagen von der Landesregierung
einberufene Arbeiterkonferenz statt-
fand, auf der die Minister Georg
Graupe (SPD), Fritz Heckert und Paul
Böttcher (beide KPD) mit den Dele-
gierten verschiedener Arbeiterorgani-
sationen die wirtschaftliche und so-
ziale Situation in Sachsen beraten
wollten. Die Zentrale beschloss, die
Stimmung auf der Konferenz zu son-
dieren und im Falle eines günstigen
Ergebnisses die Ausrufung eines Ge-
neralstreiks gegen die Reichswehrbe-
setzung zu beantragen, der das Sig-
nal für den Beginn des Aufstandes
sein sollte. Die KPD hatte nun plötz-
lich nur noch knapp 24 Stunden Zeit
zur Vorbereitung eines Aufstands.

Als in der den Referaten der
drei Minister folgenden Aussprache
über die politische Situation in Sach-
sen nach Reichsexekutive und
Reichswehreinmarsch auch einige
Redner die Ausrufung des General-
streiks forderten, schien Brandler die
Stimmung günstig. Er verlangte eine
sofortige Abstimmung über diese
Forderung, wobei er den General-
streik als „Gebot der Selbstverteidi-
gung“ bezeichnete. Brandler setzte
damit den tags zuvor gefassten Be-
schluss nur halbherzig um. Zwar for-
derte er den Generalstreik, doch wäre
es ihm mit der Unterstreichung des
defensiven Charakters des General-
streiks schwer gefallen, auch zum
bewaffneten Aufstand aufzurufen.
Das anschließende eisige Schweigen
wurde durch die kurze und bündige
Antwort Graupes, die sozialdemo-
kratischen Teilnehmer würden die
Konferenz sofort verlassen, wenn die
KPD auf ihrem Antrag beharre, be-
endet. Die anwesenden Kommunis-
ten fügten sich nach einiger Diskus-
sion dieser Entscheidung. Dieses von
Thalheimer als „Begräbnis dritter
Klasse“[8] bezeichnete Ergebnis zeigt
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einerseits, dass sich insbesondere die
sozialdemokratischen und Gewerk-
schaftsdelegierten nicht ohne vorhe-
rige gründliche Prüfung der Umstän-
de in ein kommunistisches Abenteu-
er hineinziehen lassen wollten,
andererseits aber auch, dass Brand-
lers KPD-Führung zu einem Kampf
ohne die SPD nicht bereit war.

In Sachsen blieb es während der
Reichswehrbesetzung weitgehend
ruhig, lediglich in einzelnen Städten
gab es Widerstandsaktionen, die
spontan ausbrachen und vor allem
durch das brutale Vorgehen einzelner
Reichswehreinheiten oder auch nur
einzelner Reichswehrangehöriger
provoziert wurden. Am 30. Oktober
legte Zeigner, dessen Regierung jeg-
lichen Einfluss auf das Geschehen
und sämtliche exekutive Gewalt an
die Reichswehr verloren hatte,
schließlich auf massiven Druck von
Reichskanzler Gustav Stresemann
hin sein Amt nieder.

Legendenbildung und ihre
Folgen
Vom Scheitern eines vorbereite-

ten Aufstands im Oktober 1923 kann
also keine Rede sein. Es gab keinen
Aufstand, es existierten noch nicht
einmal wirkliche Vorbereitungen
dazu. Die KPD scheiterte – abgesehen
von der Frage, ob ein bewaffneter
Aufstand 1923 in Deutschland
überhaupt durchführbar war – kon-
kret auch an der Unmöglichkeit, den
Aufstand willkürlich zu beschleuni-
gen. Das resultierte jedoch nur be-
dingt aus der eigenen Schwäche, son-
dern offenbarte lediglich die Fehlin-
terpretation der Gesamtsituation. Der
Kapitalismus war nicht in die von den
Kommunisten angenommene „End-
krise“ eingetreten. Letztlich zerbrach
die Aufstandsplanung der KPD dar-
an, dass die Mehrheit der Arbeiter-
schaft nicht bereit war, für eine vage
Hoffnung auf ein besseres Morgen
das Heute – und sei es noch so un-
vollkommen – aufs Spiel zu setzen.
Die Massen mochten mit den Auffas-
sungen und der Politik der KPD sym-
pathisieren, und dass sie es in dieser
Zeit verstärkt taten, beweisen die
Wahlergebnisse und die zahlreichen
Arbeitskämpfe. Das reichte aber noch
lange nicht aus, um ihre angestamm-
te Passivität in Aktivität zu verwan-
deln und sie zum Wagnis eines be-
waffneten Aufstands zu motivieren.

Es gab keine Aktion, die den Namen
„deutscher Oktober“ auch nur annä-
hernd verdient. Was ihn zum – wenn
auch nicht stattgefundenen – Ereig-
nis macht, sind seine Vorbereitung
und die in ihn gesetzten Hoffnungen
eines Teils der deutschen und inter-
nationalen Arbeiterschaft, insbeson-
dere aber die Nachhaltigkeit seiner
Nachbereitung, in der sich die Auf-
fassung manifestiert, alle Bedingun-
gen seien im Herbst 1923 reif für die
Revolution gewesen, und nur die
mangelnden Fähigkeiten der Partei-
führung um Brandler und der Verrat
der Sozialdemokraten habe sie ver-
hindert.

Da mit dem Ausbleiben der
deutschen Revolution die Hoffnun-
gen auf einen schnellen Fortgang der
Weltrevolution zerstoben waren,
standen auch die russischen Kommu-
nisten vor der Frage der Neuorientie-
rung ihrer Politik. Diese internationa-
le Dimension der Ereignisse trat nach
dem Ableben Lenins in den Kämpfen
um seine Nachfolge dramatisch zu
Tage. Neben anderen Faktoren ver-
half vor allem das Ausbleiben der
Weltrevolution Stalin dazu, sich –
zunächst gemeinsam mit Kamenew,
Sinowjew und Nikolai Bucharin –
gegen Trotzki durchzusetzen. Sein
Konzept des „Aufbaus des Sozialis-
mus in einem Lande“ setzte sich ge-
gen das der „permanenten Revoluti-
on“ von Trotzki durch. Die KI, und
mit ihr die KPD, mutierte in der Fol-
ge vom Organisator der nicht statt-
findenden Weltrevolution zum Werk-
zeug sowjetischer Außenpolitik. Und
so urteilte der Trotzki- und Stalin-Bi-
ograph Isaac Deutscher: „Der Zusam-
menbruch des deutschen Kommunis-
mus im Jahr 1923 war der entschei-
dende Wendepunkt. Jetzt kristallisier-
ten sich die Ideen, die wir als Stali-
nismus verstehen müssen.“[9]
Harald Jentsch, aus „Sozialismus“

Literatur
Angress, Werner T.: Die Kampfzeit der KPD.
1921-1923, Düsseldorf 1973.Becker, Jens:
Heinrich Brandler. Eine politische Biogra-
phie, Hamburg 2001.Kinner, Klaus: Der
deutsche Kommunismus. Selbstverständnis
und Realität, Bd.1 Die Weimarer Zeit, Berlin
1999.Rudolph, Karsten: Die sächsische Sozi-
aldemokratie vom Kaiserreich zur Republik,
Weimar/Köln/Wien 1995.Schumann, Dirk:
Politische Gewalt in der Weimarer Republik
1918-1933. Kampf um die Straße und Furcht
vor dem Bürgerkrieg, Essen 2001.Winkler,
Heinrich August: Von der Revolution zur
Stabilisierung. Arbeiter und Arbeiterbewe-

gung in der Weimarer Republik 1918 bis
1924, Bonn 1983.Harald Jentsch (Karben)
promoviert zur Zeit mit einer Arbeit zum
Thema „Die KPD und der ‘deutsche Okto-
ber’ 1923 – Ein Beitrag zur politischen Sozio-
logie“ an der TU Darmstadt.
Anmerkungen: [1] Neben der umfangrei-
chen Literatur zum Thema basiert dieser Ar-
tikel insbesondere auf intensiven Material-
studien in folgenden Archiven: Stiftung Ar-
chiv der Parteien und Massenorganisatio-
nen der DDR im Bundesarchiv, Berlin, Zen-
trales Parteiarchiv der SED, Historisches Ar-
chiv der KPD (SAPMO/BArch); Sächsisches
Hauptstaatsarchiv, Dresden (SäHStA); Rus-
sisches Zentrum zur Aufbewahrung und
zum Studium der Dokumente der neuesten
Geschichte, Moskau (RCChIDNI).[2] H.
Brandler, Berlin, an C. Zetkin u. E. Hoernle,
Moskau, 27.10.1923, in: SAPMO/BArch, I 2/
3/203.[3] Der militärische Leiter bei der Zen-
trale der KPD, Berlin, 26. Oktober 1923, in:
SAPMO/BArch, I 6/10/78.[4] Beschluß des
Politbüros des ZK der RKP(B) „Über die in-
ternationale Lage“ vom 22. August 1923. Ab-
schrift aus dem Protokoll Nr. 27 der Sitzung
des Politbüros des ZK vom 22.VIII.1923
„Über die internationale Lage“, in: „Die Re-
volution in Deutschland wird auf den 9. No-
vember festgelegt.“, Istocnik, Moskau, Nr. 5/
1995, Dok. Nr. 4.[5] Otto Wenzel, Der ge-
plante „Deutsche Oktober“ im Herbst 1923.
Die Niederlage der kommunistischen Welt-
revolution in Deutschland – Vorgeschichte
und Verlauf des von der Komintern geplan-
ten Aufstandes, in: Zeitschrift des For-
schungsverbundes SED-Staat, Berlin, Nr.
10/2001, S. 3-36.[6] Vgl. Der militärische Lei-
ter bei der Z[entrale] der KPD, Bericht Nr. 3
über die militärorganisatorische Arbeit in
Deutschland vom 28. Juli bis 27. Oktober
1923, Berlin, den 27. Oktober 1923, in: SAP-
MO/BArch, I 6/10/78.[7] A. Müller, Gene-
ralleutnant, an E. Zeigner, Ministerpräsi-
dent, 20. Oktober 1923, in: Walter Fabian,
Klassenkampf um Sachsen. Ein Stück Ge-
schichte 1918-1930, [Löbau 1930] Berlin
1972 (Nachdruck), S. 172.[8] August Thal-
heimer, 1923: Eine verpaßte Revolution? Die
deutsche Oktoberlegende und die wirkliche
Geschichte von 1923, Berlin 1931, S. 26.[9]
Isaac Deutscher, Stalin. Eine politische Bio-
graphie, Berlin 1990 [1967], S. 504.
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Sonderheft China: Langer Marsch in den Kapitalismus? u. a. Die politische Kehrtwende, Das
„Rennen auf Leben und Tod“, Deng Xiao-pings zu großer Sprung nach rechts, Revisionismus -
oder schöpferische Anwendung des Marxismus?

Vorwort von Paul Frölich zum Werk von Rosa Luxemburg: Gegen den Reformismus

Register der „Arbeiterstimme“ 1971 - 1975, 1976 - 1981, 1981 - 1989

Isaac Abusch: Erinnerungen und Gedanken eines oppositionellen Kommunisten (Hrsg.
Achim Kowalczyk)

Immer noch Kommunist? Erinnerungen von Paul Elflein

Theodor Bergmann: Gegen den Strom, Die Geschichte der KPD-Opposition (KPO) (Neuauflage)

August Thalheimer: Programmatische Fragen, Kritik des Programmentwurfs der kommuni-
stischen Internationale (VI. Weltkongreß)

Die politische Theorie August Thalheimers 1919 - 1923 (Harald Jentsch)

Herausgegeben von der Gruppe Arbeiterpolitik: Einführung in den dialektischen Materialis-
mus Vorträge an der Sun-Yat-Sen-Universität Moskau (August Thalheimer)

Zurück in die Eierschalen des Marxismus? Zum Existentialismus als bürgerliche Philosophie
(August Thalheimer)

1923, eine verpaßte Revolution? Die deutsche Oktoberlegende und die wirkliche Geschichte
von 1923 (August Thalheimer)

Um was geht es? Zur Krise der KPD (August Thalheimer)

Plattform der Kommunistischen Partei Deutschlands (Opposition)

Wie schafft die Arbeiterklasse die Einheitsfront gegen den Faschismus? Eine kritische Un-
tersuchung der Fragen: 1. Warum sind reformistische Methoden untauglich zum Kampf gegen
den Faschismus? 2. Warum hat die bisherige kommunistische Taktik im Kampf gegen den Fa-
schismus versagt, und wie muß sie geändert werden? (August Thalheimer)

Der Zusammenbruch der Weimarer Republik - und was weiter?

Volksfrontpolitik, ihre Ursachen und Folgen am Beispiel Frankreichs und Spaniens. Artikel
aus dem „Internationalen Klassenkampf“ von 1935 - 1939. Eingeleitet von der Gruppe Arbeiter-
politik

Die Potsdamer Beschlüsse, Eine marxistische Untersuchung der Deutschlandpolitik der Groß-
mächte nach dem 2. Weltkrieg (August Thalheimer)

Grundlinien und Grundbegriffe der Weltpolitik nach dem 2. Weltkrieg (August Thalheimer)

Weiße Flecken, Über die Geschichte der Sowjetunion, u. a. Neue Ökonomische Politik, Indu-
strialisierung, Kollektivierung, Opposition und Prozesse, Massensäuberungen, Belagerte Fes-
tung

Grundlagen der Einschätzung der Sowjetunion (August Thalheimer)

Die Sowjetunion und die sozialistische Revolution (Heinrich Brandler)

Revolutionäre oder konterrevolutionäre Kritik an der Sowjetunion, Auseinandersetzung mit
der Kritik Kravchenkos und Solschenizyns an der SU

Über die sogenannte Wirtschaftsdemokratie (August Thalheimer)

Der Weg der Gewerkschaften, Um eine richtige kommunistische Politik nach dem 2. Weltkrieg
(Waldemar Bolze)

Ostblock - Westblock, Internationale monatliche Übersichten 1945 - 48 (August Thalheimer)
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Die Niederlage der spanischen
Republik 1939 war eine Niederlage
für die spanische und internationale
Arbeiterbewegung und ist bis heute
Thema ungezählter Bücher.

Die Aufsätze in dem vorliegenden
Buch sind erstmalig in der  Arbeiter-
stimme in den Ausgaben September
1986 bis Oktober 1987 veröffentlicht
und später in einer Broschüre zusam-
mengefasst worden.

Uns war es wichtig diese längst
vergriffene Broschüre mit einigen Er-
gänzungen neu aufzulegen.

Denn es handelt sich um eine der
seltenen Darstellungen der Ereignis-
se in Spanien aus der Sicht der KPO
(Kommunistische Partei – Oppositi-
on), bzw. der sich in diese Tradition
stellenden Gruppe. Die Position die-
ses Teils der Arbeiterbewegung wird
in der bis heute andauernden Diskus-
sion kaum zur Kenntnis genommen.
Im Anhang werden einige
Diskussionsbeiträge aus unserer Zeit
dokumentiert. Die Kämpfe in Barce-

Bestelladresse:
Gegen den Strom
Schwanthalerstraße 139
80339 München

oder:
T. Gradl
Postfach 910307
90261 Nürnberg

240 Seiten, Paperback,
€ 12,-
ISBN 3-00-010296-5

lona im Mai 1937, und die Kontrover-
se um den „Fall Maurin“ werden un-
ter Verwendung erst jetzt zugängli-
cher Materialien dargestellt.

Wir sehen dieses Buch auch als
einen Beitrag zur Diskussion über
eine der Ursachen, die zur weltwei-
ten Niederlage der Arbeiterbewegung
und der Ansätze zum Sozialismus ge-
führt haben.

510 Seiten,
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